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Redaktioneller Lesehinweis: 
 
Für die Veröffentlichung wurden die Expertisen für den 16. KJB neu und einheitlich 
formatiert. Um die im Bericht in der Fassung der Bundestagsdrucksache 19/24200 vom 
11.11.2020 zitierten Quellen aus den Originaltexten in der vorliegenden Fassung 
schnell überprüfen zu können, werden im Folgenden die entsprechenden Belegstellen 
aus dem Bericht in der vorliegenden Fassung nachgewiesen: 

Zitat 16. KJB  (S. im KJB) Zitat in der vorliegenden Fassung 

S. 1  (S. 221)  S. 6 
S. 5  (S. 221)  S. 6 
S. 27  (S. 221)  S. 26 
S. 9  (S. 221)  S. 7 
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Vorbemerkung 
Eine Expertise zum Thema Demokratiebildung in Förderschulen sieht sich von Be-
ginn an mindestens zwei Problemen gegenüber. Erstens ist die Förderschulland-
schaft in Deutschland stark fragmentiert und die Bundesländer folgen je eigenen 
Pfaden bei der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Auf 
der Grundlage der UN-BRK und des zuvor veröffentlichten Muňoz-Berichts 
(Muňoz 2007) ist das deutsche (bzw. deutschsprachige) Förderschulwesen sehr stark 
in die Kritik geraten und die überwiegende Mehrzahl der Inklusionsforscher*innen, 
sofern sie nicht von ständischen Interessen geleitet werden, folgt der Auffassung, 
dass es perspektivisch – nach finnischem oder italienischem Vorbild – abgeschafft 
werden sollte und der in der UN-BRK formulierte menschenrechtliche Anspruch 
auf eine qualitativ hochwertige Bildung und auf eine Schule für alle angemessen 
umgesetzt werden soll. Durch die unterschiedlichen Pfade im Umgang mit dem be-
stehenden Förderschulsystem ist ein Überblick zwar nicht prinzipiell unmöglich, 
aber mit Blick auf den für die Expertise verfügbaren Zeitrahmen praktisch nicht 
umzusetzen. Wir haben darauf so reagiert, dass wir immerhin vier in dieser Hinsicht 
sehr heterogene Bundesländer – Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Bre-
men, Brandenburg – etwas genauer analysiert haben.  

Zweitens ist der Begriff der Demokratiebildung alles andere als präzise und wird 
etwa je nach Profession (Demokratiepädagogik, Politikdidaktik oder andere, an po-
litischer Bildung beteiligte Institutionen) sehr unterschiedlich gefasst, was die Reich-
weite und den Gegenstandsbereich betrifft. Wir selbst haben auch eine spezifische 
Auffassung von Demokratiebildung, von der nicht klar ist, inwieweit sie auf die 
Zustimmung aller hier relevanten Akteure zählen kann. Deshalb klären wir in einem 
eigenen Kapitel, was wir aus welchen Gründen unter Demokratiebildung verstehen 
und operationalisieren den Zugang für die weitere Bearbeitung. 

Die vorliegende Expertise, das sei noch erwähnt, hatte nicht nur mit enormen zeit-
lichen Restriktionen, die vor allem dem laufenden wissenschaftlichen Getriebe un-
ter Home Office-Bedingungen geschuldet sind, sondern auch noch mit den Aus-
wirkungen einer globalen Pandemie zu kämpfen. Wir hoffen, dass wir dennoch die 
in Auftrag gegebene Fragestellung einigermaßen angemessen behandelt haben, wür-
den uns aber über Kritik und Kommentare sehr ernsthaft freuen. 

 

Freiburg im Juni 2020 

Uwe H. Bittlingmayer, Jürgen Gerdes & Gökçen Yüksel 
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Zusammenfassung  
Im Rahmen der vorliegenden Expertise sollte der Frage nachgegangen werden, in-
wieweit Demokratiebildung an Förderschulen in der alltäglichen Schulpraxis eine 
sichtbare Rolle einnimmt. Diese Frage wollten wir empirisch mittels qualitativen 
Interviews beantworten. Durch die Corona-Krise musste die Anlage der Expertise 
grundlegend verändert werden – sie liefert nunmehr aus eher konzeptioneller Sicht 
Einblicke in den Zusammenhang von Demokratiebildung und deutschem Förder-
schulsystem. 

Dabei zeigte sich einerseits die Pfadabhängigkeit in der bundeslandspezifischen 
Entwicklung des Förderschulsystems. Andererseits wurde schnell deutlich, dass die 
Frage nach Demokratiebildung im Förderbereich, bei der es darum geht, inwieweit 
die schulbildungsspezifisch vulnerabelsten Gruppen zur Partizipation und zur 
Kenntnis und Ausübung der eigenen (Menschen- und demokratischen Partizipa-
tions-)Rechte angemessen vorbereitet werden, durch eine Forschung komplettiert 
werden müsste, die die tatsächliche Einbindung von Schülerinnen und Schülern mit 
Beeinträchtigungen oder besonderem Förderbedarf in schuldemokratische Proze-
duren (wie Klassenrat) oder die Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit eines 
klassischen Politikunterrichts überprüft. Solche Fragen liegen bislang unterhalb des 
Radars der evidenzbasierten empirischen Bildungsforschung und müssten aus un-
serer Sicht dringend angegangen werden. 

Um die Frage nach Demokratiebildung an Förderschulen zu beantworten, haben 
wir zunächst den komplexen Begriff der Demokratiebildung vierdimensional aus-
differenziert. Wir haben analytisch eine implizite Dimension der Demokratie- und 
Menschenrechtsbildung, wie sie sich vor allem im Programmen zum Sozialen Ler-
nen oder zur Stärkung der Heterogenitätstoleranz materialisiert, von einer demo-
kratiepädagogischen Dimension unterschieden, die auf die partizipative Dimension 
in Form etwa der Etablierung von Service-Learning und Klassenrat abzielt. Darüber 
hinaus haben wir die fachdidaktische Perspektive der Politikdidaktik unterschieden, 
wie sie sich im Rahmen eines Politikunterrichts darstellt, und schließlich eine expli-
zite Dimension von Demokratie- und Menschenrechtsbildung differenziert, um die 
Frage nach Demokratiebildung an Förderschulen nicht zu pauschal mit ja oder nein 
zu beantworten. 

Auf der Grundlage einer Analyse vorliegender Bildungspläne, Rahmenverordnun-
gen und länderspezifischen Bildungspolitiken (Kap. 3), einer Analyse zufällig aus-
gewählter Homepages (als Ersatz für die mangelnde Empirie) (Kap. 4) sowie einer 
äußerst explorativen Studie mit sechs schriftlichen Interviews mit Schulleitungen 
und Lehrpersonen (davon fünf aus Baden-Württemberg) mit nur sehr wenig belast-
baren Ergebnissen (Kap. 5) würden wir die folgenden Aussagen als zentrale Ergeb-
nisse der Expertise herausstellen: 

⋅ Demokratiebildung ist zumindest konzeptionell an den Förderschulen an-
gekommen. 

⋅ Das schlägt sich erstens in der klaren Benennung demokratiebezogener 
Themen in den Bildungsplänen und Rahmenverordnungen nieder. Zwei-
tens zeigen die Homepages und Interviews, dass zumindest einzelne Di-
mensionen der Demokratiebildung, vor allem im Bereich der Partizipation 
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und des Sozialen Lernens den Weg in die Förderschulpraxis gefunden zu 
haben scheinen. 

⋅ Deutlich wird aber auch, dass die politikdidaktische Vermittlung des deut-
schen Institutionengefüges und explizite Grund- und Menschenrechtsbil-
dung eine äußerst marginale Rolle spielen. Diese Schieflage zugunsten eines 
demokratiepädagogischen Zugangs und des Sozialen Lernens scheint uns 
angesichts der nach wie vor offenen Frage, welche konkreten Transferef-
fekte für außerschulische politische Partizipation und insbesondere für die 
Stärkung des Vertrauens in Demokratie als Regierungssystem damit in Ver-
bindung stehen, problematisch. 

⋅ Diese Frage verweist auch auf einen eklatanten Mangel an (evidenzbasier-
ter) empirischer Forschung im Bereich der Demokratiebildung an Förder-
schulen, der dringend angegangen werden sollte. Die empirische Forschung 
sollte sich dabei im Sinne der Adressat*innenorientierung des Beutelsbacher 
Konsenses nicht nur auf Förderschüler*innen beschränken, sondern inklu-
siv beschulte Kinder und Jugendliche mit umfassen – auch um hier zu be-
lastbaren Ergebnissen der Konsequenzen und Effekte von Demokratiebil-
dung besonders vulnerabler Gruppen zu gelangen. 

⋅ Ohne dass wir das Thema in dieser Expertise umfassend entfalten konnten, 
so ist nach unserem Kenntnisstand festzuhalten, dass die sonderpädagogi-
sche Lehrkräftebildung und Lehrer*innen-Fort- und -Weiterbildung dem 
Thema der Demokratiebildung bislang keine besondere Aufmerksamkeit 
schenkt. Hier wäre ein demokratiebildnerisches Nachrüsten dringend gebo-
ten, um die bestehenden Formate mit entsprechenden Kompetenzen auf 
Seiten der Lehrpersonen zu flankieren. Dieser Aspekt könnte bei künftigen 
Re-Akkreditierungen dieser Studiengänge einfach Berücksichtigung finden. 

⋅ Schließlich ist auf der Angebotsseite ein deutlicher Mangel an zielgruppen-
spezifischen Angeboten zur Demokratiebildung speziell für Förderschulen 
zu konstatieren, der die in diesem Kontext marginale Rolle dieser Schulform 
noch einmal unterstreicht. 

Als Gesamtfazit wäre festzuhalten, dass eine Ausdehnung von Demokratiebildung 
in Schulpraxis und Ausbildung sowie die breiter angelegte Entwicklung von (außer-
curricularen) Unterrichtsprogrammen und die Stärkung eines subjekt-, handlungs- 
und lebensweltorientierten Politikunterrichts – ohne die positive Entwicklung im 
Bereich Demokratiepädagogik und Sozialem Lernen wieder herunter zu fahren! – 
dringend geboten ist, solange die überwiegende Mehrzahl von Schüler*innen mit 
diagnostizierten Einschränkungen nach wie vor an dieser umstrittenen Schulform 
beschult wird und gleichzeitig demokratische Einstellungen und Haltungen zuneh-
mend prekärer werden. 
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1 Einleitung 

Das deutsche Förderschulsystem genießt insgesamt einen sehr zweifelhaften Ruf. 
Zum einen ist es historisch belastet durch die systematische Kooperation beim Eu-
thanasie-Programm der Nationalsozialisten (vgl. u. a. van Essen 2013, S. 76–77; 
Schumann 2018, S. 14–20). Zum anderen wird argumentiert, dass die Existenz eines 
segregierten Förderschulsystems zur Verfestigung der ausgrenzenden Kategorie Be-
hinderung maßgeblich beiträgt (vgl. z. B. Powell/Pfahl 2012; Pfahl 2014). Grund-
sätzlich wird schließlich drittens in Frage gestellt, dass das hochgradig ausdifferen-
zierte deutsche Förderschulsystem1 tatsächlich Kindern und Jugendlichen mit un-
terschiedlichen Einschränkungen überhaupt zu Gute kommt, was die kognitive und 
soziale Entwicklung im Schulverlauf betrifft (vgl. z. B. Wocken 2007; Baulig 2007, 
S. 242). Aus all diesen Gründen besteht mittlerweile ein übergreifender Konsens in 
der deutschen erziehungswissenschaftlichen und bildungssoziologischen For-
schung, dass sich das „Konzept der Integration durch Aussonderung […] nicht be-
währt hat“ (Zinsmeister 2017, S. 604).  

Auch international ist Deutschland für die Segregation von etwa vier bis fünf Pro-
zent einer jeweiligen Schüler*innenkohorte scharf kritisiert und der Menschen-
rechtsverletzung angeklagt worden – maßgeblich hierfür war der Bericht des UN-
Sonderberichterstatters für Menschenrechte Vernor Muňoz, der zu einem sichtba-
ren Impact in der Diskussion über das deutsche Bildungssystem geführt hat (Muňoz 
2007). Spätestens seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 
durch das Parlament der Bundesrepublik 2009 stehen das Thema Inklusion und die 
Schaffung eines inklusiven Schulsystems in Deutschland auf der Agenda. Inklusion 
gilt in diesem Zusammenhang als vielversprechende Antidiskriminierungsstrategie, 
die unter anderem Kindern und Jugendlichen zu ihrem Menschenrecht auf inklusive 
und qualitativ hochwertige Bildung verhelfen soll (Bittlingmayer/Sahrai 2017). Im 
Zuge des breiten Diskurses um Inklusion wird die Existenzberechtigung von För-
derschulen als segregierte und eigenständige Schulform unterhalb der Regelschule 
seit mehr als einem Jahrzehnt sehr offen diskutiert. Die umfangreiche Diskussion 
um das segregierte Förderschulwesen und die Fragen und Zweifel bei der Etablie-
rung und Umsetzung eines inklusiven Bildungswesens (gemeinsame Schule für alle) 
haben allerdings paradoxerweise dazu geführt, dass die aktuelle Praxis der Förder-
beschulung kaum noch Thema ist. Die Schwierigkeiten, Widerstände und Unzuläng-
lichkeiten bei der Umsetzung von Inklusion decken gewissermaßen das Thema der 
 

 

1  Bereits die Terminologie zur Bezeichnung einer unterhalb der Regelschulen angesiedelten Schul-
form variierte sehr stark zwischen den Bundesländern – aktuell unterscheiden lassen sich Sonder-
pädagogische Bildungs- und Beratungszentren (Baden-Württemberg) und Förderschulen, die in 
15 anderen Bundesländern – schneller oder langsamer – die ältere Bezeichnung Sonderschule, die 
zunehmend als diskriminierend galt, abgelöst hat. Dafür heißen die Studiengänge, die zur Berech-
tigung der Ausübung des Lehrberufs führen, immer noch Sonderpädagogik und der Berufsstand 
entsprechend Sonderpädagoge und Sonderpädagogin. Terminologischer Ausgangspunkt waren 
Ende des 19. Jahrhunderts Schwachsinnigenschulen. Ob der aktuell neutral klingende Begriff der 
Förderschulen in späterer Zeit ähnlich diskriminierend klingt, bleibt abzuwarten. Vgl. zur Ge-
schichte der Sonderpädagogik z. B. Ellger-Rüttgardt 2007. 
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Demokratiebildung und der politischen Bildung im Kontext der segregierten son-
derpädagogischen Beschulung zu. Dies deshalb, weil sich der wissenschaftliche und 
öffentliche Fokus fast ausschließlich auf inklusive Schulen richtet, die Frage nach 
Gelingensbedingungen und inklusiver Fachdidaktik im Mittelpunkt steht und die 
nach wie vor existierenden Förderschulen dadurch aus dem Blickfeld geschoben 
werden. Das wird sehr deutlich in einem Sammelband, in dem die Didaktik inklusi-
ver politischer Bildung zum zentralen Thema wird und in dem in den allermeisten 
Beiträgen die nach wie vor existierende Beschulung in förderschulischen Settings 
keine Erwähnung findet (vgl. Dönges et al. 2015). Exemplarisch ist der durchaus 
interessante Beitrag von Anja Besand und David Jugel, in dem die Frage nach in-
klusiver politischer Bildung verfolgt wird: „Wenn wir in der politischen Bildung den 
Begriff ‚Inklusion‘ nicht alleine auf die Vermittlung besserer Teilhabechancen für 
Menschen mit Behinderung beziehen, dann ist es in der zukünftigen Arbeit im Be-
reich der politischen Bildung auch nicht damit getan, Menschen mit Behinderung 
als zusätzliche und neu zu adressierende Gruppe anzusprechen. Es reicht nicht, po-
litische Informationsbroschüren in Leichter Sprache anzubieten, wenn es uns nicht 
gleichzeitig gelingt, angemessene Lernmaterialien für Schülerinnen und Schüler der 
Haupt-, Real- oder Berufsschule zu entwickeln“ (Besand/Jugel 2015, S. 54f.).  

Die vollständige Ausblendung oder doch zumindest die seltene Thematisierung der 
Förderschulen und ihrer Schüler*innen ist kein Privileg der politischen Bildung, De-
mokratiepädagogik oder Politikdidaktik (vgl. als seltene Ausnahme Baulig 2007). 
Auch in der soziologischen und empirischen Bildungsforschung spielt die Förder-
schule eine stark untergeordnete Rolle. So wurde in den berühmten PISA-
Befragungen erst im Jahr 2012 in Deutschland erstmalig eine Zusatzerhebung zu 
15-jährigen Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf durchgeführt 
und die Stichprobe im Sinne einer nationalen Option erweitert (Prenzel 2013, S. 28; 
vgl. hierzu auch Müller et al. 2017). Das blieb allerdings die Ausnahme, denn in den 
Jahren 2015 und 2018 gingen Schüler*innen an Förderschulen wieder (wie vor 2012) 
ausschließlich als kleine Teilstichprobe in die Gesamtstichprobe ein, auf dessen 
Grundlage sich keine systematischen Aussagen über Förderschüler*innen treffen 
lassen.  

Diese sichtbare Ausklammerung der untersten Hierarchieebene des mehrgliedrigen 
deutschen Bildungssystems ist gerade in Hinblick auf die Frage nach demokratischer 
Bildung und Beteiligung einigermaßen dramatisch, weil hier eine besonders benach-
teiligte Gruppe von Kindern und Jugendlichen keine Aufmerksamkeit erhält, auf 
die die Diagnose einer politischen Repräsentationskrise in besonderem Maße zu-
trifft. Auch wenn eine gestiegene Anzahl an Publikationen zum Bereich der Son-
derpädagogik insgesamt zu konstatieren ist, so ist doch die Sonderpädagogik bzw. 
die Förderschule für das Themenfeld der politischen Bildung nach wie vor ein 
Fremdkörper. Eine Google-Recherche mit den Begriffen Förderschule und politi-
sche Bildung, Demokratie oder verwandter Begriffe offenbart schnell, dass im Ver-
gleich zu beinahe beliebigen anderen Themen der Bildungsforschung und politi-
schen Bildung der Kenntnisstand nur als äußerst dürftig bezeichnet werden kann. 
Die vorliegende Expertise kann hier auch keine Wunder vollbringen, sondern ver-
folgt für vor allem das eher bescheidene Ziel, das Thema Förderschule und Demo-
kratie stärker auf die Agenda der politischen Bildung, Bildungssoziologie, empiri-
schen Bildungsforschung und erziehungswissenschaftlichen Analysen zu setzen. 
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Im Zentrum der Expertise steht die Frage nach dem Umfang und den Formen von 
Demokratiebildung an Förderschulen. Das kann hier nicht erschöpfend geschehen, 
dazu ist das deutsche föderale Bildungssystem gerade in Hinblick auf das Förder-
schulwesen zu zerklüftet. Wir analysieren aber vier heterogene Bundesländer, die in 
ihrem Umgang mit der Existenz von Förderschulen und der Umsetzung schulischer 
Inklusion markante Differenzen aufweisen. 

Im Folgenden werden wir zunächst grundsätzlicher klären, was unter Demokratie-
bildung aus unserer Sicht zu verstehen ist (Kap. 2), um zu einer für die weiteren 
Schritte tragfähigen Operationalisierung der heterogenen Verständnisse von Demo-
kratiebildung zu gelangen. Auf diesem Fundament erfolgt eine Analyse spezifischer 
Dimensionen der institutionellen Rahmungen für Demokratiebildung an Förder-
schulen (Kap. 3). In diesem Kapitel zeichnen wir kurz die jüngere Entwicklung des 
Förderschulsystems in den vier Bundesländern nach (Abs. 3.1) und analysieren dann 
entlang eines vierdimensionalen Begriffs der Demokratiebildung sonder-/förderpä-
dagogische Bildungspläne und Richtlinien und werfen am Ende jeweils einen kurzen 
Blick auf eventuelle aktuelle Vorhaben im Bereich von Demokratiebildung (Abs. 
3.2). Um sich in Zeiten verunmöglichter direkter Empirie verursacht durch die so-
genannte Corona-Krise der Frage nach Demokratiebildung in Förderschulen we-
nigstens ansatzweise empirisch zu nähern, haben wir im vierten Kapitel stichpro-
benartig Homepage-Analyse von Förderschulen unterschiedlicher Förderschwer-
punkte aus den vier Bundesländern nach Formen und Inhalten von Demokratiebil-
dung gescreent (Kap. 4). Im fünften Kapitel stellen wir eine aufgrund der sehr ge-
ringen Datenbasis von nur sechs schriftlichen Interviews explorativ gehaltene Be-
fragung von Förderschullehrkräften und Schulleitungen vor (Kap. 5). Im sechsten 
Kapitel diskutieren wir die aus unserer Beschäftigung mit der Frage nach Demokra-
tiebildung an Förderschulen entstandenen Einsichten und Eindrücke und benennen 
aus unserer Sicht offene Forschungsfragen (Kap. 6).  

Um unser Vorgehen und unsere Hintergrundmaterialien möglichst transparent zu 
halten, haben wir einen umfangreichen Anhang erstellt, der die ausführliche Dar-
stellung der Homepages der Förderschulen (Anhang 1), den erstellten (und nicht 
zur Anwendung gelangten) Interview-Leitfaden (Anhang 2) sowie den daraus ent-
wickelten schriftlichen Fragebogen (Anhang 3) enthält. 
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2 Schulische Demokratiebildung – ein 
kursorischer Überblick und eine 
analytische Differenzierung 

In den letzten beiden Jahrzehnten hat schulische (ebenso wie auch außerschulische) 
Demokratiebildung bzw. Demokratieförderung bildungspolitisch eine geradezu ste-
tig wachsende Aufmerksamkeit erfahren. Das hat offensichtlich damit zu tun, dass 
die Stabilität eines demokratischen Regierungssystems und die Reproduktion demo-
kratischer Verhältnisse von zunehmend mehr Bürger*innen und Repräsentant*in-
nen aus Gesellschaft, Politik, Wissenschaft, Kultur und Journalismus als immer we-
niger selbstverständlich betrachtet werden. Demokratiebildung in einem generellen 
Sinn der Stärkung schulischer und pädagogischer Bemühungen, Kinder und Jugend-
liche für demokratische Werte, Verfahren, Haltungen, Einstellungen und Hand-
lungsbereitschaften sowie die Unterstützung eines demokratischen Regierungssys-
tems zu gewinnen, hat kontinuierlich an gesellschaftspolitischer Relevanz und in 
den Fachdiskursen politischer Bildung und allgemeiner Pädagogik an Resonanz ge-
wonnen. Das erklärt sich daraus, dass die Krisensymptome in den westlichen De-
mokratien sowohl im Spektrum als auch in der Intensität in den letzten Jahren of-
fensichtlich zugenommen haben. Die wichtigsten gegenwärtigen Herausforderun-
gen demokratischer Rechtsstaaten ergeben sich insbesondere aus vier größeren mit-
einander zusammenhängenden Entwicklungen:  

(a) Neben einem konsolidierten organisierten und zunehmend intellektuell unter-
fütterten Rechtsextremismus (vgl. z. B. Quent 2020; Pfahl-Traughber 2019a; Salz-
born 2018), dem im Zusammenhang des sogenannten „Nationalsozialistischen Un-
tergrunds“ (Ramelsberger 2019) spät offenbar werdenden Rechtsterrorismus (vgl. 
Botsch 2019; Virchow 2019), islamistischem Extremismus und Terrorismus (Goe-
rtz/Holst 2019), stellt der beispiellose Aufstieg rechtspopulistischer Bewegungen 
und Parteien in nahezu allen europäischen Ländern, aber auch in weiteren Staaten 
der Welt (wie insbesondere den USA und Brasilien) die zentrale Herausforderung 
dar (vgl. z. B. Koppetsch 2019; Manow 2019; Minkenberg 2018; von Beyme 2018, 
Holtmann 2018; Hartleb 2017, Mudde/Kaltwasser 2017; Müller 2016; Le-
wandowsky/Siri 2016; Priester 2016). Selbst in dem langjährig stabilen politischen 
Parteien-System der Bundesrepublik Deutschland, in dem sich rechtspopulistische 
Bewegungen und Parteigründungen lange nicht flächendeckend und längerfristig 
durchsetzen konnten, hat sich inzwischen mit der sogenannten Alternative für 
Deutschland (AfD) eine relativ neue Partei mit Fraktionen im Bundestag und allen 
Landtagen mit z. T. mit erheblichen Stimmen- und Sitzanteilen, fest etabliert (vgl. 
Koppetsch 2019; Schroeder/Weßels 2019; Hartleb 2017; Häusler 2016). Diese neue 
Partei durchläuft gleichzeitig einen kontinuierlichen Wandel in rechtsextremisti-
scher Richtung (Pfahl-Traughber 2019b), so dass die AfD inzwischen dauerhaft 
vom Verfassungsschutz beobachtet wird, auch wenn der aktuelle Flügelkampf in 
der AfD als im Ausgang offen bezeichnet werden muss.  

(b) Eine weitere zentrale Herausforderung der demokratischen Verhältnisse besteht 
in Entwicklungen im Zusammenhang eines digitalen Strukturwandels politischer 
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Öffentlichkeit, wie sich an den inzwischen allseits bekannten Schlagworten „Fake 
News“, „Fake Accounts“ bzw. „Social Bots“, „Echokammern“ bzw. „Filterblasen“, 
„Lügenpresse“, „Hate Speech“ usw. zeigt (vgl. dazu z. B. Renn 2019; Pörksen 2018; 
Russ-Mohl 2018; Marschall 2017; Landeszentrale für politische Bildung Baden-
Württemberg 2017; Schirrmacher 2015). Insgesamt lässt sich eine forcierte Frag-
mentierung von Medienangeboten und -nutzungen beobachten, die eine kollektive 
Selbstverständigung über Fragen von allgemeinem Interesse im Rahmen einer de-
mokratischen Öffentlichkeit erschweren sowie die Ausbreitung von Verschwö-
rungsideologien begünstigen. Die organisierte Manipulation von Wahlen und Refe-
renden durch Internetkampagnen und in sozialen Medien (vgl. z. B. Leisegang 2018) 
stellen eine zunehmende Bedrohung für demokratische Willensbildungsprozesse 
dar. Die in den Kontexten sozialer Medien breitere Resonanz findenden oft einseitig 
affektiven, häufig aggressiven, Personen und Gruppen beleidigenden sowie politik- 
und systemverachtenden Stellungnahmen gefährden offensichtlich das in den west-
lichen Demokratien erreichte Niveau eines zivilisierten politischen Diskurses und 
friedlichen Austrags von Interessenskonflikten in erheblichem Maß. Damit im Zu-
sammenhang steht eine in den Medien berichtete Proliferation von Gewalt- und 
Mordandrohungen gegenüber Politiker*innen, Verbandsvertreter*innen, Journa-
list*innen und sozial engagierten Bürger*innen, die in den Medien breite Resonanz 
findet und damit weiter forciert wird.2  

(c) Eine diesen Entwicklungen zugrundeliegende schon längerfristig wirkende große 
Herausforderung für demokratische Verhältnisse besteht in empirisch vielfach 
nachgewiesenen zunehmend (insbesondere nach sozialer Herkunft und Bildungs-
grad) sozial selektiven Mustern politischer (konventioneller wie unkonventioneller) 
Partizipation und der damit verbundenen Konsequenz (zumindest subjektiv emp-
fundener) unzureichender politischer Repräsentation bei bestimmten Gruppen (vgl. 
z. B. Geißel 2015; Schäfer 2013; Schäfer et al. 2013; Merkel/Petring 2012; Bödecker 
2012; Böhnke 2011). Es gibt Indizien dafür, dass Politik- bzw. Politikerverdrossen-
heit sich in bestimmten Kontexten und Fällen zu Demokratiedistanz und schwin-
dender Unterstützung für demokratische Regierungssysteme entwickelt (hat) (Ber-
telsmann-Stiftung 2019; Mounk 2018; Foa/Mounk 2016).3 Auswertungen von eu-
ropäischen Umfragedaten zeigen, dass die demokratischen Kerninstitutionen reprä-
sentativer Demokratien (Parteien, Parlamente und Regierungen) auf Seiten der Bür-
ger*innen der westlichen Demokratien einem kontinuierlichen Vertrauensschwund 
unterliegen, während gleichzeitig das Vertrauensniveau in zwar demokratisch kon-
trollierte, aber nicht unmittelbar wählbare Institutionen (wie z. B. Militär, Polizei, 

 

 

2  Lt. einer aktuellen Pressemitteilung des Bundesministeriums des Innern haben insbesondere po-
litisch motivierte Straftaten gegen Amts- und Mandatsträger*innen im Jahr 2019 um 433 Fälle 
(insgesamt 1674), das ist ein Zuwachs um 25 Prozent gegenüber dem Vorjahr, zugenommen.  
Verfügbar über: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2020/05/ 
fallzahlen-politisch-motivierte-kriminialitaet-2019-vorgestellt.html; [31.05.2020] 

3  Die Shell Studie 2019 (Shell Deutschland Holding 2019): berichtet hohe Zustimmungswerte Ju-
gendlicher bei einigen Populismus-affinen Aussagen, obwohl die Shell-Jugendstudien ansonsten 
kontinuierlich hohe Unterstützungsraten für Demokratie im Allgemeinen bei den jeweils befrag-
ten Jugendlichen ausweisen. 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2020/05/fallzahlen-politisch-motivierte-kriminialitaet-2019-vorgestellt.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2020/05/fallzahlen-politisch-motivierte-kriminialitaet-2019-vorgestellt.html
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Gerichte) weit darüber liegt und teilweise zugenommen hat (Merkel/Krause 2015; 
Gaiser et al. 2016; Shell Deutschland Holding 2019).  

(d) Empirische Studien weisen seit Jahren bei einem signifikanten Bevölkerungsan-
teil in Deutschland relativ stabile und z. T. auch angestiegene Ungleichwertigkeits-
vorstellungen bzw. Einstellungsmuster sogenannter gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit (Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Heterophobie, Is-
lamophobie, Sexismus, Etabliertenvorrechte) aus (vgl. z. B. Decker/Brähler 2018; 
Zick/Küpper 2015, Heitmeyer 2011), die zu den verfassungsmäßig garantierten 
Menschen- und Grundrechten demokratischer Regime in direktem Gegensatz ste-
hen. Im Umfeld der Verfestigung solcher Ungleichwertigkeitsideologien waren in 
den vergangenen Jahren wiederholt Radikalisierungen sowie gewalttätige Übergriffe 
und Mordanschläge zu beobachten (vgl. BMI 2020). 

Vor diesem Hintergrund häufen sich öffentlich geäußerte Zweifel über den selbst-
verständlichen Fortbestand demokratischer Verhältnisse und gleichzeitig politische 
Bekenntnisse, im (auch gerade schulischen) Bildungsbereich mehr für die Stabilität 
demokratischer Verhältnisse durch Demokratie- und Partizipationsförderung tun 
zu wollen. Von der aktuellen Konjunktur des Themas der schulischen (und auch 
außerschulischen) Demokratiebildung zeugen zahlreiche politische Erklärungen4, 
institutionelle Vorgaben, Richtlinien und Beschlüsse sowohl auf europäischer5 und 
nationaler Ebene6 als auch auf der Ebene der einzelnen Bundesländer. Es gibt kaum 
einen neueren Koalitionsvertrag, in dem dies nicht explizit zum Thema wird. Im 
Koalitionsvertrag der amtierenden Bundesregierung heißt es z. B.: „Wir wollen Ju-
gendliche für Politik begeistern und die Akzeptanz unserer Demokratie stärken. Das 
gesellschaftliche und politische Engagement sowie die kulturelle Bildung junger 
Menschen sind für uns von großer Bedeutung. Hierzu wollen wir mehr Mittel zur 
Verfügung stellen“ (CDU/CSU/SPD 2018, S. 23).7 Die im Umfeld der politischen 

 

 

4  Das Thema ist in öffentlichen Äußerungen und Beiträgen der Massenmedien zunehmend präsent. 
Selbst in Festansprachen, z. B. der Bundeskanzlerin und des Bundespräsidenten ist der Fortbe-
stand von Demokratie ein Thema. So wies Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in seiner 
Weihnachtsansprache am 25.12.2019 auf verschiedene Demokratiegefährdungen hin und sagte 
u. a.: „Nehmen wir das bitte nicht als selbstverständlich! Wir brauchen die Demokratie – aber ich 
glaube: derzeit braucht die Demokratie vor allem uns! […] Was die Demokratie braucht sind 
selbstbewusste Bürgerinnen und Bürger – mit Zuversicht und Tatkraft, mit Vernunft, Anstand 
und Solidarität.“ (Steinmeier 2019, S. 3) 

5  Z B. die Europarats-Charta zur Demokratie- und Menschenrechtsbildung von 2010. 
6  Als aktuelles Beispiel sei hier das Programm „Demokratie leben!“ (https://www.demokratie-

leben.de/) erwähnt, in dessen Rahmen das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Zeitraum von 2015-2019 zahlreiche Initiativen und Vereine sowie Städte und Gemein-
den unterstützt, die sich in einem weiten Sinn um Demokratieförderung bei Jugendlichen bemü-
hen. Das Programm wurde inzwischen in großen Teilen verlängert.   

7  Um noch einige weitere Beispiele zu nennen: „Wir stärken die Demokratieerziehung und Werte-
bildung an den Schulen. Damit stützen wir das Bewusstsein für die Unverhandelbarkeit der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung.“ (CSU/Freie Wähler 2018, S. 52) Im neuen Koalitions-
vertrag in Hessen findet sich neben Maßnahmen der Extremismus-Prävention und der Förderung 
von Bürgerengagement ein eigener Abschnitt mit dem Titel: „Politische Bildung ist das Funda-
ment der Demokratie.“ (CDU Hessen/Bündnis 90/Die Grünen Hessen 2019, S. 33). Im gelten-
den baden-württembergischen Koalitionsvertrag heißt es: „Schülerinnen und Schüler sollen den 

https://www.demokratie-leben.de/
https://www.demokratie-leben.de/
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Bildung häufig gegebenen Hinweise darauf, dass Demokratien auf demokratische 
Einstellungen und Kompetenzen der Bürger*innen und damit auf Bildungs- und 
Lernprozesse angewiesen sind8, ist inzwischen auch auf der Ebene öffentlicher Rhe-
torik zu einer Selbstverständlichkeit geworden. So heißt es, um ein willkürliches 
Beispiel herauszugreifen, in einer Publikation des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ 2015, S. S. 25) zu Qualitätsstandards demo-
kratischer Beteiligung in verschiedenen Settings: „Unsere Demokratie braucht Men-
schen, die Verantwortung übernehmen und sich einmischen. Demokratische Wert-
haltungen und Kompetenzen müssen früh gelernt werden. Niemand wird als De-
mokrat geboren.“  

Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat im Herbst 2018 die Beschlüsse zur „Stär-
kung der Demokratieerziehung“ von 2009 (KMK 2018a) und „Menschenrechtser-
ziehung in der Schule“ von 1989/2000 (KMK 2018b) überarbeitet, erweitert und 
z. T. den aktuelleren fachwissenschaftlichen Standards angepasst. Im neuen Be-
schluss „Demokratie als Ziel, Gegenstand und Praxis historisch-politischer Bildung 
und Erziehung in der Schule“ wird Demokratiebildung als Querschnittsaufgabe und 
Aufgabe von Schulentwicklung aufgefasst (S. 2–5):  

„Eine rechtsstaatlich verfasste Demokratie ist nicht selbstverständlich. Sie musste und 
muss immer wieder erlernt, erkämpft, gelebt und verteidigt werden. Demokratie 
braucht überzeugte und engagierte Demokratinnen und Demokraten. […] 
Die besondere Verantwortung der Schule ergibt sich daraus, dass sie die einzige gesell-
schaftliche Institution ist, in der es gelingen kann, alle Kinder und Jugendlichen zu er-
reichen. Schule kommt daher als Ort der demokratischen Wissensvermittlung und 
gleichzeitig als demokratischer Erfahrungsraum eine hohe Verantwortung zu. Schule 
muss ein Ort sein, an dem demokratische und menschenrechtliche Werte und Nor-
men gelebt, vorgelebt und gelernt werden. […]. Die gelebte Demokratie muss ein 
grundlegendes Qualitätsmerkmal unserer Schulen sein. Aus diesen Zusammenhängen 
ergibt sich eine demokratische Schul- und Unterrichtsentwicklung als Querschnittsauf-
gabe. […] Schülerinnen und Schüler sollen so früh wie möglich an die Grundprinzi-
pien unserer demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung herangeführt und mit 
ihnen vertraut gemacht werden.“ 
 
Eine Reihe von Bundesländern hat in jüngerer Zeit, z. T. bereits vor, z. T. auch 
infolge der erwähnten Beschlüsse der Kultusministerkonferenz, weitergehende 
Konzepte der Förderung von Demokratiebildung von unterschiedlicher Reichweite 

 

 

Wert der Demokratie durch Teilhabe bereits in der Schule erfahren können.“ (Bündnis 90/Die 
Grünen Baden-Württemberg/CDU Baden-Württemberg 2016, S. 32); vgl. hierzu ausführlicher 
den Abschnitt 3.3.   

8  Zwei Beispiele statt vieler: „Kein Mensch wird als politisches Lebewesen geboren; deshalb ist 
politische Bildung eine Existenzvoraussetzung jeder friedensfähigen Gesellschaft […]. Demokra-
tie ist die einzige politisch verfasste Gesellschaftsordnung, die gelernt werden muss – immer wie-
der, tagtäglich und bis ins hohe Alter hinein.“ (Negt 2010, S. 13) – „Zu Demokraten werden wir 
nicht geboren, zu Demokraten werden wir durch Erziehung und Bildung, durch nachhaltige Pro-
zesse in Kindheit und Jugend, die unsere Kompetenzen prägen und unseren Erfahrungen ihre 
Bedeutung verleihen. Wir müssen junge Menschen durch das Angebot einer demokratisch struk-
turierten Erfahrungswelt zu Demokraten erziehen.“ (Edelstein 2012, S. 40) 
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und Ausrichtung entwickelt. Nachfolgend einige Beispiele außerhalb der vier aus-
gewählten Bundesländer, die wir im Folgenden näher betrachten, ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit: 

In Bayern wurde im September 2017 per kultusministerieller Bekanntmachung ein 
neues „Gesamtkonzept für die politische Bildung an bayerischen Schulen“ in Kraft 
gesetzt, durch das politische Bildung mit dem deutlichen Fokus auf Demokratiebil-
dung als ein weiteres schulform- und fächerübergreifendes Bildungsziel verbindlich 
institutionalisiert wurde und die Schulleitungen und Lehrkräfte, zusammen mit ei-
nem gleichzeitig bereitgestellten Online-Portal, bei der Werte- und Demokratiebil-
dung unterstützen soll (Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
2019). 

In Thüringen ist – aus Anlass eines dreifachen Jubiläums: 100 Jahre Weimarer 
Reichsverfassung, 70 Jahre Grundgesetz und 30 Jahre nach der friedlichen Revolu-
tion in der Ex-DDR – eine Initiative sowie ein 2018 begonnenes Projekt zur Stär-
kung von Demokratie- und Menschenrechtsbildung in ganz unterschiedlichen Bil-
dungseinrichtungen (einschließlich Schulen und Kitas) mit dem Titel „Thüringen 
19_19“ entstanden. Die einzelnen ausgewählten Bildungseinrichtungen erhalten 
multiprofessionelle Qualifikationsangebote, eine kontinuierliche Prozessbegleitung 
durch ein Projektteam und sollen vernetzt werden.9  

In Rheinland-Pfalz hat die amtierende Bildungsministerin Stefanie Hubig im Januar 
2019 im Rahmen einer Regierungserklärung unter dem Titel „Demokratie macht 
Schule: Rheinland-Pfalz stärkt Demokratiebildung, Erinnerungskultur und europä-
isches Miteinander“ ein mit vier Millionen Euro ausgestattetes Maßnahmenpaket 
angekündigt, das insbesondere die Ausweitung des Sozialkundeunterrichts, die Stär-
kung der Erinnerungskultur (z. B. durch Besuche von Gedenkorten, die im Rahmen 
der Lehramtsausbildung verbindlich sind) und die Förderung von Programmen des 
europäischen Schüleraustausches beinhaltet. Unterstützt werden die Lehrkräfte mit 
neuem Unterrichtsmaterial sowie Fortbildungs- und Vernetzungsangeboten im 
Kontext von eingerichteten zentralen Service- und Anlaufstellen.10 

 

 

9 Vgl. https://www.thueringen19-19.de/; [31.05.2020]. Die Projekt-Ressourcen, die aus Mitteln des 
„Landesprogramms für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit“ des Thüringer Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport und des BMFSFJ-Programms „Demokratie Leben!“ stammen, sind 
allerdings sehr begrenzt und insofern bislang nur wenige Schulen beteiligt. 

 
10 Vgl.: https://www.rlp.de/de/aktuelles/einzelansicht/news/detail/News/erinnern-leben-demo-

kratie-und-europa-erleben/; [28.05.2020]. Bereits 2017 hatte sich in Rheinland-Pfalz auf Initiative 
der Ministerpräsidentin Dreyer ein Bündnis zivilgesellschaftlicher und staatlicher Organisationen 
mit dem Titel „Demokratie gewinnt!“ gebildet, das aus dem seit 2006 jährlich veranstalteten „De-
mokratietag“ (hervorgegangen aus dem bundesweiten Schulentwicklungsprogramm ‚Demokratie 
lernen & leben“), entstanden ist. Ziel des Bündnisses ist es laut der Ministerpräsidentin, „die Lern- 
und Lebensorte von Kindern und Jugendlichen demokratisch und partizipativ zu gestalten, damit 
sie auf klein auf demokratische Haltungen und Kompetenzen erwerben können.“ 
(https://demokratie-gewinnt.rlp.de/; [28.05.2020]. 

https://www.thueringen19-19.de/
https://www.rlp.de/de/aktuelles/einzelansicht/news/detail/News/erinnern-leben-demokratie-und-europa-erleben/
https://www.rlp.de/de/aktuelles/einzelansicht/news/detail/News/erinnern-leben-demokratie-und-europa-erleben/
https://demokratie-gewinnt.rlp.de/
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In Hessen hat das Hessische Kultusministerium (2019) eine umfangreiche Handrei-
chung zur „Grundrechtsklarheit, Wertevermittlung, Demokratieerziehung“ für 
Schulen und Lehrkräfte aller Schulformen herausgegeben, die wesentliche Aspekte 
von Demokratie- und Grundrechtsbildung beinhaltet, demokratiegefährdende Her-
ausforderungen im schulischen Kontext thematisiert und zahlreiche praxisrelevante 
Hinweise enthält.11 

In Sachsen ist mit Beginn des Schuljahres 2019/20 im Rahmen einer Reform der 
Lehrpläne und Stundentafeln politische Bildung gestärkt worden. Das Fach „Ge-
meinschaftskunde/Rechtserziehung“ ist an sächsischen Oberschulen ebenso wie 
das Fach „Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft“ an sächsischen 
Gymnasien seitdem ab der siebten. Klassenstufe Pflichtfach, während es zuvor erst 
ab der neunten Klassenstufe unterrichtet wurde. Darüber hinaus sind Medienbil-
dung und Sensibilisierung für nachhaltige Entwicklung explizit als Querschnittsauf-
gaben für alle Fächer definiert worden und der neue Lernbereich „Partizipations-
möglichkeiten Jugendlicher auf kommunaler Ebene“ ist am Gymnasium eingeführt 
worden.12 

In Niedersachsen sind zu Beginn dieses Jahres vom Kultusminister Tonne im Rah-
men der 2019 proklamierten Initiative „Demokratisch gestalten“ weitere Maßnah-
men des Ausbaus der Demokratiebildung angekündigt worden, „um Kinder und 
Jugendliche in ihrem Wissen und Engagement für Demokratie und Menschenrechte 
zu stärken.“ Geplant sind ein Erlass zur Demokratiebildung zur Förderung demo-
kratischer Schulentwicklung und einer partizipativen Schulkultur sowie die Bereit-
stellung von schulformbezogenen Musterkonzepten und eine stärkere Ausrichtung 
der Lehramtsaus-, -fort- und -weiterbildung auf Demokratiebildung. Zudem sollen 
schulische Netzwerkverbünde, Kooperationen mit außerschulischen Partnern ge-
fördert und im Primarbereich ein stärkerer Fokus auf Kinderrechte und Beteiligung 
gelegt werden.13 

Auch in Fachdiskursen der allgemeinen Pädagogik, der Erziehungswissenschaft so-
wie der politischen Bildung findet das Thema Demokratiebildung und -förderung 
bzw. pädagogische Strategien gegen Rechtsextremismus und -populismus in den 

 

 

11  Vgl.: Hessisches Kultusministerium (2021); Hessisches Kultusministerium (2020)  
12  Vgl.: Sächsisches Staatsministerium für Kultus (2020). Diese Lehrplan- und Stundentafelreform 

geht z.T. zurück auf Empfehlungen einer von der früheren sächsischen Kultusministerin Kurth 
im Sommer 2017 eingesetzten Expertenkommission (Sächsisches Staatsministerium für Kultus 
2017), auf Basis derer bereits im Schuljahr 2017/18 an 15 Oberschulen Demokratiemodule er-
probt wurden.    

13  Siehe: Niedersächsisches Kultusministerium (2020). Online verfügbar über: https://www.mk.nie-
dersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/kultusminister-tonne-stellt-umfassen-
den-massnahmenplan-zur-starkung-der-demokratiebildung-vor-185933.html; [31.05.2020] 

https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/kultusminister-tonne-stellt-umfassenden-massnahmenplan-zur-starkung-der-demokratiebildung-vor-185933.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/kultusminister-tonne-stellt-umfassenden-massnahmenplan-zur-starkung-der-demokratiebildung-vor-185933.html
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/kultusminister-tonne-stellt-umfassenden-massnahmenplan-zur-starkung-der-demokratiebildung-vor-185933.html
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letzten Jahren zunehmend mehr Aufmerksamkeit, wie sich an der Menge an Publi-
kationen14 und Zeitschriftenschwerpunkten15 zeigt. In der politischen Bildung und 
schulischen Politikdidaktik haben Konzepte und Debatten über Demokratie-Ler-
nen, demokratische Kompetenzen sowie die demokratische Basis politischer Bil-
dungsprozesse in den letzten Jahren erkennbar an Bedeutung gewonnen. Außerdem 
erfährt Demokratiebildung im Kontext einer Renaissance von Wertebildung (vgl. 
z.B. Verwiebe 2019; Schubarth et al. 2017; Steinherr 2017; Standop 2016; Bertels-
mann-Stiftung 2016; Schubarth et al. 2010 und aktuell Burth/Reinhardt 2020) und 
der fachübergreifenden staatlichen Bildungsziele, wie sie in Landesverfassungen 
und Schulgesetzen verankert sind (z. B. Bieber 2016; Wiechmann/Becker 2016), de-
ren Kern die Förderung der Akzeptanz der „freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung“ beinhaltet, eine verstärkte Aufmerksamkeit. Für eine verstärkte „Werte- und 
Demokratieerziehung“ in der Schule hat sich – vor dem Hintergrund einer bei El-
tern und Lehrkräften durchgeführten und von der Universität Tübingen ausgewer-
teten bundesweiten repräsentativen Umfrage (Drahmann et al. 2018) – auch der 
Verband Bildung und Erziehung (VBE) ausgesprochen.16 Sogar der Deutsche Phi-
lologenverband (DPhV) fordert eine stärke Berücksichtigung des Grundgesetzes in 
der Lehrkräftebildung als eine Voraussetzung für Demokratiebildung in der 
Schule17, obwohl man annehmen kann, dass gerade an Gymnasien, auch im Rahmen 
eines umfänglicheren und fachlich qualifizierteren Politikunterrichts, Demokratie-
bildung bereits eine solide Grundlage haben müsste. Ein Ausdruck des aus den skiz-
zierten Demokratiegefährdungen resultierenden Aufschwungs von Demokratiebil-
dung ist auch die Konstituierung und der zunehmende Einfluss der von Schul-, 
Sozialisations- und Bildungsforschern wie z. B. Peter Fauser, Wolfgang Edelstein, 
Wolfgang Beutel, Kurt Edler, Lothar Krappmann, Helmolt Rademacher, Hermann 
Veith u. a. vertretenen „Demokratiepädagogik“18, die sich im Rahmen des schulpä-
dagogischen Förderprogramms „Demokratisch Handeln“19 und des BLK-
Programms „Demokratie lernen und leben“ (2002-2007)20 herausgebildet hat und 
sich inzwischen in einer kaum noch zu übersehenden Menge an Beiträgen und Ma-
terialien verbreitet hat.21 

Die skizzierte bildungspolitische Konjunktur von Demokratiebildung bzw. -förde-
rung hat allerdings eine Inflation von Titeln und Begriffen hervorgebracht, die zu 
 

 

14  Z.B. Hentges 2020; Huneke et al. 2020; Schedler et al. 2019; Förster et al. 20 19; Buchberger/Mitt-
nik 2019; Möllers/Manzel 2018; Diendorfer et al. 2017; Berkessel/Beutel 2015;  

15  Z. B. Journal für politische Bildung Nr. 02/2019; DJI Impulse Nr. 01/2018; E&W Erziehung 
und Wissenschaft Nr. 07-08/2019; Hessische Blätter für Volksbildung Nr. 03/2018 u. Nr. 
03/2019.  

16 https://www.vbe.de/presse/pressedienste-2019/es-braucht-mehr-werte-und-demokratieerzie-
hung-an-schule/?L=0  

17  https://www.dphv.de/aktuell/nachrichten/details/article/23-mai-2019-70-jahre-grundgesetz-
lin-klitzing-das-grundgesetz-muss-in-die-universitaere-phase-de.html  

18  Im Jahr 2005 wurde die „Deutsche Gesellschaft für Demokratiepädagogik“ (DeGeDe) gegründet 
(http://www.degede.de/). 

19  https://www.demokratisch-handeln.de/ 
20  http://blk-demokratie.de/ 

21  Seit 2012 werden von Vertreter*innen der Demokratiepädagogik regelmäßig Jahrbücher mit ver-
schiedenen Themenschwerpunkten der Demokratiebildung herausgegeben. 

https://www.vbe.de/presse/pressedienste-2019/es-braucht-mehr-werte-und-demokratieerziehung-an-schule/?L=0
https://www.vbe.de/presse/pressedienste-2019/es-braucht-mehr-werte-und-demokratieerziehung-an-schule/?L=0
https://www.dphv.de/aktuell/nachrichten/details/article/23-mai-2019-70-jahre-grundgesetz-lin-klitzing-das-grundgesetz-muss-in-die-universitaere-phase-de.html
https://www.dphv.de/aktuell/nachrichten/details/article/23-mai-2019-70-jahre-grundgesetz-lin-klitzing-das-grundgesetz-muss-in-die-universitaere-phase-de.html
http://www.degede.de/
https://www.demokratisch-handeln.de/
http://blk-demokratie.de/


 

18 

einer Unübersichtlichkeit und Unklarheit darüber geführt hat, ob sich mit den ver-
schiedenen Bezeichnungen unterschiedliche Konzepte und Ausrichtungen verbin-
den und inwiefern diese sich von einer, zumindest implizit der demokratischen Aus-
richtung verpflichteten, politischen Bildung unterscheiden (Widmaier 2018). Neben 
„Demokratiebildung“ (z. B. Sturzenhecker 2020; Schneider/Gerold 2018; Ministe-
rium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg 2019), „Demokratieförde-
rung“ (Voigt et al. 2018; Journal für politische Bildung Nr. 2/2019) und der erwähn-
ten „Demokratiepädagogik“ (Beutel/Fauser 2011) gibt es z. B. die Begriffe der „De-
mokratieerziehung“ (Hessisches Kultusministerium 2021; Weyers 2014; KMK 
2009; Himmelmann 2006), des „Demokratie-Lernens“ (Edelstein/Fauser 2001; 
Himmelmann 2007; 2017; Edelstein 2014; Liggesmeyer 2019; Burth/Reinhardt 
2020), der „Demokratiedidaktik“ (Lange/Himmelmann 2010), des „Demokratiebe-
wusstseins“ (Lange/Himmelmann 2007), der Förderung von „Demokratiekompe-
tenz(en)“ (Himmelmann/Lange 2005; Reinhardt 2004; Himmelmann 2005; Veith 
2010), der „demokratischen Resilienz“ (Edler 2017), „Citizenship Education“ (Ken-
ner/Lange 2018) sowie „Bildung für die Demokratie“ (Goll 2011) oder „politische 
Bildung in der Demokratie“ (Ziegler/Waldis 2018). Darüber hinaus ist in einigen 
Kontexten „Demokratiebildung“ mit dem Begriff der „Extremismusprävention“ 
gleichgesetzt worden, der allerdings im fachwissenschaftlichen Kontext politischer 
Bildung stark kritisiert wird (z. B. Hafeneger 2019; Gill/Achour 2019).  

Ohne an dieser Stelle auf Einzelheiten, fachliche oder konzeptuelle Akzente und 
interdisziplinäre Diskussionen einzugehen, lassen sich aus unserer Sicht vier dis-
tinkte Konzepte bzw. Dimensionen unterscheiden, die mit Demokratiebildung oder 
den in diesem Kontext verwendeten und oben genannten Begriffen in Verbindung 
gebracht werden. Diese vier verschiedenen idealtypisch zu verstehenden Ansätze 
überlappen sich i. d. R. im Rahmen von Demokratiebildungs-Programmen, Beiträ-
gen zum Thema, bildungspolitischen Leitperspektiven, Bildungsplänen, schulischen 
Leitbildern usw. Sie können bei der folgenden Analyse von Lehrplänen, Schulleit-
bildern und Schulkulturen als Indikatoren des vorhandenen Umfangs und der in-
haltlichen Ausrichtung und Qualität von Demokratiebildung dienen.   

(a) Demokratiepädagogik 

Die bereits erwähnte Demokratiepädagogik lässt sich dahingehend zusammenfas-
sen, dass sie eine demokratietheoretische mit einer demokratiepädagogischen Per-
spektive kombiniert. Die demokratietheoretische These lautet, dass der Fortbestand 
demokratischer Verhältnisse nicht allein auf politischen Institutionen, sondern 
ebenso sehr auf einer demokratischen und zivilgesellschaftlichen Kultur basiert, die 
in lebensweltlichen Kontexten durch weitgehende Partizipation und daraus resul-
tierenden Anerkennungsverhältnissen erfahrbar ist (Fauser 2011). Die demokratie-
pädagogische These lautet, dass partizipatorische und dialogische Lehr- und Lern-
verhältnisse nicht allein von demokratie-intrinsischem Wert sind, sondern gleich-
zeitig die Voraussetzungen von gelingenden (auch fachlichen) Bildungsprozessen 
darstellen, indem damit wechselseitige Anerkennungsverhältnisse, Verantwortungs-
übernahmen, Stärkung der Selbstwirksamkeit und kooperatives Lernen begünstigt 
werden (Fauser 2016). Demokratiepädagogik kann vor diesem Hintergrund prioritär 
als maximal mögliche Partizipationsförderung in den vier Handlungsfeldern des Un-
terrichts (insbesondere durch die Einrichtung von Klassenräten), der Förderung 
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von Projekten (die durch die Gelegenheit zu gemeinsamer Planung, Verhandlung 
und Durchführung von Lehrinhalten Teambildungsprozesse ermöglichen), der Stär-
kung von innerschulischen Mitbestimmungsorganen (der Schüler*innen-Mitverwal-
tung, aber auch der Lehrkräfte und Eltern) und schließlich durch außerschulische 
Kooperationen mit Partnerinstitutionen und -organisationen in der Kommune 
(„Lernen durch Engagement“ bzw. „Service Learning“) charakterisiert werden 
(Edelstein 2012, S. 44ff.). Dabei wird davon ausgegangen, „dass die Erfahrung de-
mokratischer Verhältnisse im Nahbereich, in Familie, Schule, Verein oder Betrieb 
eine Voraussetzung für Interesse und Bereitschaft zu demokratischem Engagement 
auch im Verhältnis zu Gesellschaft und Staat bildet.“ (Edelstein/Fauser 2001, S. 19) 

Ansatz Demokratiepädagogik 

Kernperspektive Erfahrungs-, handlungs- und lebensweltbasierte Förderung demokratischer 

Orientierungen, Einstellungen, Haltungen (demokratischer Habitus) als zivi-

lisatorische/zivilgesellschaftliche Unterfütterung demokratischer Institutio-

nen. Förderung demokratischer Kultur im Sinn einer möglichst weitreichen-

den Partizipationsförderung als Aufgabe von Unterrichts-, aber insbeson-

dere Schulentwicklung und Gemeindeentwicklung. 

Demokratiebezug Erweitertes Demokratieverständnis, das sich auf die Förderung von maximal 

möglicher Partizipation in allen gesellschaftlichen Teilbereichen und insbe-

sondere in der Schule (Schule als „embryonic society“ – Dewey 1907) be-

zieht: Annahme eines Zusammenhangs von Demokratie als Lebensform, 

Gesellschaftsform und Herrschaftsform.  

Praxisbeispiele 

(Indikatoren) 

• Förderung von Partizipation in Schule und Unterricht, 

• Schülermitverwaltung, Schulversammlung, Schulparlament usw., 

• Klassenrat, 

• Projektlernen, Projekttage (Demokratietag, Kinderrechtetag usw.), 

• Streitschlichtung, Mediation und konstruktive Konfliktbearbeitung, 

• Beteiligung an Präventions- und Aufklärungsprogrammen,  

• Projekte des „Service-Learning“ bzw. „Lernen durch Engagement“ 

(systematische Verknüpfung des gesellschaftlichen  

Engagements mit fachlichen Lernzielen und curricularen Inhalten), 

• „Community-Service“ bzw. Sozialpraktika (keine systematische 

Verknüpfung mit Lernzielen und curricularen Inhalten). 

 

(b) Politische Bildung 

Anlass der Formierung und Konsolidierung demokratiepädagogischer Initiativen 
war auch eine Kritik des konventionellen Politikunterrichts als vorwiegend kogni-
tive, abstrakte und lebensferne, auf politische Institutionen im engeren Sinn bezo-
gene Wissensvermittlung, der in dieser Form als ungeeignet betrachtet wurde, den 
in den späten 1990er Jahren bei Jugendlichen zu beobachtenden Syndrome zuneh-
mender Gewaltbereitschaft, Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus-Anfälligkeit 
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und Abwendung von etablierten politisch-demokratischen Institutionen entgegen-
zuwirken und einen Beitrag zur Sozialisation eines demokratischen Habitus in Form 
der Identifikation mit demokratischen Verhältnissen zu leisten (Edelstein/Fauser 
2001). Hinzu kommt, dass die Reichweite des schulischen Politikunterrichts auf-
grund der geringen Rolle in Stundentafeln und Kernlehrplänen, seiner Relativierung 
durch sogenannte „Integrationsfächer“ wie „Politik/Wirtschaft“, „Gemeinschafts-
kunde/Rechtserziehung/Wirtschaft“ u. ä. wie auch durch den außergewöhnlich ho-
hen Anteil fachfremd erteilten Unterrichts im Sinn einer effektiven Demokratieför-
derung als begrenzt betrachtet werden muss (Gökbudak/Hedtke 2019; 2018; 2017; 
V. Lange 2018; D. Lange 2009). 

Allerdings hat es seit der Formierung des demokratiepädagogischen Lagers starke 
Kritik von Vertreter*innen der schulischen Politikdidaktik gegeben, insbesondere 
hinsichtlich der Übertragbarkeit von Demokratie- und Partizipationskompetenzen 
von der Schulebene auf die Ebene auf die Organisationsform repräsentativer und 
parlamentarischer Demokratien (z. B. Massing 2002; Juchler 2005; Sander 2011; 
Gerdes/Bittlingmayer 2012). Denn Schulen sind z. B. keine sich selbst regierenden 
Einheiten wie Staaten, es gibt dort keine politischen Parteien, die Schüler*innen 
können nicht über die Lehrpläne abstimmen, die Schüler*innen wählen nicht die 
Schulregierung usw. Die Idee eines automatischen Transfers von pro-sozialen Ein-
stellungen und Kompetenzen zu politischem Interesse und politisch-demokrati-
schen Kompetenzen erscheint also schon intuitiv unrealistisch. Sie ist von empiri-
schen Forschungsergebnissen auch nicht gedeckt. Es gibt viele Studien, die einen 
solchen Zusammenhang nicht belegen (z.B. Reinhardt 2010, 2009; Biedermann/ 
Oser 2010; Burth/Reinhardt 2020).  

Schulische politische Bildung bzw. Politikdidaktik bezieht sich, von vielfältigen 
Kontroversen über inhaltliche Schwerpunkte, Politikbegriffe, Kompetenzverständ-
nisse, Bezugsdisziplinen, didaktische Konzepte und Methoden abgesehen, überwie-
gend auf die Entwicklung politischer Urteilskompetenzen (Bildung einer kritischen, 
reflektierten und selbstständigen Meinung über politische Sachverhalte) und, Hand-
lungskompetenzen (Befähigung zu den eigenen Meinungen und Interessen ange-
messener politischer Partizipation) und Methodenkompetenzen (Beschaffung, Aus-
wahl und kritische Bewertung politischer Informationen) auf der Grundlage von 
konzeptuellem Deutungswissen (GPJE 2004), womit explizites politisches Wissen 
und domänenspezifische Basis- und Fachkonzepte gemeint sind, die im Zuge der 
Kompetenzorientierung weiterentwickelt worden sind (Weißeno et al. 2010; Auto-
rengruppe Fachdidaktik 2011; Detjen et al. 2012). Vielfach im Zentrum politischer 
Bildung steht das Konzept von Mündigkeit (Autorengruppe Fachdidaktik 2011, 
S.  7ff.), die wiederum durch die im Fach weithin geteilten drei Prinzipien des Beu-
telsbacher Konsens (Indoktrinationsverbot, Kontroversitätsgebot und Schüler*in-
nen-Orientierung) pädagogisch gefördert werden soll (vgl. Sander 2016). 
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Ansatz Politische Bildung / Politikdidaktik 

Kernperspektive Entwicklung und Förderung von politischen Urteilskompetenzen, Hand-

lungskompetenzen und Methodenkompetenzen auf Basis von politischem 

konzeptuellem Deutungswissen.   

Demokratiebezug Förderung eigenständiger und kritischer politischer Urteilsfähigkeit als Vo-

raussetzung von gleich(berechtigt)er kompetenter Bürgerschaft und Partizi-

pation in demokratischen politischen Systemen.  

Praxisbeispiele 

(Indikatoren) 

• Politikunterricht bzw. explizite Anteile politischer Themen im Gemein-

schaftskunde-, Sozialkunde-, Sachunterricht oder in sonstigem fächer-

kombinierendem Unterricht, 

• Politische Planspiele, 

• Förderung von politischer Medienkompetenz, 

• Veranstaltungen, Exkursionen, Projekttage, -wochen zu explizit politi-

schen Themen und/oder mit politischen Akteuren.  

 

(c) Menschenrechts- und Grundrechtsbildung 

Menschenrechtsbildung kann als ein Element von Demokratiebildung betrachtet 
werden, weil Menschen- und Grundrechte als Voraussetzung, zentrales Legitimati-
onskriterium und in Form von demokratischen Beteiligungsrechten auch als ein 
notwendiges Element von Demokratien gelten (z. B. Merkel 2016; Schmidt 2010; 
Dahl 2000; Habermas 1992).  

Von expliziter Menschenrechtsbildung wird gesprochen, wenn die einzelnen Men-
schenrechte, die existierenden Menschenrechtskonventionen, die Institutionen, In-
strumente und Akteure des Menschenrechtsschutzes thematisiert werden sowie 
u. U. auch die die Menschenrechte tragenden Werte und Prinzipien – wie z. B. 
Selbstbestimmung, Egalität, Solidarität, und Universalität – erläutert, begründet und 
interpretiert werden (Fritzsche 2016, S. 187ff.). Explizite Menschenrechtsbildung 
geht aber nach Auffassung von Menschenrechts(bildungs)expert*innen darüber 
hinaus und meint nicht nur das „Lernen über Menschenrechte“ (also das Wissen 
über Menschenrechte und Menschenrechtskonventionen), sondern auch das „Ler-
nen durch Menschenrechte“ (eine die Menschenrechte aller Beteiligten gewährleis-
tende Lernumgebung und Menschenrechte beachtende Lernmethoden) und „Bil-
dung für Menschenrechte“ (Befähigung zum Handeln und des Engagements für 
Menschenrechte einschließlich menschenrechtlicher Urteilskompetenz) (vgl. z. B. 
Weyers/Köbel 2016; Reitz/Rudolf 2014, S. 17f.; UN-Generalversammlung 2011; 
Sommer/Stellmacher 2009). 

Grundrechte können als in nationalstaatliche Verfassungen übernommene Men-
schenrechte betrachtet werden, die durch die verfassungsrechtliche und national-
staatliche Institutionalisierung eine unmittelbare Geltung und Durchsetzungsgewalt 
haben. Während eine analoge explizite Grundrechtsbildung allein durch schulische 
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und unterrichtliche Befassung mit Grundrechten, dem Grundgesetz und der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung erfolgt, ist explizite Menschenrechtsbil-
dung weitaus weniger präsent, wie verschiedene Umfragen zum Stellenwert und 
Umfang von Menschenrechtsbildung in den verschiedenen Schulformen, Lehrplä-
nen und einzelnen Fächern bei den Kultusministerien der einzelnen Bundesländer 
und deren Auswertung seitens des Deutschen Instituts für Menschenrechte ergeben 
hat. Menschenrechtsbildung wird ganz überwiegend eher als ein implizites Thema 
betrachtet (Reitz 2016; Reitz/Rudolf 2014; KMK 2008), durch die zwar Einstellun-
gen, Orientierungen, Fähigkeiten und Handlungsbereitschaften, die menschen-
rechtsadäquaten berechtigten Ansprüchen von individuellen Personen entgegen-
kommen, vermittelt werden, aber ohne dass ein direkter Bezug zu Menschenrechts-
artikeln, -konventionen und -institutionen sowie ihrer moralischen Begründung, po-
litischen Institutionalisierung und rechtlichen Normierung erfolgt (Fritzsche 2016, 
S. 187ff.). Menschenrechte als ein eigenes und politisches Thema spielen selbst in 
der Didaktik der politischen Bildung offenbar keine so entscheidende Rolle, wie 
man das angesichts ihrer allgemein anerkannten Bedeutung als internationale poli-
tische Rahmenbedingung zivilisatorischer Verhältnisse der Nachkriegszeit erwarten 
dürfte (Gerdes/Bittlingmayer 2017).22 

Eine explizite Menschenrechts- und Grundrechtsbildung muss, neben nationalen 
und internationalen Institutionen der Verankerung und Durchsetzung von Men-
schen- und Grundrechten, selbst als eine Voraussetzung der Geltung und Gewähr-
leistung von Menschenrechten betrachtet werden, denn nur diejenigen Rechte, die 
auch bekannt sind, können auch mit Berechtigung eingefordert werden (Reitz 2016, 
S. 118) sowie als Maßstab der Bewertung gesellschaftlicher und politischer Verhält-
nisse dienen.23 

  

 

 

22  Die Antwort der Bundesregierung zum Thema „Menschenrechtsbildung in Schulen“ – in ihrem 
6. Staatenbericht zum Stand der Realisierung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
– auf die Empfehlung Nr. 31 des UN-Wirtschafts- und Sozialrats (2011), Menschenrechtsbildung 
„in geeigneter Weise für Schüler und Studierende auf allen Ebenen des Bildungssystems“ vorzu-
sehen, erklärt sich wohl daraus, dass hier nur implizite Menschenrechtsbildung oder explizite 
Grundrechtsbildung gemeint sein kann: „Alle Länder in Deutschland sehen die Erziehung zur 
Achtung der Menschenwürde als substanzielle Aufgabe und wesentliches Ziel der Schulen an. Die 
Thematik ist fest in den Lehrplänen der einschlägigen Fächer aller Schularten und Schulstufen 
verankert und Gegenstand zahlreicher außerunterrichtlicher Projekte und Initiativen.“ (Bundes-
republik Deutschland 2016, S. 70)    

23  In dem Beschluss der KMK (2018b, S. 4) zur Menschenrechtsbildung in der Schule heißt es: 
„Schülerinnen und Schüler sollen befähigt werden, die Verwirklichung der Menschenrechte in 
ihrer umfassenden Bedeutung für jeden einzelnen Menschen und für alle gesellschaftlichen Grup-
pen als grundlegenden Maßstab zur Beurteilung und Bewertung der Lebensverhältnisse und Ent-
wicklungen im eigenen Land wie in anderen Ländern zu erkennen.“ 
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Ansatz Menschenrechts- und Grundrechtsbildung 

Kernperspektive Explizite Grundrechts- und Menschenrechtsbildung als wesentliches Ele-

ment des Menschenrechts auf Bildung und als Voraussetzung der Kenntnis 

der eigenen Rechte, des Respekts gegenüber den Rechten anderer und der 

Bewertung von politischen Prozessen und gesellschaftlichen Verhältnissen 

nach menschenrechtlichen bzw. grundrechtlichen Kriterien. Lernen über, 

durch und für Menschenrechte. 

Demokratiebezug Grundrechte, Menschenrechte, Partizipationsrechte, Rechtsstaatlichkeit, 

Gewaltenteilung, Schutzrechte der Opposition u. ä. gelten als integrale Ele-

mente eines demokratischen Regimes, insofern sie einerseits demokrati-

sche Beteiligung ermöglichen und andererseits eine uneingeschränkte 

Durchsetzung von Mehrheitsinteressen zu Lasten von Minderheiten verhin-

dern.  

Praxisbeispiele 

(Indikatoren) 

• Explizite Behandlung des Themas Menschenrechte im Unterricht (Poli-

tik, Gemeinschafts-, Sozialkunde, Ethik, Religion oder auch anderen 

Fächern), 

• Einsatz von Unterrichtseinheiten aus externen Programmen der Men-

schenrechtsbildung (z. B. Deutsches Institut für Menschenrechte, Bun-

des- oder Landeszentralen für politische Bildung, Amnesty International 

oder anderen Anbietern wie Betzavta, Lions-Quest u. a.), 

• Projekttage bzw. -wochen zu Menschenrechten oder Kinderrechten, 

Exkursionen zu Erinnerungsstätten.    

 

(d) Soziales Lernen bzw. implizite Demokratie- und Menschenrechtsbildung 

Unter dem Begriff des Sozialen Lernens kann ein breites Spektrum von (oft außer-
curricularen und schulfachübergreifenden) schulischen Ansätzen und Programmen 
verstanden werden, das von der Stärkung des Schul- und Klassenklimas über die 
Förderung sozialer Kompetenzen (wie z. B. kommunikativer, kooperativer, kon-
fliktlösungsorientierter, interkultureller Kompetenzen) und Selbstkompetenzen 
(Selbstwertgefühl, Selbstbewusstsein, Selbstwirksamkeitsüberzeugungen) bis hin 
zur Förderung von Toleranz, wechselseitigem Respekt und Schüler*innen-Partizi-
pationsförderung reicht.  

Soziales Lernen gilt vielfach als Prävention nicht nur von Drogenmissbrauch, son-
dern auch von Gewalt, Mobbing, Fundamentalismus, Rassismus und Rechtsextre-
mismus. Auch im Fall der Förderung sozialen Lernens sollen prosoziale Orientie-
rungen und Kompetenzen sowie in diesem Sinn demokratische Verhältnisse in der 
Schule auch gerade fachliche Lernprozesse begünstigen.  

Soziales Lernen wird vielfach mit den drei zuvor genannten Konzepten verknüpft. 
Im demokratiepädagogischen Diskurs wird Demokratie-Lernen häufig mit einer 
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gleichzeitigen Förderung von sozialen Kompetenzen, Kommunikationsfähigkeiten, 
Empathie, wechselseitiger Anerkennung und der Stärkung von Selbstbewusstsein 
und Selbstwirksamkeitsüberzeugungen in Verbindung gebracht. Konzepte der poli-
tischen Bildung im Primarstufenbereich fokussieren häufig Aspekte des Sozialen 
Lernens (Liggesmeyer 2019). Auch die Anwendung von erfahrungs-, lebensweltlich, 
kooperations-, partizipations- und handlungsorientierten Methoden im Fachunter-
richt können maßgeblich zu Sozialem Lernen beitragen. Insofern mit sozialem Ler-
nen Orientierungen, Einstellungen und Kompetenzen gestärkt werden sollen, die 
einer „Kultur der Menschenrechte“ und einer „demokratischen Kultur“ korrespon-
dieren, kann auch von „impliziter Menschenrechtsbildung“ bzw. „impliziter Demo-
kratiebildung“ gesprochen werden. 

Es gibt darüber hinaus Ansätze, die gerade mittels einer systematischen Verknüp-
fung von politischer Bildung oder Menschenrechtsbildung mit Sozialem Lernen ver-
suchen, die Reichweite, Akzeptanz und Wirksamkeit von Demokratiebildung, auch 
in ansonsten schwieriger zu erreichenden Zielgruppen, zu erhöhen (Gerdes 2015; 
Bittlingmayer et al. 2012; 2013).  

Ansatz Soziales Lernen 

Kernperspektive Förderung von sozialen Kompetenzen (z. B. Toleranz und Respekt, Empa-

thie, Kontakt-, Kommunikations-, Diskurs-, Kooperations- und Konfliktfähig-

keit) und Selbstkompetenzen (z. B. Selbstwahrnehmung, Selbstbewusst-

sein, Frustrationstoleranz, Kritikfähigkeit), als Voraussetzungen und/oder 

Teilaspekte von demokratischen Kompetenzen bzw. politischen (Teilha- 

be-)Kompetenzen.  

Demokratiebezug Sehr weiter Demokratiebegriff, der bereits die intersubjektive Handlungsko-

ordination und Aushandlung von Vereinbarungen (Demokratie als Lebens-

form) auf der Basis von Toleranz, wechselseitigem Respekt und Empathie 

als wesentliche Elemente einer eingelebten Demokratie einbezieht.   

Beispiele 

(Indikatoren) 

• Berücksichtigung der Förderung von sozialen und Selbstkompetenzen 

im Fachunterricht (als definierte Bildungsinhalte) 

• Berücksichtigung der Förderung von sozialen und Selbstkompetenzen 

im Fachunterricht durch Einsatz von handlungsorientierten und koope-

rativen Methoden 

• Einsatz von Unterrichtseinheiten aus externen Programmen zur Förde-

rung sozialen Lernens, fachübergreifenden Life Skills 

 

In den folgenden Kapiteln werden wir auf der hier entwickelten Idealtypik der Frage 
nach Demokratiebildung an Förderschulen aus unterschiedlicher Perspektive nach-
gehen. Beginnen werden wir mit einer Art Policy-Analyse, in dem wir in den ausge-
wählten Bundesländern nach der Skizzierung unterschiedlicher Entwicklungspfade 
des Förderschulwesens Lehr- und Bildungspläne auf implizite und explizite Bezüge 
zu den Dimensionen der Demokratiebildung analysieren. Im weiteren Verlauf des 
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Kapitels werden wir dann die bildungspolitischen Rahmungen der Stärkung schuli-
scher Demokratiebildung sowie aktuelle allgemeine bildungspolitische Flankierun-
gen in den Blick nehmen. 
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3 Demokratiebildung in 
Förderschulen – die institutionelle 
Perspektive 

Wie bereits mehrfach erwähnt, ist durch die föderale Struktur und die bundes-
landspezifischen bildungspolitischen Pfade das Förderschulwesen in Deutschland 
äußerst heterogen. Weil wir im Rahmen der Expertise unter Berücksichtigung des 
gegebenen Zeitrahmens nicht alle Bundesländer berücksichtigen können, haben wir 
uns bemüht, eine strukturanaloge Auswahl zu treffen, die die wichtigsten Merkmale 
des heterogenen Spektrums aufnimmt. Dabei ist eine solche Auswahl immer auch 
abhängig von den eigenen Feldzugängen und Kenntnissen. Auf dieser Grundlage 
haben wir die folgenden vier Bundesländer ausgesucht: Baden-Württemberg, als 
strukturkonservatives, bildungspolitisch wenig progressives Bundesland aus dem 
Süden; Nordrhein-Westfalen, als bevölkerungsreichstes Bundesland mit einer sehr 
langen und umkämpften Tradition der Einführung einer Schule für alle und nach 
dem jüngsten Regierungswechsel mit einer massiven Kehrtwende in Richtung Be-
standsschutz für Förderschulen; Bremen als traditionell bildungspolitisch besonders 
progressiver Stadtstaat, der das Förderschulwesen maßgeblich reduziert hat; und 
schließlich Brandenburg als ostdeutsches Bundesland, das sehr offensiv für eine in-
klusive Schule eintritt und als Bundesland sichtbar hinter dem inklusiven Vorhaben 
steht. Diese Auswahl wurde von uns vorher festgelegt – im Zuge der genaueren 
Analysen hat sich gezeigt, dass einzelne Bundesländer für die Beantwortung der 
Fragen im Rahmen der Expertise nicht optimal waren; allerdings liefert das gesamte 
Spektrum der vier Bundesländer hinreichende Antworten, ohne dass jeweils alle 
Länderanalysen in gleichem Maße dazu beitragen (wie etwa im Abs. 3.2). Im weite-
ren Verlauf dieses Kapitels werden die Lehrpläne der einzelnen Bundesländer in 
Hinblick auf Demokratiebildung (im weiter oben dargelegten vierdimensionalen 
Verständnis) untersucht. 

In diesem Kapitel werden wir zunächst die jüngeren Entwicklungen des Förder-
schulwesens in den vier Bundesländern darstellen (Abs. 3.1), bevor wir dann vor 
allem in Baden-Württemberg und Brandenburg eine vertiefte Analyse der vorliegen-
den und für das Förderschulsystem verbindlichen Bildungspläne präsentieren (Abs. 
3.2). 

3.1 Jüngere Entwicklungen im Förderschulsystem in 
vier Bundesländern 

Die folgenden Ausführungen zeigen sehr deutlich, dass Fragestellung und Auftrag 
der Expertise „Demokratiebildung an Förderschulen“ auf eine pfadabhängige bun-
deslandspezifische Entwicklung trifft, die sehr heterogen mit dem Förderschulsys-
tem verfahren sind. Deutlich wird ferner, dass tendenziell in jedem Bundesland, 
aber ganz sicher in Bremen diese Fragestellung nicht mehr ohne eine genauere em-
pirische Untersuchung der Demokratiebildung von an Regelschulen beschulten 
Kindern mit unterschiedlichen Einschränkungen beantwortet werden kann. Hier 
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wäre dann nicht nur zu untersuchen, ob etwa außercurriculare Unterrichtspro-
gramme zur Stärkung von Sozialem Lernen, Demokratie- und Menschenrechtsbil-
dung sowie politischer Bildung an den Regelschulen gegenüber den Förderschulen 
verstärkt eingesetzt werden – das ist sicher der Fall. Vielmehr geht es darum, ob 
durch diese Programme tatsächlich die demokratischen Kompetenzen und politi-
schen Teilhabechancen von Kindern mit Einschränkungen durch die üblichen In-
strumente wie Klassenrat, Service Learning, Politikunterricht oder explizite Men-
schenrechtsbildung erhöht werden. 

Diese Zusammenhänge können wir im Rahmen der vorliegenden Expertise nicht 
entwickeln, weisen aber darauf hin, dass die Fragestellung insofern verkürzt ist, als 
es umfassender im Sinne der Adressatenorientierung um die Frage nach Demokra-
tiebildung für vulnerable Kinder und Jugendliche unabhängig von der Schulform 
gehen müsste (vgl. hierzu ausführlicher Kap. 6). Nach dieser einschränkenden Vor-
bemerkung zeichnen wir zunächst im Folgenden die institutionelle Entwicklung des 
Förderschulsystems in den vier Bundesländern nach. 

3.1.1 Förderschulwesen in Brandenburg  

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 
Das in der ehemaligen DDR landesweit einheitliche Bildungs- und Erziehungsziel 
wurde vornehmlich über Frontalunterricht vollzogen. Schüler*innen mit Behinde-
rungen wurden in einem „separierten, behinderungsspezifisch angelegten System 
von Sonderschulen (SOS)“ beschult (Schründer-Lenzen/Krückels 2015, S. 7). Leh-
rer*innen mit einem zweijährigen Zusatzstudium für Sonderpädagogik galten als für 
eine Lehramtstätigkeit an einer der Sonderschuleinrichtungen für Blinde und Seh-
schwache, Gehörlose, Taubstumme, Körperbehinderte qualifiziert (ebd.). Daneben 
bestanden sogenannte „Hilfsschulen“ für „geistig behinderte“ Kinder, die als bil-
dungsunfähig und nicht beschulbar klassifiziert wurden. Bis zum Jahr 1987 wurden 
sogenannte Intelligenzbeeinträchtigungen in unterschiedliche Kategorien eingeteilt: 
Kinder und Jugendliche, denen ein „Schwachsinn“24 leichten bis mittleren Grades 
diagnostiziert wurde, wurden noch als förderungsfähig eingestuft. Für Kinder und 
Jugendliche mit einer „schulbildungs- und förderungsunfähigen Intelligenzschädi-
gung“ war die Einweisung in spezifische Sozial- und Gesundheitseinrichtungen vor-
gesehen:  

„Es gab zwar ‚rehabilitationspädagogische Förderungseinrichtungen‘, in denen auch 
eine pädagogische Betreuung dieser Kinder vorgesehen war, aber bis zum Ende der 
DDR blieb ein nicht zu beziffernder ‚Rest‘ von Kindern und Jugendlichen, die über-

 

 

24  Die Terminologie des Schwachsinns stand an der Wiege der Etablierung eines „leistungsdifferen-
zierten“ Schulsystems, in dem die „normal begabten“ in ihren Lernfortschritten nicht durch die 
„Schwachsinnigen“ beeinträchtigt werden sollten. Vgl. hierzu Baulig 2007, S. 241; eine allgemeine 
Kritik liefern van Essen 2013; Schumann 2018. 
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haupt keine pädagogische Förderung erhielten, sondern in psychiatrischen Anstal-
ten und Pflegeheimen untergebracht waren“ (Schründer-Lenzen/Krückels 2015, 
S.  8). 

Tab. 1: Das alte DDR-Schulsystem (Schuljahr 1990/91) 

  Schularten 

  
Polytechnische 

Oberschule 
(POS) (10)* 

Erweiterte Ober-
schule 

(EOS) (2)* 

Sonderschule  
(SOS) 

allgemein 
bildende Schulen  

Anzahl Schulen 856 53 80 989 

Anzahl Klassen 16.420 377 1.123 17.939 

Anzahl Schüler 318.553 7.241 10.001 335.795 

Schüler je Schule 3.372 137 125 

18,7 

Schüler je Klasse 19,4 19,2 8,9 

Klasse je Schule 19,2 7,1 14 

Züge je Schule 1,9 3,6 1,6 

 

* Anzahl der Jahrgangsstufen 

Quelle: Köhler et al. 1997, S. 149; zit. nach Schründer-Lenzen/Krückels 2015, S. 8 

Nach der Deutschen Wiedervereinigung wurden die bis dahin bestehenden Struk-
turen des Erziehungs- und Bildungssystems der DDR aufgelöst und in Brandenburg 
wurde die sechsjährige Grundschule eingeführt. Die disziplinäre Unterscheidung 
zwischen einer Grundschul- und einer Sonderschulpädagogik wurde aufgelöst. Die 
ungleichen Lern- und Entwicklungsvoraussetzungen von Schüler*innen sollten nun 
nicht mehr nur akzeptiert, sondern vielmehr sollten Strukturen geschaffen werden, 
von denen alle Beteiligten profitieren. (Schründer-Lenzen/Krückels 2015, S. 8). 

Die Umstrukturierung des Bildungswesens nach 1989 führte in Brandenburg zu ei-
ner Etablierung der sogenannten flexiblen Schuleingangsphase (FLEX). In diesem 
Rahmen ist vorgesehen, dass weder Zurückstellungen noch Selektion auf Grund 
eines diagnostizierten sonderpädagogischen Förderbedarfs erlaubt sind. Vielmehr 
sollen Schüler*innen individuell und lernbegleitend gefördert werden, u. a. durch 
das Prinzip des jahrgangsübergreifenden Lernens und durch kooperative Unter-
richtsorganisationen in multiprofessionellen Teams (Schründer-Lenzen/Krückels 
2015, S. 9). Aktuell kann Brandenburg länderübergreifend als Bundesland charakte-
risiert werden, in dem der Gedanke schulischer Inklusion bildungspolitisch seit Jah-
ren konsequent und konsistent verfolgt wird.  
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Bildungspläne und sonderpädagogisches Studium 
Förderschulwesen in Bremen Die im Jahr 2011 im Rahmen des Maßnahmenpakets 
des Landes Brandenburg festgelegten Grundsatzziele für inklusive Bildung und Er-
ziehung wurden im Dezember 2016 durch das „Behindertenpolitische Maßnahmen-
paket 2.0“ erweitert. Das Paket umfasst neben zehn Handlungsfeldern zusätzlich 
mehr als hundert konkrete Maßnahmen, die in Verantwortung aller Ministerien ge-
meinsam verfasst wurden. Darin wird ausdrücklich der Vorrang des gemeinsamen 
Unterrichts von Kindern mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf vor dem 
Unterricht in Förderschulen und Förderklassen betont (Ministerium für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg 2017, S. 24).  

Als weitere Grundsatzziele werden zudem genannt: 

− die Fortentwicklung der Früherkennung und Frühförderung („Komplex-
leistung“), 

− eine wohnortnahe gemeinsame Betreuung von Kindern in Kindertagesstät-
ten, 

− die Erstellung eines Landeskonzeptes „Gemeinsames Lernen in der 
Schule“, vor allem für die Primarstufe und die weiterführenden Schulen, 

− die Ausweitung der Bereitstellung von sonstigem pädagogischem Personal 
an Schulen, 

− die Neuausrichtung von schulischer Diagnostik und Förderung, 
− die langfristige, auf die wohnungsnahe Versorgung in allen Förderschwer-

punkten orientierte Schulentwicklungsplanung, 
− die Bereitstellung von vertiefenden Berufsorientierungsmaßnahmen für 

Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderbedarf 
„Lernen“ 

− die Stärkung der Studierfähigkeit (Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg 2017, S. 20). 

Um diese Grundsatzziele zu verwirklichen, sieht das Brandenburgische Maßnah-
menpaket vor, dass jede Schule langfristig bereit und in der Lage sein soll, möglichst 
jedes Kind aus dem Wohnumfeld der Schule aufzunehmen und angemessen zu för-
dern. Zusätzlich wird als Grundsatzziel formuliert, 

„[…] das derzeitige parallele System von Förderschulen und gemeinsamen Unterricht 
in Grundschulen und weiterführenden Schulen für Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf ‚Lernen‘, ‚sozial-emotionale Entwicklung‘ und ‚Spra-
che‘ (LES) schrittweise zu einem inklusiven Schulangebot an allen allgemeinen Schu-
len umzubauen“ (Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
des Landes Brandenburg 2017, S. 25). 
 
Gewährleistet werden soll mit der Umsetzung des Maßgabenpakets „das Gemein-
same Lernen ebenso an weiterführenden allgemeinbildenden Schulen zu entwickeln, 
um möglichst vielen Jugendlichen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen das Er-
reichen eines bundesweit anerkannten Schulabschlusses zu ermöglichen.“ (Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg 
2017, S. 27). Das Land Brandenburg unterstützte die Kommunen bei der Umset-
zung des Konzepts Gemeinsames Lernen mit einem finanziellen Budget von 56 
Millionen Euro von 2016 bis 2019. 
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Eine besondere Rolle wird der Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften für das 
Gelingen der „Schule für gemeinsames Lernen“ zugesprochen. Mit der Änderung 
des Lehrerbildungsgesetzes von 2012 ist Inklusive Bildung und die Vermittlung von 
inklusionspädagogischen Inhalten für alle Lehramtstypen verpflichtend vorgesehen 
(Lange 2016, S. 25–26). Seit dem Wintersemester 2013/14 erwerben Studierende 
aller lehramtsbezogenen Studiengänge Grundkompetenzen in Inklusionspädagogik. 
Studierende des Lehramtes für Primarstufen können im Studium einen Schwer-
punkt in Inklusionspädagogik legen. Doch trotz der bildungspolitischen Priorisie-
rung inklusiver Bildung und der gemeinsamen Beschulung vor der Überweisung in 
eine Förderschule, bleibt auch in Brandenburg das Förderschulsystem als separierter 
Bildungszweig außerhalb der Regelschule weiterhin bestehen.  

 

3.1.2 Förderschulwesen in Bremen 

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 
Im Jahr 2007 begann Bremen mit der Vorbereitung der Umstrukturierung des 
Schulsystems mit dem Ziel der Etablierung eines inklusiven Bildungssystems. Im 
Jahr 2008 wurde mit dem Positionspapier „Bremer Konsens zur Schulentwicklung“ 
die konzeptionelle Grundlage für die Schulstrukturreform vorgelegt.25 Die bis dahin 
bestehenden Förderschulen wurden mit der Schulrechtsreform und der darauffol-
genden Schulgesetzänderung im Jahr 2009 weitgehend abgeschafft. Die Schulge-
setzänderung wird im Bremischen Schulgesetz in § 3 Absatz 4 festgehalten: 

„Bremische Schulen haben den Auftrag, sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. Sie 
sollen im Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die Inklusion aller Schüle-
rinnen und Schüler unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Staatsbürger-
schaft, Religion oder einer Beeinträchtigung in das gesellschaftliche Leben und die 
schulische Gemeinschaft befördern und Ausgrenzungen Einzelner vermeiden“ (Die 
Senatorin für Kinder und Bildung 2019, S. 7). 
 
Somit war Bremen das erste Bundesland, in dem das Konzept inklusive Schule ver-
bindlich eingeführt wurde mit dem zentralen Ziel, an allen allgemeinen Schulen son-
derpädagogische Förderangebote zu etablieren und zu integrieren (Lange/Schmidt-
Häuer 2016, S. 32). Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben 
seit der Schulgesetzänderung im Jahr 2009 einen verbindlichen Anspruch auf den 
Zugang zur Regelschule. Ebenso dürfen Eltern von Kindern mit einem festgestell-
ten sonderpädagogischen Förderbedarf künftig eigenständig entscheiden, welche 
pädagogische Einrichtung ihr Kind – eine allgemeinbildende Schule oder eine För-
dereinrichtung – besuchen soll (zur darin enthaltenen impliziten Problematik der 

 

 

25  Im Schuljahr 2011/12 erfolgte die Umstellung des allgemeinbildenden Schulsystems auf ein zwei-
gliedriges System. Nach der vierjährigen Grundschule werden Schüler*innen in Bremen auf die 
Schularten Oberschule und Gymnasium aufgeteilt, die als gleichwertige Schulformen beide zum 
Abitur führen. Siehe hierzu Lange und Schmidt-Häuer 2016, S. 9. 
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Stärkung des Elternwillens vgl. die Ausführungen zu Baden-Württemberg, die hier 
analog gelten; lesenswert hierzu sind auch Reimann 2020; sowie Sendlinger 2020).  

Ergänzend zum Positionspapier wird 2010 der Entwicklungsplan des Landes Bre-
men zur schulischen Förderung von Schüler*innen mit Bedarf sonderpädagogischer 
Förderung vorgelegt, der weiterer Schritte zu einem inklusiven Schulsystem in Bre-
men beinhaltet. Darin wird u. a. konkretisiert, was mit dem Begriff inklusiver Schule 
gemeint ist (Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft 2010, S. 12): 

„Als Prozess meinen ‚Integration‘ wie ‚Inklusion‘ im Schulsystem die Überwindung 
von Sondereinrichtungen oder separierenden Formen der Unterrichtsorganisation 
zur Beschulung spezifischer Zielgruppen. ‚Inklusion‘ geht insofern über ‚Integra-
tion‘ hinaus, als nicht mehr zunächst gruppierende besondere Merkmale zugeschrie-
ben werden wie der Migrationsstatus oder eine Behinderungsart, um dann diese 
Gruppe in die ‚Normal- oder Regel- oder allgemeine Einrichtung‘ hineinzunehmen. 
‚Inklusion‘ heißt dagegen, dass alle Kinder eines Jahrgangs gemeinsam eine Schule 
besuchen und gemeinsam lernen. Der Begriff ‚Inklusion‘ kann missverständlich 
sein, wenn darunter nur verstanden wird, dass alle ‚drinnen‘ angekommen sind, es 
geht vielmehr um ein Miteinander im gemeinsamen Lernen und Leben am allgemei-
nen Ort Schule. 

Neben der Abschaffung aller Förderschulen für Lernen, Emotionale und soziale 
Entwicklung, Sprache und Geistige Entwicklung, sieht das Konzept zur Umsetzung 
inklusiver Bildung den Aufbau von Zentren für unterstützenden Pädagogik an all-
gemeinen Schulen und den Aufbau von spezifischen Fördereinrichtungen für Schü-
ler*innen mit den Förderbedarfen Sehen, Hören, körperliche und motorische Ent-
wicklung vor (Lange 2017, S. 32). 

Bereits vor der Schulrechtsreform und der Einführung des Konzepts der inklusiven 
Schule galt die Beschulung von Schüler*innen mit Förderbedarfen im Land Bremen 
im bundesweiten Vergleich als ausgesprochen fortschrittlich. So wurden Grund-
schüler*innen mit dem Förderbedarf Lernen, Sprache und sozial-emotionale Ent-
wicklung bereits seit 1998 gemeinsam mit Regelschüler*innen unterrichtet 
(Lange/Schmidt-Häuer 2016, S. 36). Doch erst nach der Einführung der inklusiven 
Beschulung und den schulstrukturellen Reformen bildeten sich die Exklusionsquo-
ten von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf kontinuierlich zu-
rück (Klemm 2015, S. 57). 
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Tab. 2: Quoten sonderpädagogischer Förderung in Deutschland und Bremen 
zwischen 2000 und 2013/14 (Angaben in Prozent) 

Deutschland 2000/01 2005/06 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 

Exklusionsquoten 
(in Förderschulen) 4,6 4,8 4,9 5,0 4,9 4,8 4,8 4,7 

Inklusionsquoten  
(in allgemeinen 
Schulen) 

0,7 0,8 1,1 1,2 1,4 1,6 1,9 2,1 

Förderquoten  
insgesamt 5,3 5,7 6,0 6,2 6,4 6,4 6,6 6,8 

Inklusionsanteile 13,2 14,0 18,4 20,1 22,3 25,0 28,2 31,4 

          

Bremen 2000/01 2005/06 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 

Exklusionsquoten 
(in Förderschulen) 4,1 4,2 4,6 4,7 4,4 2,8 2,3 1,9 

Inklusionsquoten  
(in allgemeinen 
Schulen) 

2,6 3,5 2,9 2,7 3,1 3,5 3,9 4,1 

Förderquoten  
insgesamt 6,7 7,6 7,5 7,4 7,5 6,3 6,1 5,9 

Inklusionsanteile  38,8 46,1 39,0 36,9 41,2 55,5 63,1 68,5 

Quelle: Klemm 2015, S. 57 

Evaluation durch eine Expertengruppe 
Eine von der Bremer Senatorin für Kinder und Bildung beauftragte wissenschaftli-
che Expertenkommission wurde im Juli 2016 beauftragt die ergriffenen Maßnahmen 
und Entwicklungsschritte zu überprüfen und zu bewerten (Deutsches Institut für 
Internationale Pädagogische Forschung et al. 2018, S. 17).  

Zusammenfassend kommt die Expertengruppe zu folgenden zentralen Befunden: 

− Die Oberschule hat sich als weiterführende Schulart neben dem Gymna-
sium etabliert. Etwa 70 Prozent der Erstwunschanmeldungen richten sich 
auf die Oberschule. Allerdings ist die Nachfrage nach Oberschulen mit ei-
gener Oberstufe deutlich höher als nach Oberschule ohne eigene Oberstufe 
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung et al. 2018, 
S. 1). 

 
− Die gemeinsame Beschulung von Schüler*innen mit und ohne sonderpäda-

gogischen Förderbedarf erfährt von den Schulleitungen durchgehend hohe 
Akzeptanz. Mehr als 90 Prozent der Schulleiter*innen befürworten die in-
klusive Beschulung (Deutsches Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung et al. 2018, S. 2). 
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− Auf quantitativer Ebene ist das Ziel der inklusiven Schule weitgehend er-
reicht. Der Großteil der Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf wird an Oberschulen und in geringerem Umfang an Gymnasien un-
terrichtet.  

− Förderzentren verlieren als Beschulungsorte stark an Bedeutung. Lediglich 
zehn Prozent aller Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
wurden im Schuljahr 2016/17 an einem Förderzentrum beschult. 

− „Für die Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfes zeigt sich, 
dass Kinder und Jugendliche, die eine entsprechende Diagnose erhalten ha-
ben, auch nach der Reform häufiger aus sozial schwächeren Verhältnissen 
stammen.  

− Bei Schüler*innen mit einem festgestellten sonderpädagogischen Förderbe-
darf, ist der Anteil jener, die aus sozial schwächeren Verhältnissen stammen, 
überproportional hoch. Darüber hinaus ist der Anteil der Schüler*innen mit 
Migrationshintergrund seit dem Schuljahr 2013/14 angestiegen. Eine sehr 
plausible Annahme ist, dass dies mit der gestiegenen Anzahl von Schü-
ler*innen mit Fluchterfahrung zusammenhängen könnte (Deutsches Insti-
tut für Internationale Pädagogische Forschung et al. 2018, S. 4). 

− Insgesamt sind inklusive Wertorientierungen unter den allgemeinen und 
sonderpädagogischen Lehrkräften, den ZuP-Leitungen und dem weiteren 
pädagogischen Personal „gut verankert“ (ebd., S. 5), wobei die die inklusi-
onsbedingte Belastung durchgängig als hoch wahrgenommen wird (Stich-
wort: Fachkräftemangel, unbesetzte Stellen, mangelhafte Ausstattung so-
wohl mit Förderressourcen als auch mit Lehrkräften) (ebd., S. 6).  

− Die Entwicklung zu einer inklusiven Schulstruktur ist bei den befragten 
Oberschulen unterschiedlich vorangeschritten. „An Oberschulen mit einem 
engeren Inklusionsverständnis wird die Förderung sonderpädagogisch sta-
tuierter Schülerinnen und Schüler weitgehend an die sonderpädagogisch 
qualifizierten Lehrkräfte delegiert, während an Oberschulen mit weitem In-
klusionsverständnis die Förderung aller Schülerinnen und Schüler als ge-
meinsame Aufgabe aller pädagogischen Lehr- und Fachkräfte angenommen 
wird“ (Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung et al. 
2018, S. 6). 

3.1.3 Förderschulwesen in Nordrhein-Westfalen 

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 
Bereits seit den 1980er Jahren gab es in Nordrhein-Westfalen Möglichkeiten für 
Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf an Regelschulen unterrich-
tet zu werden. Allerdings mussten Eltern hierfür eigeninitiativ einen Antrag stellen, 
der erst von der Schulaufsicht bzw. vom Schulträger bearbeitet und bewilligt werden 
musste.  

Im Jahr 2010 beschließt der nordrhein-westfälische Landtag ein Umgestaltungskon-
zept zur Weiterentwicklung der sonderpädagogischen Förderung. Hierfür wird beim 
Ministerium für Schule und Weiterbildung eine Projektgruppe Inklusion eingerich-
tet, die in Kooperation mit Schulen, Eltern-, Lehrer- und Fachverbänden Eckpunkte 
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eines schulischen Inklusionsplans entwickeln und eine dementsprechende Schulge-
setznovelle vorbereiten soll (Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nord-
rhein-Westfalen 2020a). 

Im Jahr 2012 verabschiedet die Landesregierung einen Aktionsplan „Eine Gesell-
schaft für alle – NRW inklusiv“ zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention. Dieser Maßnahmenplan sieht zentrale Eckpunkte 
für die Umsetzung eines schulischen Inklusionsplans vor. Unter anderem wird darin 
wird zentral festgehalten, dass „um dem Recht von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung auf inklusive Bildung gerecht werden zu können, […] das Schulgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen überarbeitet und weiterentwickelt werden [soll].“ 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
2012, S. 67). So soll das gemeinsame Lernen von Schüler*innen mit und ohne son-
derpädagogischem Förderbedarf zum gesetzlichen Regelfall werden. Auch sieht der 
Maßnahmenplan vor, dass Eltern von Kindern und Jugendlichen mit festgestellten 
sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfen, nicht mehr verpflichtet werden dür-
fen, einen Antrag auf gemeinsame Beschulung ihrer Kinder stellen zu müssen. In 
Abstimmung mit dem Schulträger müsse es von nun an die Aufgabe der Schulauf-
sicht sein, allgemeine Schulen zu benennen, die für die Beschulung von Schüler*in-
nen mit sonderpädagogischem Förderbedarf angemessen ausgestattet sind (ebd.).  

Für die Verankerung des Rechtsanspruchs auf inklusive Bildung sind folgende Maß-
nahmen vorgesehen, die im Rahmen einer geplanten Schulgesetznovelle umgesetzt 
werden sollen (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen 2012, S. 211):  

− Inklusive Bildung ist Teil des schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrags 
und wird im Schulgesetz zentral vermerkt;  

− Schüler*innen mit und ohne besonderem Förderbedarf sollen gemeinsam 
unterrichtet werden; 

− Auf Empfehlung der Kultusministerkonferenz soll anstelle der Bezeich-
nung „sonderpädagogischer Förderbedarf“ die „Bedarf an sonderpädagogi-
scher Unterstützung“ verwendet; 

− eine sonderpädagogische Unterstützung soll künftig nicht mehr davon ab-
hängig sein, ob Schüler*innen mit Behinderungen nicht am Regelunterricht 
teilnehmen können, sondern davon, ob sie im Unterricht besondere Unter-
stützung benötigen; 

− sonderpädagogische Unterstützungsangebote werden weiterhin in sieben 
Förderschwerpunkte eingeteilt: Lernen, Sprache, Emotionale und Soziale 
Entwicklung, Hören und Kommunikation, Sehen, Geistige Entwicklung, 
Körperliche und Motorische Entwicklung; 

− bis auf begründete Ausnahmefälle sollen grundsätzlich Eltern ein Verfahren 
zu Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unterstützung einlei-
ten. 

Im Jahr 2014 trat die Schulrechtsnovelle in Kraft. Um die Umsetzung der Maßnah-
men und ein Umgestaltungskonzept zur Weiterentwicklung der sonderpädagogi-
schen Förderung zu erleichtern, werden in Schulaufsichten Inklusionsfachbera-
ter*innen eingesetzt. Ihre Aufgabe besteht darin, Schulleitungen und Lehrkräfte in 
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Fragen des Gemeinsamen Lernens und bei der konzeptionellen Gestaltung und der 
Weiterentwicklung beratend zu unterstützen26 (Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 2012). 

Entwicklungen der Inklusions- und Exklusionszahlen nach Eintritt der 
Schulrechtsnovelle  
Trotz der Änderung gesetzlicher Rahmenbedingungen ist der Anteil von Schüler*in-
nen, die in Nordrhein-Westfalen weiterhin an Förderschulen unterrichtet werden, 
durchgehend höher im Vergleich zum bundesdeutschen Durchschnitt. Im Schuljahr 
2013/14 lag der Anteil von Schüler*innen mit Förderbedarf, die in allgemeinen 
Schulen inklusiv unterrichtet wurden bei 2,1 Prozent während der Anteil an Förder-
schulen 5,2 Prozent betrug (siehe nachfolgende Tabelle). Somit besuchen mehr als 
doppelt so viele Schüler*innen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf die 
Förderschule im Vergleich zur allgemeinen Regelschule (Lange/Hendricks 2016, 
S. 3). 

Tab. 3: Quoten sonderpädagogischer Förderung in Deutschland und NRW 
zwischen 2000 und 2013/14 (Angaben in Prozent) 

Deutschland 2000/01 2005/06 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 

Exklusionsquoten 
(in Förderschulen) 4,6 4,8 4,9 5,0 4,9 4,8 4,8 4,7 

Inklusionsquoten  
(in allgemeinen 
Schulen) 

0,7 0,8 1,1 1,2 1,4 1,6 1,9 2,1 

Förderquoten  
insgesamt 5,3 5,7 6,0 6,2 6,4 6,4 6,6 6,8 

Inklusionsanteile 13,2 14,0 18,4 20,1 22,3 25,0 28,2 31,4 

                
 

Nordrhein- 
Westfalen 2000/01 2005/06 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 

Exklusionsquoten 
(in Förderschulen) 4,6 5,0 5,2 5,3 5,5 5,3 5,2 5,1 

Inklusionsquoten  
(in allgemeinen 
Schulen) 

0,4 0,5 0,7 1,0 1,0 1,3 1,6 2,1 

Förderquoten  
insgesamt 5,0 5,5 6,0 6,3 6,5 6,6 6,8 7,1 

Inklusionsanteile 8,0 9,1 12,4 15,5 16,1 19,2 23,9 28,9 

Quelle: Klemm 2015, S. 57 

 

 

26  Zur Umsetzung des Aktionsplanes siehe den 2017 veröffentlichten Zweiten Bericht der Landes-
regierung „Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“ (vgl. Ministerium für Arbeit, Integration 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 2017). 
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Festzuhalten ist zudem, dass die Zahl der Schüler*innen mit Bedarf an sonderpäda-
gogischer Unterstützung im Schuljahr 2017/18 mit 128.654 Schüler*innen um 
2,7 Prozent höher war als im Schuljahr 2016/17. Die amtliche Statistikstelle des 
Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlichte diesbezüglich, dass die Anzahl von 
Schüler*innen mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung an Regelschulen 
zwar auf 6,6 Prozent anstieg, allerdings ist die Anzahl der an Förderschulen beschul-
ten Schüler*innen annähernd gleichgeblieben (Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen 2020). NRW kann mithin als Bundesland beschrie-
ben werden, in dem sich seit langem ein bildungspolitischer Wille zur Inklusion 
artikuliert, dem allerdings die nahtlose Aufrechterhaltung des Förderschulsystems 
in der vollen quantitativen Dimension unvermittelt empirisch zur Seite steht. 

3.1.4 Förderschulwesen in Baden-Württemberg 

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 
Im Jahr 2015 wurde das Förderschulwesen in Baden-Württemberg einer umfassen-
den Reform unterzogen. Zentral ist die Etablierung von Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren (SBBZ), die sowohl inklusive Schulen beraten und 
unterstützen als auch eigenständige Bildungsangebote ausbringen sollen (eine wei-
tere Aufgabe ist die systematische Kooperation zwischen SBBZ und Regelschul-
klassen, in früherer Terminologie so genannte Außenklassen)27. Die Unterteilung in 
acht unterschiedliche sonderpädagogische Formate wird aufrechterhalten, ebenso 
wie die zum Teil äußerst umstrittenen sonderpädagogischen Diagnostikverfahren 
und -regularien, die am Ende in der Hand der Schulämter liegen.  

Es gibt mit den Pädagogischen Hochschulen Ludwigsburg und Heidelberg nach wie 
vor zwei Standorte, an denen Sonderpädagogik eigenständig studiert werden kann. 
Wichtigste Neuerung der Reform ist die Stärkung des Elternwillens bei der Frage, 
ob das Kind oder der/die Jugendliche an einer Regelschule (zielgleich oder zieldif-
ferent) oder an einem SBBZ beschult werden soll, ohne dass Eltern allerdings das 
vollumfängliche Recht zugesprochen wird, ihr Kind an einer ganz bestimmten 
Schule ihrer Wahl unterrichten zu lassen. Aber die vorher gültige Sonderschulbe-
suchspflicht nach festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf ist damit ab-
geschafft worden.28  

 

 

27  „In einer kooperativen Organisationsform arbeitet eine Klasse eines SBBZ mit einer festen Part-
nerklasse einer allgemeinen Schule verbindlich zusammen. Die kooperative Organisationsform 
wird derzeit als dritte gleichwertige Organisationsform für den Unterricht von Kindern und Ju-
gendlichen mit Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot gesehen“ (Landesinstitut 
für Schulentwicklung und Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2018, S. 79). 

28  Aus menschenrechtlicher Perspektive ist allerdings eine reine Stärkung des Elternrechts nicht 
unproblematisch. Menschenrechte sind immer vorrangig subjektive bzw. individuelle Rechte; das 
gilt auch für Kinderrechte. Die jüngere Diskussion um die Aufnahme von Kinderrechten ins 
Grundgesetz läuft etwa darauf hinaus, der privilegierten Stellung des Elternrechts (das zwar als 
Reaktion auf den Nationalsozialismus noch als progressiv bezeichnet werden kann, aber heute 
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Zunächst ist auch in Baden-Württemberg der gesamtdeutsche Trend einer Steige-
rung der Förderquote29 festzustellen. Innerhalb der letzten zehn Jahre stieg die 
Quote von 6,5 Prozent (Referenzjahr Schuljahr 2007/08) auf 7,5 Prozent (Refe-
renzjahr Schuljahr 2017/18). Von allen Kindern und Jugendlichen mit festgestell-
tem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot in SBBZ werden rund 
15 Prozent an Allgemeinbildenden Schulen beschult, 85 Prozent in SBBZ. Schließ-
lich beträgt der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die an SBBZ beschult werden, 
4,8 Prozent (Referenzjahr 2018) und wird im Bildungsbericht als sehr stabil be-
schrieben (alle Zahlen in diesem Abschnitt finden sich in Landesinstitut für Schul-
entwicklung und Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2018, S. 80–82). 

3.1.5 Anmerkungen zur Heterogenität der Förderschulen in den 
Bundesländern 

Wie in den bisherigen Ausführungen deutlich wird, gibt es wenige Gemeinsamkeiten 
und große Heterogenität in der Entwicklung der Förderschulen in den einzelnen 
Bundesländern. Die zentrale Gemeinsamkeit besteht in der erheblichen Erhöhung 
der als Kinder mit spezifischem Förderbedarf diagnostizierten Kinder, in der Stär-
kung des Elternwillens und vor allem darin, dass das Förderschulwesen insgesamt 
– vor allem, aber nicht nur im Kontext von Inklusion – auf der bildungspolitischen 
Reformagenda steht. Ganz unterschiedlich wird aber die Zukunft der Förderschu-
len, und damit auch der Dringlichkeit der Frage von Demokratiebildung an Förder-
schulen, fortgeschrieben. Während in Bremen nur noch fünf Förderzentren existie-
ren und die Förderschule offiziell als Auslaufmodell gilt, ist das Bekenntnis zu In-
klusion in Brandburg bis in die Lehrerausbildung hinein spürbar, trifft aber auf eine 
Realität, in der die segregierte Beschulung von Kindern mit diagnostiziertem För-
derbedarf nach wie vor die Regel ist. In NRW hat nach dem konservativen Regie-
rungswechsel die Förderschule Bestandsschutz erhalten und in Baden-Württemberg 

 

 

wohl weniger) in Deutschland das Kindeswohl und den ernst zu nehmenden Kinderwillen entge-
genzustellen. In diesem Zusammenhang hat das Deutsche Institut für Menschenrechte mehrfach 
hervorgehoben, dass das Recht auf inklusive Bildung eben kein Elternrecht sei, allenfalls in der Form, 
dass Eltern das eigentliche Recht ihrer Kinder in angemessener Weise stellvertretend wahrzuneh-
men haben. Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderung argumentiert 
analog in den Allgemeinen Bemerkungen Nr. 4 zur UN-BRK (2016) unter Punkt 10: "Inklusive 
Bildung ist zu verstehen als (...) ein fundamentales Menschenrecht aller Lernenden. Insbesondere 
ist Bildung ein Recht, das dem einzelnen Lernenden zusteht und nicht, zum Beispiel bei Kindern, 
ein Recht der Eltern oder Fürsorgepersonen. Elterliche Verantwortung ist in diesem Fall den 
Rechten des Kindes untergeordnet.“ (Vereinte Nationen – Ausschuss zum Schutz der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2016, S. 4) Und auch Hans Wocken (2015) identifiziert das Eltern-
recht als Bremse im Inklusionsdiskurs, mit der eine inklusive Transformation des Schulsystems 
eher verhindert wird, weil damit die Aufrechterhaltung eines doppelten Systems von inklusiven 
Schulen und Förderschulen wesentlich legitimiert wird. 

29  Die Förderquote ist wie folgt definiert: „Anteil der Schüler/-innen mit sonderpädagogischem 
Beratungs- und Unterstützungsbedarf bzw. Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsan-
gebot an allen Schüler/-innen an allgemeinbildenden Schulen der Klassen 1 bis 10, genau: voll-
zeitschulpflichtigen Schüler/-innen“ (Landesinstitut für Schulentwicklung und Statistisches Lan-
desamt Baden-Württemberg 2018, S. 79). 
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soll ihr Aufgabenbereich künftig sogar auf die Beschulung von (benachteiligten, 
möglicherweise auch geflüchteten) Kindern und Jugendlichen ohne diagnostizier-
tem Förderbedarf ausgedehnt werden. 

Im Folgenden liefern wir eine Analyse der vorliegenden Bildungspläne, um die 
Frage nach der Präsenz von Demokratiebildung an Förderschulen nunmehr weiter 
ins Zentrum zu rücken.  

3.2 Demokratiebildung in den offiziellen sonder- bzw. 
förderpädagogischen Richtlinien, Rahmungen und 
Bildungsplänen 

Im Folgenden liefern wir eine Bildungsplananalyse der vier ausgewählten Bundes-
länder. Dabei wird sich zeigen, dass die einzelnen Bundesländer bzw. die Kultus- 
und Schulministerien ganz unterschiedliches Material in Hinblick auf Demokratie-
bildung für das an Förderschulen unterrichtende pädagogische Personal zur Verfü-
gung stellen. Das Spektrum reicht hier von ausführlichen, für jeden Förderschwer-
punkt ausdifferenzierten allgemeinen Bildungsplänen in Baden-Württemberg bis 
hin zum Verzicht auf Allgemeine Bildungspläne für das Förderschulwesen in NRW. 
Wir beginnen mit der Analyse des in dieser Hinsicht materialreichsten und reichhal-
tigsten Bundeslandes. 

3.2.1 Demokratiebildung in den Bildungsplänen der Sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) in 
Baden-Württemberg 

Die Gesamtsituation in Baden-Württemberg ist – wie erwähnt – gemessen an der 
Idee einer inklusiven Bildung für alle, die für bildungsspezifische und gesamtgesell-
schaftliche Teilhaberechte stehen soll und in dieser Hinsicht für das Themenspekt-
rum Demokratie, Menschenrechte und Demokratiebildung folgenreich ist, wenig 
beeindruckend. Die 2015 erfolgte Umbenennung von Sonderschulen in Sonderpä-
dagogische Bildungs- und Beratungszentren kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass nach wie vor ein stabiler Anteil von Schülerinnen und Schülern mit Einschrän-
kungen segregiert beschult wird (vgl. hierzu auch den starken Beitrag von Merz-
Atalik 2018). Dabei ist die bildungspolitische Vorgabe in Baden-Württemberg be-
sonders problematisch, dass sich SBBZ für Kinder und Jugendliche ohne Rechts-
anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot öffnen sollen, was de facto 
auf eine Art Bestandschutz für das Förderschulwesen hinaus läuft, selbst wenn der 
Elternwille massiv in Richtung inklusiver Beschulung tendieren würde (Landesin-
stitut für Schulentwicklung und Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2018, 
S. 76; zu den aktuellen Ambivalenzen rund um den Elternwillen vgl. z. B. Schumann 
2018).  

Zugleich gibt es aber auch gegenläufige Tendenzen. Im Kontext von Demokratie-
bildung ist die baden-württembergische Landesregierung kürzlich sogar als Pionier 
in Erscheinung getreten. Das Kultusministerium Baden-Württembergs hat einen 
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(allerdings in der politikdidaktischen Fachcommunity durchaus umstrittenen) Leit-
faden Demokratiebildung veröffentlicht, der mit der Stärkung bzw. Festigung de-
mokratischer Kompetenzen auf Seiten der Schülerinnen und Schüler einhergehen 
soll.  

„Angesichts der aktuellen Diskussion um die politische Bildung und mögliche De-
fizite in dieser staatsbürgerlich wichtigen Debatte kommt der Demokratiebildung 
an Schulen eine noch bedeutendere Rolle zu. Schulen sind als zentrale Orte des 
Kompetenzerwerbs von Kindern und Jugendlichen daher gefordert, die Demokra-
tiebildung wieder mehr in den Fokus zu rücken. Vor diesem Hintergrund hat das 
Kultusministerium einen Leitfaden zur Demokratiebildung entwickelt. Ziel des 
‚Leitfadens Demokratiebildung‘ ist es, Lehrerinnen und Lehrern aller Fächer und 
Schularten von der Grundschule bis hin zur Sekundarstufe II eine verlässliche Ori-
entierung für den demokratiebezogenen Kompetenzerwerb in Schule und Unter-
richt zu bieten“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden Württemberg 
2020a). 

Der 2019 veröffentlichte Leitfaden Demokratiebildung wurde als Hardcopy an alle 
Schulen verschickt. „Der Leitfaden Demokratiebildung wird ab dem Schuljahr 
2019/2020 verbindlich an allen öffentlichen und privaten allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen eingeführt“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden 
Württemberg 2019). Damit gilt der Leitfaden Demokratiebildung auch explizit für 
SBBZ. Nach Einschätzung der amtierenden Kultusministerin Eisenmann erhalten 
Lehrer*innen und Schulleitungen damit erstmals ein „kohärentes Konzept zur Stär-
kung demokratiebezogener Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern in Schule 
und Unterricht, an dem sie sich unabhängig von ihrer Schulart, Klassenstufe und 
den Unterrichtsfächern verlässlich orientieren können“ (Eisenmann 2019, S. 4). In-
wieweit die verbindliche Orientierung am Leitfaden Demokratiebildung an den ba-
den-württembergischen Schulen tatsächlich reicht, ist eine empirische Frage, die im 
Rahmen dieser Expertise nicht geklärt werden kann. In unseren eigenen Inklusions-
Fortbildungsveranstaltungen für Lehrerinnen und Lehrer der Sekundarstufe I und 
der Beruflichen Bildung, die im Winter 2019 an der PH Freiburg durchgeführt wur-
den, war der Inhalt des Leitfadens Demokratiebildung unbekannt. 

Bildungspläne für SBBZ  
Demokratiebildung, implizite und explizite Menschenrechtsbildung lassen sich aber 
nicht nur im in Baden-Württemberg nunmehr verbindlichen Leitfaden Demokratie-
bildung finden. Tatsächlich bringt dieser Leitfaden inhaltlich nichts Neues, sondern 
muss als Reaktion auf die starke rechtspopulistische Zustimmung in Baden-Würt-
temberg verstanden werden. 

In den relevanten Lehrplänen für die sieben unterschiedlichen Förderbereiche (der 
achte bezieht sich auf Kinder mit langer Krankheit) lassen sich jedenfalls in fast 
jedem einzelnen Förderbereich in den Bildungsplänen unmittelbare Verknüpfungen 
zu den unterschiedlichen Dimensionen der als Oberbegriff verstandenen Demokra-
tiebildung finden. Insofern hat das Thema Demokratiebildung längst Verbindlich-
keitsstatus an SBBZ, zumindest dann, wenn Bildungspläne auch im Unterrichtsall-
tag in dieser Schulform zentrale Bedeutung reklamieren können. In der folgenden 
Tabelle sind implizite und explizite Demokratie- und Menschenrechtsbildung für 
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die sieben sonderpädagogischen Förderbereiche zusammengestellt und geben einen 
Überblick über deren recht umfassende Verankerung. Der Bezugspunkt ist jeweils 
der in den sieben unterschiedlichen förderbereichsspezifischen (mit erheblichen 
Überschneidungen) Bildungsplänen ausgewiesene Bildungsbereich „Leben in der 
Gesellschaft“, der unterschiedliche Unterpunkte aufweist. Maßgeblich für den vor-
liegenden Zusammenhang ist der unter diesen Bildungsbereich subsummierte Un-
terpunkt „Demokratie lernen und leben“. Allerdings sind – je nach Förderschwer-
punkt – auch in anderen Bildungsbereichen „Identität und Selbstbild“, „Selbststän-
dige Lebensführung“ oder „Umgang mit anderen“ wichtige Anknüpfungspunkte zu 
finden. 

Tab. 4: Demokratiebildung und anvisierte Kompetenzentwicklung in den ba-
den-württembergischen Bildungsplänen für die sieben Förderbereiche an 
SBBZ 

* S. Fußnote 30 

 

 

30  „Aufgrund weiter Fahrwege sind für Schülerinnen und Schüler, die sich für ein sonderpädagogi-
sches Bildungs- und Beratungszentrum mit Schwerpunkt Hören entschieden haben, sonderpäda-

Förderbereiche 

A: Implizite Demokratie- 
und 
Menschenrechtsbildung – 
soziales Lernen

B: Demokratiepädagogik – 
Partizipation – Service 
Learning

C: Explizite 
Demokratiebildung; 
Politikdidaktik

D: Explizite Grund- und 
Menschenrechtsbildung

Sehen Ja

ZB: SuS beachten vereinbarte 
Diskussionsregeln;

SuS kennen ihre Rechte und 
Pflichten innerhalb der 
Schulgemeinschaft, fordern 
diese ein und halten sich daran.

Ja

ZB: SuS beteiligen sich an 
demokratischen Prozessen.

Bedingt/Ja

ZB: SuS kennen das Wahlrecht 
und die damit verbundenen 
Hilfemöglichkeiten für 
Menschen mit Behinderung

SuS füllen Wahlunterlagen 
gegebenenfalls mit Hilfsmitteln 
aus.

Ja

ZB: SuS kennen und achten die 
Menschenrechte und 
benennen ihr Recht auf 
Teilhabe als Menschen mit 
Behinderung.

Hören* Ja

Beispiele 
Kompetenzformulierung: Die 
SuS erkennen und zeigen 
tolerantes Verhalten.

Ja

ZB: Die SuS nutzen die Chance 
der Mitsprache und Gestaltung 
bei Fragen der 
Schulgemeinschaft und 
übernehmen dafür 
Verantwortung
Engagieren sich für andere oder 
für eine Idee.

Bedingt

ZB: Die SuS kennen wichtige 
Eckpunkte aus dem 
Behindertengleichstellungsge-
setz.

SuS lernen ihre Rechte als 
Menschen mit Behinderung 
kennen und ihnen zustehende 
Hilfen verantwortungsvoll zu 
nutzen.

Nein

Im Bildungsplan für 
Hörgeschädigte von 2011 
tauchen die Begriffe 
Menschenrechte bzw. 
Grundrechte nicht auf.

Körperliche und 
motorische 
Einschränkungen

Ja

ZB: SuS initiieren soziale 
Interaktionen mit Mut und 
Selbstvertrauen, trotz möglicher 
Erschwernisse und 
Frustrationen.

Bedingt

ZB: Verantwortung für andere 
zu übernehmen, z.  B. im 
schulischen Kontext, wie 
Klassengemeinschaft, 
Klassenrat, SMV, 
Streitschlichtung, 
Schulkonferenz oder aber auch 
außerschulisch z.  B. in 
Selbsthilfegruppen.

Bedingt

ZB: SuS kennen gesetzliche 
Vorgaben der 
Gesundheitsfürsorge; die SuS 
befassen sich mit Bedingungen 
des Nachteilsausgleichs bei 
Prüfungen und erwerben erste 
Kenntnisse in 
Behindertenrecht, Arbeitsrecht 
und Sozialgesetzgebung.

Ja

ZB: SuS mit Körperbehinderung 
wissen um die nationalen und 
international anerkannten 
Rechte, wie z.  B. die 
Menschenrechte der 
Menschenrechtsdeklaration der 
Vereinten Nationen, die 
Rahmenbestimmungen für die 
Herstellung der 
Chancengleichheit von 
Personen mit Behinderung, die 
Kinderrechtskonvention und die 
Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung.

Emotionale und 
soziale Entwicklung

Ja

ZB: SuS können einen Konflikt 
aufarbeiten; kennen und 
respektieren für sich und andere 
das Konzept der 
Menschenwürde; SuS können 
gegenüber anderen Menschen 
Verständnis und Toleranz 
entwickeln.

Ja

SuS zeigen demokratische 
Grundhaltungen; SuS 
unterstützen andere aktiv in 
ihren Rechten; ergreifen Partei 
für Mitschüler*innen; wirken an 
Vereinbarungen aktiv mit; sind 
zu Kompromissen bereit.

Bedingt

SuS benennen die ihnen 
zustehenden gesetzlichen 
Ansprüche und Rechte und 
fordern diese gegebenenfalls 
ein; SuS berücksichtigen den 
rechtlichen Rahmen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes.

Ja

Die SuS kennen und achten die 
Menschenrechte und bringen 
diese mit ihren 
Lebenssituationen in 
Zusammenhang
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Die Tabelle enthält die vier bereits im zweiten Kapitel herausgearbeiteten Dimensi-
onen von Demokratiebildung. Zur Erinnerung: Die implizite Demokratie- und 
Menschenrechtsbildung wird vor allem durch schulische Aktivitäten im Rahmen 
Sozialen Lernens bestimmt. Hierzu zählen auch Unterrichtseinheiten und -aktivitä-
ten zum Umgang mit Diversität, kultureller Heterogenität und Toleranz. Hiervon 
unterscheidbar sind Bereiche, die im engeren Sinne mit Demokratiepädagogik ver-
bunden sind bzw. von deren Vertreter*innen maßgeblich hervorgehoben werden. 
Von überragender Bedeutung ist die Betonung aller Formen von Partizipation, pa-
radigmatisch etwa in Form des Klassenrats sowie die Einführung von Service Lear-
ning-Elementen. Eine Formulierung, die diese Dimension gut trifft, findet sich zum 
Beispiel im Bildungsplan der Schule für Hörgeschädigte: „Die Schule eröffnet Mög-
lichkeiten für aktives staatsbürgerlich-politisches Engagement in Projekten, Initiati-
ven, Vereinen und verweist so auf die gesellschaftliche Bedeutung demokratischer 
Kultur und demokratischen Verhaltens“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg 2011, S. 56). 

Hiervon ist wiederum die klassisch politikdidaktische Perspektive auf Demokratie-
bildung zu differenzieren, die sich in der Regel an Kriterien wie die unterrichtliche 
Herstellung von politischer Urteilsfähigkeit, Handlungskompetenzen und Metho-
denkompetenzen (im Sinne der selbstständigen Beschaffung, Auswahl und kriti-
schen Bewertung politischer Informationen) dingfest machen lässt. Hierzu gehört 

 

 

gogische Bildungs- und Beratungszentren mit Internat eingerichtet. Darüber hinaus gibt es be-
rufsbildende Schulen und ein Berufsbildungswerk für Hörgeschädigte“ (Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport Baden Württemberg 2020b). 

Sprache Ja

ZB: SuS zeigen sich 
kompromissfähig, respektieren 
die Standpunkte anderer, 
handeln Lösungen aus

Ja

ZB: SuS übernehmen 
Verantwortung in der Klassen- 
und Schulgemeinschaft.

Nein Ja

ZB: SuS kennen und achten 
Menschenrechte und bringen 
diese mit ihren 
Lebenssituationen in 
Zusammenhang.

Lernen 

(Gesamtbildungs-
plan Förderschule, 
2008)

Ja

ZB: SuS kennen Regeln des 
Zusammenlebens, 
demokratische 
Beteiligungsformen und 
einfache 
Konfliktlösungsstrategien; SuS 
lernen kulturelle Vielfalt kennen 
und entwickeln Achtung und 
Respekt vor unterschiedlichen 
Lebensstilen.

Ja 

ZB: SuS erfahren die Grundidee 
von Partizipation und kommen 
als Handelnde zu 
demokratischen 
Entscheidungsfindungen.

Ja  

ZB: SuS kennen und achten die 
staatsbürgerlichen Grundrechte 
und bringen sie mit ihren 
Lebenssituationen in 
Zusammenhang; interessieren 
sich für das Wahlrecht in 
demokratischen 
Gesellschaften; SuS kennen 
Grundlagen der 
parlamentarischen Demokratie 
der BRD auf der Ebene der 
Gemeinde, des Landes BaWü, 
des Bundes und Europas.

Ja  

ZB: SuS kennen und achten die 
Menschenrechte und bringen 
diese mit ihren 
Lebenssituationen in 
Zusammenhang.

Geistige Entwicklung Ja 

ZB: SuS können Normen und 
kulturelle Unterschiede 
wahrnehmen, kennen und 
akzeptieren; 
Kompetenzspektrum: Empathie, 
Respekt, Wertschätzung und 
Toleranz in der Begegnung mit 
anderen Menschen durch 
Verhaltensweisen oder 
Äußerungen zeigen.

Ja

ZB: Kompetenzspektrum: 
Eigene Interessen und 
Bedürfnisse entwickeln und 
vertreten; Interessen anderer 
vertreten; Wahlverfahren und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten 
kennen und nutzen; an 
demokratischen Gestaltungs- 
und Mitwirkungsmöglichkeiten in 
der Schule teilhaben; 
Möglichkeiten vor Ort die 
wichtigsten politischen 
Institutionen und Amtsinhaber 
zu besuchen.

Ja 

Themenfeld: Politische 
Strukturen: „Die Schule 
vermittelt Kenntnisse über den 
Aufbau und die Funktionsweise 
unseres Staates. In den 
demokratischen Prozessen der 
Schule wird den Schülerinnen 
und Schülern ermöglicht, sich 
zu mündigen Bürgern zu 
entwickeln. Sie fördert eine 
aktive Teilnahme am Leben 
unserer Gesellschaft.

Bedingt 

Im Bildungsplan gibt es an nur 
zwei Stellen Bezüge zu Grund- 
und Menschenrechten; als 
möglicher Inhalt im Themenfeld 
„Leben mit Rechten und 
Pflichten“ und im Kontext 
geschichtlicher Zeitepochen als 
Abgrenzung gegenüber dem 
Feudalismus
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gerade auch die Vermittlung der institutionellen Dimension der deutschen Gesell-
schaft bis hin zu Gesetzgebungsverfahren und Lokalpolitik. Weil in den SBBZ kein 
eigenständiger Politikunterricht ausgewiesen ist, sondern bereits die Formulierun-
gen der Bildungsbereiche stark von der demokratiepädagogischen Terminologie 
durchdrungen sind, ist die Frage nicht ohne Brisanz, ob Schüler*innen mit dem 
politischen Institutionengefüge der Bundesrepublik Deutschland angemessen ver-
traut gemacht werden. Schließlich lässt sich als vierte Dimension die explizite 
Grund- und Menschenrechtsbildung benennen. Ganz grundsätzlich ist die explizite 
Grundrechts- und Menschenrechtsbildung durchaus als Teil der Politikdidaktik zu 
bestimmen, weil sie eben auch eine institutionelle Dimension aufweist. Allerdings 
wird bis heute immer wieder darauf hingewiesen, dass explizite Grund- und Men-
schenrechtsbildung eine klare Lücke innerhalb der Politikdidaktik bezeichnet (vgl. 
hierzu z. B. Gerdes/Bittlingmayer 2017). Darüber hinaus lässt sich zur Begründung 
einer bildungsplanbezogenen inhaltlichen Differenzierung zwischen expliziter 
Grundrechts- und Menschenrechtsbildung einerseits sowie Politikdidaktik anderer-
seits zusätzlich dadurch begründen, dass in der Politikdidaktik Streit und Konflikt 
als politisches Paradigma klar im Zentrum steht, während die konsensuellen Res-
sourcen der zivilisatorischen Konfliktaustragung stark im Hintergrund verhandelt 
werden, sofern sie überhaupt auftauchen.  
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Vor dem Hintergrund unserer begrifflichen Differenzierung und nach Sichtung der 
Bildungspläne in den sieben Förderbereichen ergibt sich für Baden-Württemberg 
grob das folgende zusammenfassende Bild: Die Mehrheit der Bildungspläne ist aus 
unserer Sicht überraschend stark und klar durchsetzt mit Grundelementen der De-
mokratiepädagogik, die hier im Bereich der Demokratiebildung die Definitions-
macht übernommen hat. Die Politikdidaktik spielt auch in Ermangelung eines kla-
ren curricularen Themenbereichs eine nur marginale Rolle. Mit Ausnahme des Bil-
dungsplans für Schulen für geistige Behinderung sind die Kenntnisse, die ein tradi-
tioneller Politikunterricht adressiert, nur sehr rudimentär vorhanden. 

Nach unserer Einschätzung wirft eine so deutliche Dominanz demokratiepädagogi-
scher Konzepte das im vorherigen Kapitel bereits angesprochene Transferproblem 
demokratiepädagogischer Elemente in manifestes politisches Handeln deutlich auf. 
So findet sich in allen baden-württembergischen SBBZ-Bildungsplänen unter den 
einführenden Leitgedanken der Satz: „Die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung wird den Schülerinnen und Schülern als Voraussetzung für ein friedliches Zu-
sammenleben und als Fundament für gesellschaftliches und politisches Handeln be-
wusst gemacht“ (hier zit. nach dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 2012, 
S. 52), aber es bleibt unklar, wie genau das bewerkstelligt werden soll, ohne auf die 
institutionellen Grundlagen einer repräsentativen Demokratie genauer und systema-
tischer einzugehen; in den Bildungsplänen Baden-Württembergs bleibt hier aus un-
serer Perspektive eine bedenkliche Leerstelle. 

3.2.2 Demokratiebildung in den förderschulbezogenen 
Richtlinien und offiziellen Dokumenten in Nordrhein-
Westfalen  

Anders als im vergleichsweise dankbar auszuwertenden Material aus Baden-Würt-
temberg sind in Nordrhein-Westfalen Bildungspläne für Förderschulen unter-
schiedlicher Schwerpunkte nicht unmittelbar verfügbar. Auf der einschlägigen 
Homepage des nordrhein-westfälischen Schulministeriums finden sich unter dem 
Eintrag „Förderschule“ einige wenige allgemeine Hinweise, darunter auch die Aus-
sage, dass Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Normalfall an Regel-
schulen beschult werden: „Sonderpädagogische Förderung findet in Nordrhein-
Westfalen in der Regel in der allgemeinen Schule statt“ Ministerium für Schule und 
Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2020b). Deshalb soll sich das pädagogi-
sche Personal nach den fachlichen und fachdidaktischen Ausrichtungen und Inhal-
ten der Regelschulfächer richten. Die offizielle Formulierung lautet: „Für sonder-
pädagogisch geförderte Schülerinnen und Schüler gelten die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen einschließlich der Unterrichtsfächer und der Stundentafeln der all-
gemeinen Schulen, soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt“ (BASS - Be-
reinigte Amtliche Sammlung der Schulvorschriften NRW 2019/2020 § 21, Abs. 1).  

Das ist deshalb bemerkenswert, weil die Quoten von an Förderschulen unterrichte-
ten Kindern in NRW ja keineswegs deutlich rückläufig, sondern weitgehend stabil 
sind (siehe Abs. 3.2.1). Nach den informellen Aussagen von kontaktierten Schullei-
tungen aus NRW ist deshalb die Praxis häufig so, dass sich das pädagogische Per-
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sonal an nordrhein-westfälischen Förderschulen eher an den vorliegenden Bildungs-
plänen aus anderen Bundesländern in ihrer alltäglichen Arbeit orientiert. In den vor-
liegenden, auf das Jahr 2005 datierten und zuletzt 2016 aktualisierten relevanten 
Verwaltungsvorschriften und Verordnungen über sonderpädagogischen Unterricht 
in NRW (BASS - Bereinigte Amtliche Sammlung der Schulvorschriften NRW 
2019/2020) finden sich – wenig überraschend für Verwaltungsvorschriften – keine 
Erwähnungen der für diese Expertise einschlägigen Begriffe Demokratie, Men-
schenrecht oder Politik. 

Gegenüber den für Baden-Württemberg verfügbaren Bildungsplänen mit ihren um-
fassenden und systematischen Bezügen zu mindestens drei der vier Dimensionen 
der Demokratiebildung könnte der Kontrast – zumindest auf der Folie unserer zeit-
lich eingeschränkten Recherche, wir lassen uns hier gerne korrigieren – für das Bun-
desland NRW kaum größer sein. Es entsteht nicht der Eindruck, dass die Förder-
schulen in NRW eine Schulform darstellen, um die sich bildungspolitisch im Allge-
meinen und demokratiebezogen im Besonderen noch maßgeblich gekümmert wird. 
Und das, obwohl die Zahlen der segregativ beschulten Schülerschaft äußerst stabil 
ist. 

Aber auch hinsichtlich der aktuelleren bildungspolitischen Perspektiven auf schuli-
sche Demokratiebildung im Allgemeinen (über die Förderschulen hinaus) sieht die 
Lage in Nordrhein-Westfalen nicht günstig aus. Im geltenden Koalitionsvertrag der 
amtierenden CDU/FDP-Koalition gibt es zwar einige Passagen, die auf das Ziel der 
Stärkung von Demokratiebildung hinweisen, die allerdings nicht im schulpolitischen 
Teil erscheinen. So heißt es im Zusammenhang des jugendpolitischen Vorhabens 
einer Stärkung von Jugendparlamenten z. B.: „Wir wollen junge Menschen in Nord-
rhein-Westfalen ermutigen, sich in die Gesellschaft einzubringen und ihre Anliegen 
selbstbewusst zu vertreten. Sie sollen für Teilhabe in der parlamentarischen Demo-
kratie befähigt und begeistert werden“ (CDU/FDP NRW 2017, S. 98). Ferner wird 
im Kontext des Themenfeldes „Integration und Einwanderung“ auf erforderliche 
Anstrengungen im Bereich einer „Wertevermittlung“ (womit die Grundwerte des 
Grundgesetzes gemeint sind) hingewiesen. Der Eindruck, dass deren Adressaten 
vorrangig Jugendliche mit Migrationshintergrund sind, wird immerhin dadurch re-
lativiert, dass konstatiert wird: „Wir werden eine Offensive für Wertevermittlung in 
Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen starten, die sich nicht nur an Einwande-
rer richtet, sondern demokratische Bildung für alle zum Ziel hat“ (CDU/FDP NRW 
2017, S. 107). Im schulpolitischen Teil der Koalitionsvereinbarung finden sich diese 
Ziele jedoch nicht wieder, sondern werden durch andere Schwerpunktsetzungen, 
wie insbesondere einerseits die „Stärkung der Fachlichkeit und der Fachdidaktik“, 
der „Kernkompetenzen Lesen, Schreiben und Rechnen“ und der Erreichung von 
Bildungsstandards bei Fremdsprachen sowie mathematisch-naturwissenschaftli-
chen und technischen Fächern und andererseits der Gewährung von mehr pädago-
gischer und organisatorischer Gestaltungsfreiheit der Schulen und Lehrkräfte, kon-
terkariert (CDU/FDP NRW 2017, S. 7–15). Darüber hinaus wird nicht etwa politi-
sche oder Demokratiebildung als ein zentrales Bildungsziel, sondern „ökonomische 
Bildung“ als „ein unverzichtbarer Bestandteil der Allgemeinbildung“ hervorgeho-
ben, weshalb das Fach „Wirtschaft“ (mit Fokus auf Kenntnisse der Wirtschaftsord-
nung und Verbraucherbildung) an allen weiterführenden Schulen etabliert werden 
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soll.31 In aktuellen Antworten auf Kleine Anfragen von Bündnis 90/Die Grünen in 
Bezug auf die Frage der Umsetzung der neueren KMK-Beschlüsse zur Demokratie-
bildung (KMK 2018a) und zur Menschenrechtsbildung (KMK 2018b) hat die Lan-
desregierung (Landtag NRW 2019a; b) immerhin eingeräumt, dass in den in der 
Entwicklung befindlichen neuen Kernlehrplänen sowohl „politische Bildung und 
Demokratieerziehung“ als auch „Menschenrechtsbildung“ als verbindlich zu erfül-
lende Querschnittsaufgaben der Fächer in allen Schulformen ausgewiesen werden 
soll. Ansonsten wird jedoch umfangreich auf die Beteiligung von Schulen an fakul-
tativen Projekten, Schüler*innen-Wettbewerben und Bildungspartnerschaften ver-
wiesen. Die berichteten hierbei beteiligten Schul- und Schülerzahlen machen jedoch 
nur einen geringen Anteil im Verhältnis der insgesamt existierenden Schulen und 
Schülerzahlen in Nordrhein-Westfalen aus. Förderschulen sind nicht explizit er-
wähnt.   

3.2.3 Demokratiebildung im Rahmenlehrplan Sonderpädagogik 
in Bremen 

Für das Bundesland Bremen findet sich der Rahmenlehrplan „Sonderpädagogische 
Förderung“, der allerdings bereits aus dem Jahr 2002 datiert und keine weitere Ak-
tualisierung erfahren hat (Freie Hansestadt Bremen. Der Senator für Bildung und 
Wissenschaft 2002). Das ist aber deshalb nicht zu beanstanden, weil Bremen wie 
oben gezeigt sehr konsequent auf die Inklusion von Schüler*innen mit Beeinträch-
tigungen setzt. Die Schulform „Förderschule" ist in Bremen insgesamt nahezu auf-
gegeben worden (siehe hierzu auch Kap. 4). Für Bremen ist eine detaillierte Analyse 
des knapp zwanzig Jahre alten Rahmenplans für Förderschulen deshalb nicht sehr 
zielführend.  

Erwähnenswert scheint aber, dass im Rahmenplan kein einziges Mal der Begriff 
Politik verwendet wird, gleiches gilt für die Begriffe Recht oder Demokratie. In 
Hinblick auf die vier Dimensionen der Demokratiebildung lassen sich allerdings 
auch hier – für Deutschland relativ früh – Elemente impliziter Demokratie- und 
Menschenrechtsbildung ausmachen, indem etwa Life Skills-Förderung aufgegriffen 
wird (Stärkung des Selbstwertgefühls), diese aber vollständig in den Dienst gelin-
gender und störungsfreier Sozialintegration gestellt wird (Freie Hansestadt Bremen. 
Der Senator für Bildung und Wissenschaft 2002, S. 41–42). Demokratiebildung ist 
in diesem alten, aber noch immer gültigen Rahmenlehrplan aber kein erkennbarer 
Fokus. 

 

 

 

31  Das Fach „Wirtschaft“ soll ab dem Schuljahr 2020/21 in allen allgemeinbildenden und weiterfüh-
renden Schulen Pflichtfach sein. Siehe: https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/schulfach-
wirtschaft-kommt-zum-schuljahr-202021 [7.2.2021] 

 

https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/schulfach-wirtschaft-kommt-zum-schuljahr-202021
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/schulfach-wirtschaft-kommt-zum-schuljahr-202021
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Im Hinblick aktueller Pläne zum Ausbau der schulischen Demokratiebildung insge-
samt finden sich einige Punkte im aktuellen Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und DIE LINKE (2019, S. 6, S. 10–11, S. 19–20): Die Stärkung 
der Demokratie soll neben dem Klimaschutz (beide Aspekte werden als aktuell am 
meisten gefährdet betrachtet) fest in den Bildungs- und Lehrplänen verankert wer-
den, wobei jedoch unklar ist, in welcher Form (in bestimmten Fächern oder als 
Querschnittsthema) und welchem Umfang dies anvisiert ist. Außerdem sollen im 
Schulverwaltungsgesetz die Beteiligungsrechte der Schüler*innen gestärkt werden, 
im Bereich der schulischen politischen Bildung soll die Kooperation mit außerschu-
lischen Trägern sowie der Austausch mit Politiker*innen gefördert werden. Zudem 
soll gewährleistet werden, dass alle Schüler*innen im Laufe ihrer Schulzeit einen 
außerschulischen Lernort zum Thema NS-Diktatur besuchen und ein Exemplar des 
Grundgesetzes ausgehändigt bekommen. Allerdings klingt die Mitteilung des Senats 
(Bremische Bürgerschaft 2020) auf eine zu Nordrhein-Westfalen analoge Anfrage 
von Bündnis 90/Die Grünen zu den Umsetzungsplänen der KMK-Beschlüsse zu 
Demokratie- und Menschenrechtsbildung (KMK 2018a; b) wesentlich defensiver: 
Hier wird argumentiert, dass die Zielstellungen der KMK-Beschlüsse durch die exis-
tierenden schulischen und curricularen Rahmenbedingungen in Bremen erfüllt 
seien, ansonsten wird ähnlich wie in Nordrhein-Westfalen auf fakultative Teilnah-
men von Schulen und Schüler*innen an weiteren Projekten und auf die Selbstver-
antwortung der Einzelschulen verwiesen. Förderschulen werden in keiner Hinsicht 
explizit erwähnt.  

3.2.4 Demokratiebildung in den Bildungs- und 
Rahmenlehrplänen für Brandenburg 

In Brandenburg werden sonderpädagogische Förderbedarfe gegliedert in die För-
derschwerpunkte „Lernen“, „Emotionale und soziale Entwicklung“, „Sprache“; 
„Körperliche und motorische Entwicklung“, „Sehen“, „Hören“ und „Geistige Ent-
wicklung“ (Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 2018). Je nach sonderpäda-
gogischem Förderbedarf bzw. Förderschwerpunkt kommen unterschiedliche Rah-
menlehrpläne zur Geltung (siehe nachfolgende Tabelle 3). Lediglich für die sonder-
pädagogischen Förderschwerpunkte „Lernen“ und „Geistige Entwicklung“ beste-
hen gesonderte Rahmenlehrpläne während für die sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkte „Emotionale und soziale Entwicklung“, „Sehen“ und „Hören“ der 
allgemeine Rahmenlehrplan für die Jahrgangsstufen für Berlin und Brandenburg 
vorgesehen ist.  
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Tab. 5: Sonderpädagogische Förderschwerpunkte und Rahmenlehrpläne in 
Brandenburg 

Sonderpädagogische Förder 
schwerpunkte gem. BbG SchulG 

Rahmenlehrplan 

Emotionale und soziale Entwicklung, 

Sprache, körperliche und motorische 

Entwicklung, Sehen, Hören 

Rahmenlehrplan für die Jahrgangsstufen 1 bis 10 für Ber-

lin und Brandenburg (Rahmenlehrplan Jahrgangsstufe 1-

10),  

Rahmenlehrpläne für die Bildungsgangverordnung der 

Sekundarstufe II (Rahmenlehrplan Sek II) 

Lernen Rahmenlehrplan für den Bildungsgang zum Erwerb des 

Abschlusses der Schule mit dem sonderpädagogischen 

Förderschwerpunkt „Lernen“ 

Geistige Entwicklung Rahmenlehrplan für den Bildungsgang zum Erwerb des 

Abschlusses der Schule mit dem sonderpädagogischen 

Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ 

Sonstige sonderpädagogische  

Förderbedarfe 

Rahmenlehrplan 

Autistisches Verhalten Rahmenlehrplan Jahrgangstufe 1-10, Rahmenlehrplan 

Sek II 

Taubblind Rahmenlehrplan Jahrgangstufe 1-10, Rahmenlehrplan 

Sek II 

Quelle: Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 2018, S. 6 

Sonderpädagogischer Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ 
Seinen Rahmenlehrplan für den sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geis-
tige Entwicklung“ hat Brandenburg gemeinsam mit dem Land Berlin erarbeitet. Der 
2011 aktualisierte Rahmenlehrplan schließt strukturell und begrifflich an den Plänen 
der allgemeinen Schulen an und fokussiert auf den Erwerb von Leitkompetenzen 
bei gleichzeitiger Berücksichtigung der spezifischen Unterstützungsbedarfe von 
Schüler*innen mit einem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Ent-
wicklung“. Dabei orientiert sich der Rahmenplan an den Empfehlungen der Kul-
tusministerkonferenz sowie an dem Bildungs- und Erziehungsauftrag, wie er in den 
Schulgesetzen der Länder Berlin und Brandenburg formuliert ist und folgt dem 
Grundsatz, dass Schüler*innen mit dem sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ unterschiedliche Unterstützungsbedarfe in den verschiede-
nen Entwicklungsbereichen aufzeigen und daher eine besondere Unterstützung be-
nötigen (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 9). 

Im Rahmenlehrplan wird zentral darauf hingewiesen, dass nicht alle Leitkompeten-
zen und erwünschten Ergebnisse von Lernprozessen von allen Schüler*innen mit 
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dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ zu errei-
chen sind. Daher wird das Erlernen von Handlungskompetenzen im Lehrplan als 
das zentrale Lernziel formuliert, welche als unabdinglich für eine „erfolgreiche Be-
wältigung vielfältiger Herausforderungen im Alltags- und Berufsleben“ betrachtet 
werden und den Lehrkräften zudem als eine Orientierungshilfe in ihrem pädagogi-
schen Handeln dienen sollen (ebd.; S. 11):  

„Als Handlungskompetenz wird das Zusammenwirken von Fähigkeiten, Fertigkeiten, 
Gewohnheiten und Einstellungen bezeichnet, sie umfasst Sachkompetenz, Metho-
denkompetenz sowie soziale und personale Kompetenz. Zur Entwicklung von Hand-
lungskompetenz wird Wissen systematisch aufgebaut und vernetzt sowie durch vielfäl-
tiges Anwenden in kompetentes, durch Interesse und Motivation geleitetes Handeln 
überführt. Handlungskompetenz zielt auf größtmögliche Selbstbestimmung und 
Selbstständigkeit der Lernenden im gegenwärtigen und im zukünftigen Leben“ (Lan-
desinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 11). 
Handlungskompetenz setzt sich aus unterschiedlichen Kompetenzbereichen zu-
sammen und wirkt sich sowohl auf die Gestaltung von Lernprozessen, Unterrichts-
inhalten, Methoden wie auch auf den Umgang mit Notengebung und Leistungser-
mittlungsprozessen aus.  

Personale Kompetenz: Die Schülerinnen und Schüler erwerben personale Kompetenz, 
indem sie 

− sich ihrer eigenen Bedürfnisse bewusst werden, 
− ein eigenes Körperkonzept entwickeln, 
− ihre eigenen Möglichkeiten und Grenzen erfahren, 
− sich als Subjekt wahrnehmen, 
− für sich selbst Verantwortung übernehmen, 
− lernen, Hilfe und Unterstützung anzunehmen. (Landesinstitut für Schule 

und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 11) 

Soziale Kompetenz: Die Schülerinnen und Schüler erwerben soziale Kompetenz, in-
dem sie lernen, 

− sich zu äußern, Bedürfnisse mitzuteilen sowie Wissen, Meinungen und 
Wünsche in eine soziale Situation einzubringen, 

− die Äußerungen und Signale anderer Menschen zu verstehen und angemes-
sen zu deuten, 

− sich auf andere einzustellen und eigene Bedürfnisse situativ zurückzustellen, 
− eigene Handlungsmöglichkeiten und Verantwortlichkeiten zu erkennen und 

wahrzunehmen, 
− soziale Beziehungen aufzunehmen und zu gestalten, 
− sich in gruppendynamischen Prozessen angemessen zu verhalten (Landes-

institut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 11). 

Methodenkompetenz: Die Schülerinnen und Schüler entwickeln Methodenkompetenz 
durch 

− Imitation von Handlungen, 
− Versuch und Irrtum, 
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− Beobachten, Vergleichen von Vorgängen und Sachverhalten, 
− Ritualisierung von Handlungsabläufen, 
− rückblickendes Bewusstwerden von vollzogenen Methoden, 
− wiederholtes, bewusstes und zielgerichtetes Anwenden von Verfahren, 
− Schrittfolgen oder Techniken (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-

Brandenburg 2011, S. 12). 

Sachkompetenz: Die Schülerinnen und Schüler erwerben Sachkompetenz, indem sie 
lernen, 

− ihr Vorwissen zu aktivieren, 
− Kenntnisse zielgerichtet anzuwenden, 
− Wissen bewusst zu nutzen, 
− Wissen auf neue, unvertraute Aufgabenstellungen zu übertragen, 
− sich ihrer Lernwege bewusst zu werden und über Lernergebnisse nachzu-

denken (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 
12). 

Um diesen im Rahmenlehrplan vorgesehenen Kompetenzansatz im Unterricht um-
setzbar zu machen, sollen Schüler*innen mit dem sonderpädagogischen Entwick-
lungsschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ Gelegenheiten und Möglichkeiten ange-
boten werden, in denen das von ihnen erworbene Wissen auf neue Inhalte übertra-
gen werden kann, um sie so „für eigene Ziele sowie Anforderungen in Schule, Alltag 
und beruflichen Situationen nutzbar“ zu machen. (Landesinstitut für Schule und 
Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 19).  

Demokratie und Demokratiebildung im Rahmenlehrplan Sonderpädagogi-
scher Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ 
Sechs Leitthemen mit jeweils mehreren Handlungsfeldern werden im Rahmenlehr-
plan der Eingangs- bis Oberstufen ausgeführt (Landesinstitut für Schule und Me-
dien Berlin-Brandenburg 2011, S. 21). Explizit wird das Thema Demokratie ledig-
lich im Leitthema 4 „Der Mensch in der Gesellschaft“ und seinen Handlungsfeldern 
behandelt. Im Handlungsfeld „Soziale Beziehungen“ soll Schüler*innen die Mög-
lichkeit der „Mitgestaltung und Einflussnahme in der Klassen- und Schulgemein-
schaft“ gegeben werden. Im Handlungsfeld Demokratie werden u. a. die Beteili-
gungsmöglichkeiten an der Schule und im Schulalltag thematisiert. Ebenso werden 
Schüler*innen „Kenntnisse über politische Informationen, über Gewaltenteilung, 
Ämter und Behörden vermittelt“ (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-
Brandenburg 2011, S. 28).  
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Tab. 6: Leitthemen und Handlungsfelder im Rahmenlehrplan 

Leitthemen Handlungsfelder  

Leitthema 1: Der Mensch im Alltag 

 

Selbstversorgung 

Freizeit 

Wohnen 

Zusammenleben 

Mediennutzung 

Leitthema 2: Der Mensch und die Arbeit 

 

Erzeugnisse herstellen 

Berufe 

Zusammenarbeit 

Beschäftigungsarten 

Berufsvorbereitung 

Leitthema 3: Der Mensch und die Gesundheit 

 

Gesundheit 

Körper, Aufklärung, Entwicklung 

Ernährung 

Leitthema 4: Der Mensch in der Gesellschaft 

 

Soziale Beziehungen 

Meine Biografie 

Ich und die Welt 

Demokratie 

Geschichte im Wandel 

Feste, Bräuche, Riten 

Leitthema 5: Der mobile Mensch 

 

Verkehr und Verkehrserziehung 

Kommunikationsmedien 

Räumliche Orientierung 

Leitthema 6: Der Mensch in Natur und Umwelt 

 

Naturerscheinungen 

Umweltschutz 

Lebewesen 

Quelle: Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2011, S. 25–30 (eigene Zusammenstellung) 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Rahmenlehrplan für Schü-
ler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ der Ein-
gangs- bis Oberstufen die Themen Demokratie und Partizipation nicht sonderlich 
ausführlich, sondern eher nur rudimentär behandelt. Anders hingegen sieht es im 
Rahmenlehrplan für Schüler*innen mit dem sonderpädagogischen Förderschwer-
punkt „Geistige Entwicklung“ aus, die die Abschlussstufe, den zweijährigen berufs-
qualifizierenden Lehrgang oder die Werkstufe besuchen. Im Rahmen des berufs-
feldübergreifenden Unterrichts, hier im Besonderen im Fach Wirtschafts- und So-
zialkunde, haben Schüler*innen die Möglichkeit, sich eingehend mit den Themen 
Demokratie, Grundrechten und politischer Partizipation zu befassen. Vorgesehen 
ist, dass sich Schüler*innen mit den Handlungsfeldern „Gesellschaft“ und „Globale 
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Welt“ befassen und sich im Rahmen dessen u. a. mit folgenden Themenfeldern aus-
einandersetzen: Öffentlichkeit und Medien, Staat, Globalisierung und Europäische 
Integration (vgl. hierzu aktuell Böhme 2019).  

Sonderpädagogischer Förderschwerpunkt „Lernen“ 
Der Anteil der Schüler*innen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
„Lernen“ ist in den vergangenen Jahren in Brandenburg in allgemeinbildenden 
Schulen zunehmend gestiegen (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Bran-
denburg 2017, S. 7). 

Anders als für den sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwick-
lung“ ist für den sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ seit dem 
Schuljahr 2017/18 kein separater Rahmenlehrplan mehr vorgesehen. Schüler*innen 
mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ werden zusammen 
mit Regelschüler*innen mithilfe eines gemeinsamen Rahmenlehrplanes unterrichtet. 
So wird auch der neue Rahmenlehrplan mehr als methodisch und didaktische Er-
gänzung des regulären Rahmenlehrplans verstanden mit dem Ziel, Lehrkräften „An-
regungen für einen erfolgreichen Unterricht in heterogenen Lerngruppen“ zu geben 
(Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2017, S. 30). Statt der 
bis dahin geltenden Leitthemen wird im neuen Rahmenlehrplan mit sogenannten 
Regelstandards auf insgesamt acht Niveaustufen gearbeitet (Landesinstitut für 
Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2017, S. 10). Dieses Niveaustufenmodell 
ermöglichen eine „bessere Vergleichbarkeit der erreichten Kompetenzen und Stan-
dards innerhalb einer Lerngruppe und eine individuelle Lern- und Schullaufbahn-
beratung“ (Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 2017, S. 22). 

Demokratie und Demokratiebildung im Rahmenlehrplan SPF „Lernen“ 
Vor dem Hintergrund, dass kein separater Rahmenlehrplan für Schüler*innen mit 
dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ besteht, kann die Antwort 
darauf, ob und in welchem Umfang das Thema Demokratie(bildung) im Unterricht 
behandelt wird, den regulären Rahmenlehrplänen (Teil B „Fachübergreifende Kom-
petenzen“) entnommen werden. Laut dem Rahmenlehrplan wird Demokratiebil-
dung im brandenburgischen Schulalltag in allen Fächern und auf vielfältige Weise, 
z. B. in Planspielen und Projekten, umgesetzt (Landesinstitut für Schule und Medien 
Berlin-Brandenburg 2015, S. 26). Schüler*innen sollen so Fähigkeiten entwickeln, 
„verantwortlich an gesellschaftlichen und politischen Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozessen teilzunehmen, eigene Intentionen zu verhandeln, unterschied-
liche Interessen auszuhalten und in Konflikten demokratische Lösungen zu finden“ 
(ebd.). Als grundlegende Aspekte des sozialen und demokratischen Handelns sollen 
Schüler*innen die „Anerkennung anderer, die Überzeugung von eigener Wirksam-
keit, der Respekt vor demokratischen Normen, Regeln und Gesetzen sowie Verant-
wortungsbereitschaft“ vermittelt werden (Landesinstitut für Schule und Medien 
Berlin-Brandenburg 2015, S. 26). Insgesamt wird deutlich, dass die Schwerpunkte 
der Demokratiebildung – mit der einen erwähnten Ausnahme – auch hier wiederum 
eher in den Bereichen soziales Lernen liegen und die Bereiche Politiklernen und 
Menschenrechtsbildung eher vernachlässigt werden. 

Hinsichtlich aktueller Zielsetzungen im Kontext von schulischer Demokratiebil-
dung in Brandenburg ist zu erwähnen, dass im neuen Koalitionsvertrag zwischen 
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SPD Brandenburg, CDU Brandenburg und Bündnis 90/Die Grünen Brandenburg 
(2019, S. 31f.) anvisiert ist, politische Bildung zu stärken, und zwar sowohl auf der 
Ebene des Faches Politische Bildung insgesamt (insbesondere in den Oberschulen 
und Gesamtschulen der Jahrgänge sieben bis zehn) als auch in Form Projektwochen 
mit politischen Bildungsschwerpunkten in Kooperation mit der Landeszentrale für 
politische Bildung. Unklar bleibt jedoch, ob das Ziel der Stärkung politischer Bil-
dung auch für Förderschulen gelten soll. 
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4 Analyse der Homepages 
ausgewählter Förderschulen in vier 
Bundesländern 

Aufgrund der Corona-Krise und der dadurch verursachten dramatisch einge-
schränkten Feldzugänge haben wir den empirischen Zugang erweitert und eine 
Homepage-Analyse von Förderschulen bzw. SBBZ unternommen.  

In dem vollen Bewusstsein, dass eine Inhaltsanalyse von Schulhomepages, zumal 
von Förderschulen, die ja hier in der Regel über ein kleines Kollegium und über 
wenig Ressourcen für eine sorgfältige Homepagepflege verfügen, kein realistisches 
Bild der Schulwirklichkeit liefert, haben wir keinen großen Datensatz erzeugt. Statt-
dessen haben wir in drei Bundesländern zehn bis 15 SBBZ/Förderschulen zufällig 
über das Schulregister ausgewählt. Als einziges Kriterium des Samples haben wir 
festgelegt, dass unterschiedliche Förderschwerpunkte und Regionen repräsentiert 
sein müssen. In Bremen haben wir die Homepages aller fünf noch existierenden 
Förderzentren gescreent (die Schule für Kranke haben wir nicht berücksichtigt). 

Aber auch wenn die Stichprobe klein ist und es natürlich eine markante Diskrepanz 
zwischen einer Homepagepräsentation und dem Schulalltag gibt, so halten wir, wie 
sich zeigen wird, die zusammengestellten Ergebnisse doch für interpretationsfähig, 
weil sie einerseits ein recht deutliches Bild über die Verankerung von Demokratie- 
und Menschenrechtsbildung in SBBZ/Förderschulen in den untersuchten Bundes-
ländern zeichnen. Andererseits sind auf den Homepages zum Teil sehr kleinteilige 
Aktivitäten durchaus aufgeführt, es ist also der Inhalt (außercurricularer) schulischer 
Praktiken dokumentiert. 

Auf der Basis der systematischen Einschränkungen, die die Betrachtung schulischer 
Internetauftritte unterliegen, kommen wir gleichwohl zu einem folgenden, nach 
Bundesländern differenzierten Befunden.  

Auf den Homepages des Baden-Württembergischen Samples spielt, auch ein Jahr 
nach der Einführung verbindlicher Demokratiebildung an allen Schulformen, expli-
zite Demokratiebildung keine Rolle. In Hinblick auf die Partizipation von Schüle-
rinnen und Schülern findet die – ohnehin rechtlich verbindlich vorgeschriebene – 
Schülermitverwaltung (SMV) regelmäßig Erwähnung (aber nicht überall). Vereinzelt 
wird die Einrichtung eines Klassenrates und eines alle sechs Wochen tagenden 
Schüler*innenparlaments berichtet. Weitaus häufiger findet sich unter dem Stich-
wort Partizipation an Baden-württembergischen SBBZ der Verweis auf Schülerfir-
men. Die Ausrichtung und der Subtext vieler Schulen geht in Richtung späterer 
biografischer Lebensbewältigung ihres Schüler*innenklientels. Analog werden unter 
Life Skills-Förderung vor allem erfolgreiche Berufsorientierung und erfolgreiche 
Alltagsbewältigung gefasst. Als häufige Zielperspektive und dominantes Narrativ 
wird benannt, dass die Schule zur Ausbildung eines eigenständigen oder selbstbe-
stimmten Lebens maßgeblich beitragen soll. Das Thema explizite Menschenrechts-
bildung ist eine vollständige Leerstelle. 
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Das Bild, das die Homepages von Förderschulen in Nordrhein-Westfalen wider-
spiegeln, ist analog. Hier können häufiger ganze, zum Teil 200-seitige Schulkon-
zepte und -programme heruntergeladen werden, aber das Thema Demokratiebil-
dung spielt auch hier keine nennenswerte Rolle und bleibt marginal. Dafür finden 
sich, wenn auch unsystematisch, Hinweise auf Dimensionen des Sozialen Lernens, 
vor allem Respekt, gegenseitige Anerkennung, Anti-Rassismus, aber auch Gewalt-
prävention werden hervorgehoben. In NRW-Förderschulen ist gegenüber den ba-
den-württembergischen SBBZ zumindest auf den Homepages das Thema Partizi-
pation und Mitbestimmung noch seltener Thema. Die explizite Menschenrechtsbil-
dung ist, wie auch in Baden-Württemberg, nicht adressiert. 

Der Eindruck in Brandenburg ist gegenüber dem aus Nordrhein-Westfalen relativ 
analog. Explizite Demokratiebildung und Menschenrechtsbildung stehen nicht im 
Zentrum, sondern werden, wenn überhaupt, dann implizit über Life Skills-Förde-
rung, Antigewalt- (Streitschlichtung) oder Antidiskriminierungsaktivitäten herge-
stellt. Rhetorisch im Mittelpunkt stehen zumeist Toleranz und gegenseitiger Res-
pekt. An einer Schule wird ein explizites Verbot von Springer-Stiefeln und ähnli-
chen, dem rechtsextremen Spektrum zugerechneten Symbolen benannt. Auch in 
Brandenburg dominiert die Betonung, den Schülerinnen und Schülern eine mög-
lichst autonome und selbstbestimmte spätere Lebenspraxis zu ermöglichen. Viele 
Anstrengungen richten sich deshalb auf die berufliche Integration, auf die systema-
tische Ausdehnung beruflicher Praktika, Schülerfirmenarbeit oder – an einer Schule 
– auf explizite und passgenaue Vorbereitung auf die spätere berufliche Tätigkeit in 
Behinderten-Werkstätten.  

In Bremen existieren nur noch sechs Förderschulen. Davon ist eine Schule zustän-
dig für die Beschulung von Kindern mit einem längeren Krankenhausaufenthalt o-
der von schwerer erkrankten Kindern, die zu Hause unterrichtet werden müssen, 
die wir aus der Expertise ausgeklammert haben. Von den übrigen fünf werden auf 
der offiziellen Homepage der Bremer Senatorin für Kinder und Bildung nur vier 
erwähnt, die letzte, ein Förderzentrum für Lernen, Sprache und Verhalten, taucht 
aus nicht erkennbaren Gründen nicht auf und verfügt auch über keine eigene 
Homepage. Auf den Homepages der vier übrigen Schulen dominieren sportliche 
Aktivitäten – die sich gut mit den Zielen und Methoden Sozialen Lernens verbinden 
lassen – sowie Life Skills-Elemente und Service Learning-Aktivitäten. Weil die För-
derbereiche Hören und Sehen unterschiedliche Bildungsgänge anbieten, existiert 
hier auch ein konventioneller Politikunterricht in verschiedenen Jahrgangsstufen. 
Die Etablierung des Klassenrats oder anderer Formen direkter Partizipation werden 
auf den Homepages ebenso wenig präsentiert wie Demokratiebildung; die explizite 
Menschenrechtsbildung ist auch in Bremen an Förderzentren vollständig abwesend.  
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Aus unserer Sicht ergibt sich zusammenfassend, trotz aller Einschränkungen, die 
eine stichprobenartige Homepageanalyse mit sich bringt und die wir hier nicht ver-
schweigen oder überspielen wollen,32 dennoch ein in Hinblick auf Demokratiebil-
dung im umfassenderen Sinne deprimierendes Bild. Es besteht eine sehr klare Dis-
krepanz zwischen den bildungspolitischen Vorgaben, wie sie in den Bildungsplänen 
manifest als Richtung der Schulentwicklung vorliegen, und politisch-parlamentari-
schen Statements (wie etwa in Bremen) einerseits und den auf den Homepages be-
richteten Aktivitäten andererseits. Es bestehen keinerlei konsistente Bezüge zu den 
demokratiepolitischen und menschenrechtlichen Zielen der Bildungspläne und den 
Schulprogrammen oder den außercurricularen Aktivitäten. Wenn Aktivitäten an 
Schulen in Richtung Demokratiebildung vorhanden sind, bleiben es Einzelmaßnah-
men, ohne erkennbare übergreifende Perspektive, wie sie etwa in der UN-
Behindertenrechtskonvention zu Grunde gelegt worden ist. 

 

 

 

32  Nach unserer Einschätzung wäre eine systematische und vollständige Analyse aller verfügbaren 
Homepages in Hinblick auf die vier in der Expertise herausgestellten Dimensionen der Demo-
kratiebildung durchaus lohnenswert. Im Rahmen der verfügbaren zeitlichen und materiellen Res-
sourcen, die für die Expertise zur Verfügung standen, müssen wir die Erhärtung der gewonnenen 
Eindrücke hier vertagen. 
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5 Rudimentäre Einblicke in die 
Förderschulpraxis im Kontext von 
Demokratiebildung 

Die ursprüngliche Planung zur Beantwortung der Frage, welche Formen von De-
mokratiebildung in welchem Umfang an Förderschulen auffindbar und selbstver-
ständliche Praxis sind und welche außercurricularen Unterrichtsprogramme hier zur 
Anwendung kommen, sollte mittels qualitativer Leitfaden-Interviews in vier Bun-
desländern beantwortet werden. Wir haben entsprechend einen Leitfaden entwi-
ckelt, der die Fragebereiche aufbereitet (ist im Anhang dokumentiert), konnten aber 
während der Kernzeit der Corona-Krise zunächst keine Lehrpersonen finden, die 
bereit waren, ein Interview mit uns durchzuführen. Auch nach der schrittweisen 
Teil-Normalisierung gab es keine Bereitschaft von Lehrerinnen, Lehrern und Schul-
leitungen, ein mündliches Interview zu führen, weil nunmehr die Vermittlung des 
ausgefallenen Unterrichtsstoffs prioritär und sozialwissenschaftliche Anliegen als 
weniger zentral (als ohnehin schon üblich) eingestuft worden sind. In Brandenburg 
etwa hat das Kultusministerium einen Evaluations-Stop für die allermeisten auch 
laufenden schulischen Projektvorhaben verhängt. Das Resultat war, dass wir die 
empirische Überprüfung, die im Zentrum der Expertise stehen sollte, so nicht 
durchführen konnten. 

Als Reaktion darauf haben wir neben der Homepage-Analyse den Leitfaden in einen 
einfach zu beantwortenden schriftlichen Fragebogen mit geschlossenen und offe-
nen Items transformiert und Schulen aus den vier ausgewählten Bundesländern kon-
taktiert. Basis des Grundsamples waren dabei die zufällig ausgesuchten Schulen, die 
wir in die Homepageanalyse mit einbezogen haben. Dabei erwiesen sich unsere 
Feldzugänge als unterschiedlich tragfähig – obwohl wir in NRW 20 Schulen ange-
schrieben haben, gab es keinen Rücklauf, stattdessen gab es bei telefonischem 
Nachfassen negative Reaktionen und offene Ablehnung gegenüber der themati-
schen Ausrichtung des Fragebogens. Auch in Brandenburg hat keine Förderschule 
auf unsere Anfrage an immerhin 15 Schulen reagiert. Wir haben alle fünf für uns 
relevanten Förderschulzentren in Bremen angeschrieben und einen Fragebogen zu-
rückerhalten. Schließlich haben wir 15 Schulen in Baden-Württemberg kontaktiert 
und hier insgesamt fünf ausgefüllte Fragebögen zurückerhalten.  

Dass sich mit einem Sample von sechs Fragebögen keine validen und reliablen Aus-
sagen treffen lassen, muss nicht extra diskutiert werden. Im Folgenden stellen wir 
trotzdem einige wenige Eindrücke zusammen, von denen wir denken, dass sie es 
rechtfertigen, überhaupt benannt zu werden, weil damit zumindest Einblicke in die 
Praxis einzelner Schulen gegeben werden – der Modus ist aber sehr klar explorativ 
und kann sich zudem nur auf die Selbstreporte der Schulen stützen.  

Ob also unsere offenen Spekulationen empirisch tatsächlich tragfähig sind, muss 
künftige empirische Forschung zeigen, so sie denn angestrengt wird. Bis dahin stel-
len wir die Ausführungen unter das Motto: „to the best of our knowledge“. 
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Einschätzung der Bedeutung von Demokratiepädagogik und Sozialem 
Lernen durch die Lehrpersonen und Schulleitungen 
Demokratiebildung wird konsensuell als wichtig eingeschätzt. Nach unserer Ein-
schätzung wird an Förderschulen mit Demokratiebildung allerdings ein Verständnis 
verbunden, dass vorrangig auf demokratiepädagogische Dimensionen abhebt. 

Bis auf eine Schule, die „mittelmäßig wichtig“ angibt, ist „außerordentlich wichtig“ 
die häufigste Nennung. Das ist konform zu Umfragen zu allgemeinen Einstellungen 
zu Gerechtigkeits- und Gleichheitsvorstellungen auf Seiten der Lehrpersonen, die 
in der Regel über ein hohes Ungleichheitsbewusstsein verfügen und die beispiels-
weise – mindestens abstrakt –normative Gleichheitspostulate, Inklusion und ähnli-
che offensiv normative Prinzipien vertreten. Auch wenn in solchen Befragungen 
soziale Erwünschtheitseffekte nicht auszuschließen und schwer konkret zu bezif-
fern sind, lässt sich doch davon ausgehen, dass der Lehrerberuf in der Regel mit 
einer hohen Zustimmung für allgemeine Gleichheitsgrundsätze korrespondiert. 
Auch innerhalb der Sonderpädagogik wird häufig positiv Bezug genommen auf die 
UN-Behindertenrechtskonvention, so dass die abstrakte Wertschätzung von Demo-
kratie insgesamt nicht überrascht.  

Allerdings hat die Forschung der letzten Jahre ein Spannungsverhältnis herausge-
stellt zwischen allgemeinen Einstellungen und Zustimmungen zu Demokratie und 
Menschenrechten auf Seiten von Lehrpersonen einerseits und Widerständigkeiten 
andererseits, wenn es darum ging, Demokratie, Partizipation (oder Inklusion) an der 
eigenen Schule konkret, etwa durch entsprechende Projekte oder außercurriculare 
Angebote oder eine vollständige Ausrichtung des Schulkonzepts zu implementieren. 
Dieses Spannungsverhältnis bildet sich in unseren Daten dadurch ab, dass bis auf 
eine Schule, die anführt, dass in ihrer Schule schon viel Demokratiebildung erfolgt, 
die Zustimmungswerte auch bei der Frage, ob Demokratiebildung in der Schule 
künftig eine größere Rolle spielen soll, ebenfalls sehr hoch sind. Die Interpretation 
liegt nahe, dass der abstrakten Zustimmung zu Demokratie keine umfassenden 
Maßnahmen innerhalb der eigenen Schule korrespondieren. Die Kombination der 
zustimmenden Aussagen, dass Demokratiebildung sehr wichtig ist und in Zukunft 
eine größere Rolle spielen sollte, lässt sich nur dann konsistent halten, wenn sie bis 
dato noch nicht vernünftig etabliert ist.  

Bei der offenen Frage, welche Aspekte im Kontext von Demokratiebildung als be-
sonders wichtig erachtet werden, wurden von allen Schulen Dimensionen der Mit-
bestimmung (in unterschiedlichen Vokabeln und mit leicht unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen) benannt. Eine Mehrheit benennt ebenfalls die mit Demo-
kratie notwendig in Verbindung stehenden Dimensionen der Toleranz und der He-
terogenitätsakzeptanz. Ebenfalls Erwähnung findet Gerechtigkeit und die Kenntnis 
eigener Rechte und Pflichten und in zwei Fällen werden Menschenrechte ganz ex-
plizit angesprochen. Nach unserer Einschätzung ist das Konzept der Demokratie-
bildung damit näher am Pol Sozialen Lernens als am Pol menschenrechtlicher Deu-
tungen.  

Eine eher partizipations-gestützte Lesart von Demokratiebildung ist auch vor dem 
Hintergrund plausibel, dass alle Schulen bis auf eine die Institutionalisierung des 
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Klassenrats und die Etablierung von Schüler*innenvertretungen angeben. Überra-
schend war, dass lediglich eine Schule das Vorhandensein von Service-Learning-
Projekten an der Schule benannt hat – nach unseren Homepage-Analysen dürfte 
das aus unserer Sicht eher damit zusammenhängen, dass der Begriff noch nicht so 
stark in die Sonderpädagogik eingewandert ist wie das für die Schulpädagogik der 
Fall ist. Denn mittlerweile liegen hierzu nicht nur Veröffentlichungen und einschlä-
gige Webportale vor – im Praxishandbuch Service Learning sind Beispiele aus För-
derschulen aufgegriffen (Seifert et al. 2019) und am Lehrstuhl der Sonderpädagogik 
IV der Universität Würzburg (https://www.sonderpaedagogik.uni-
wuerzburg.de/profu/profu-projekte-forschung-und-unterstuetzung-service-learn-
ing/) ist eine sehr aufwändig eingerichtete Kontaktbörse für Service-Learning-Pro-
jekte eingerichtet worden –, sondern auf fast allen von uns besuchten Homepages 
der Förderschulen finden sich Service-Learning-analoge Aktivitäten. 

Bei der Frage, ob Schüler*innen im sozialen Lernen an der Schule besonders geför-
dert werden, sind die Antworten aller befragten Schulen am ausführlichsten. Auch 
hier wird häufig auf Streitschlichtung hingewiesen und die Organisation gemeinsa-
mer Aktivitäten wie Sportveranstaltungen, AG’s oder gemeinsames Kochen spielt 
eine sichtbare Rolle. Komplementär werden entweder Anti-Aggressionstrainings, 
sucht- oder gewaltpräventive Programme benannt, aber auch darauf hingewiesen, 
dass die vorliegenden Programme nicht gut an Förderschulen umsetzbar sind und 
deshalb auf eigene Materialerstellung oder auf grundlegende Adaptionen zurückge-
griffen wird.  

Insgesamt ist zu konstatieren, dass Demokratiepädagogik zumindest in der Selbst-
beschreibung der Förderschulen in vielfacher Weise präsent ist und dass die noch 
vor zehn bis fünfzehn Jahren dominante Sichtweise von Förderschulleitungen, dass 
soziales Lernen und Demokratiepädagogik/-bildung bereits in der ganzen Anlage 
dieser Schulform liegt und deshalb keine besonderen Anstrengungen in Hinblick 
auf Partizipation, der Stärkung sozialer Kompetenzen oder der Stärkung demokra-
tischer Teilhabechancen unternommen werden müssen (eine Perspektive, die nur 
bei einer Schule noch explizit auftaucht), weiter entwickelt worden ist. 

Einschätzung der Bedeutung von Politikdidaktik und Menschenrechtsbil-
dung durch die Lehrpersonen und Schulleitungen 
In Hinblick auf die Politikdidaktik und den Unterrichtsinhalt des politisch-instituti-
onellen Systems bzw. die freiheitlich-demokratische Grundordnung ergibt sich für 
die Schulen aus Baden-Württemberg ein konsistentes Bild, auch, wenn die für die 
SBBZ vorliegenden Bildungspläne mit herangezogen werden. Wie im dritten Kapi-
tel herausgestellt, dominiert ein demokratiepädagogischer Zugang und hinterlässt 
eine politikdidaktische Leerstelle im Förderschulbereich – das wird auch in den Ant-
worten auf die Frage, ob und in welcher Form Politikunterricht an der Schule durch-
geführt wird, deutlich. In zwei Fällen haben wir es mit SBBZ zu tun, die bis zur 
sechsten Klassenstufe unterrichten und die als Begründung für fehlenden Politik-
unterricht darauf hinweisen, dass sie nach dem Grundschullehrplan unterrichten. 
Zudem werden (auch von anderen Schulen) politische Inhalte aus tagesaktuellen 
Themen in den Unterricht eingespeist.  

https://www.sonderpaedagogik.uni-wuerzburg.de/profu/profu-projekte-forschung-und-unterstuetzung-service-learning/
https://www.sonderpaedagogik.uni-wuerzburg.de/profu/profu-projekte-forschung-und-unterstuetzung-service-learning/
https://www.sonderpaedagogik.uni-wuerzburg.de/profu/profu-projekte-forschung-und-unterstuetzung-service-learning/
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Nun sind tagesaktuelle Ereignisse nicht ohne erheblichen Arbeitsaufwand (z. B. im 
Rahmen einer Elementarisierung der dahinterliegenden Gegenstände und Kon-
zepte) auf der systematischen politikinstitutionellen Ebene zu verfolgen, so dass die 
Thematisierung wenig tiefgründig erfolgen dürfte. Darüber hinaus ist der Hinweis 
auf den Grundschullehrplan selbstverständlich zutreffend; allerdings liegt eine 
große Anzahl von Materialien für den Politikunterricht der fünften und sechsten 
Klasse vor, so dass Schulen im Rahmen ihrer autonomen Spielräume durchaus in 
der Lage und berechtigt wären, Politikdidaktik in der Schule systematischer mit ein-
zubeziehen. Insofern bleibt es zumindest teilweise etwas begründungsbedürftig, das 
Thema Politik systematischer mit einzubeziehen, insbesondere dann, wenn demo-
kratische Teilhabe für die Förderschulklientel nicht als überragend wichtig erachtet 
wird.  

Einige Schulen verweisen an dieser Stelle auch ganz ausdrücklich auf die demokra-
tiepädagogischen Elemente, etwa auf die kommunalen Service-Learning-Aktivitäten 
oder direkt auf den etablierten Klassenrat. Diese Antworten implizieren aus unserer 
Sicht, dass die politisch-institutionelle Struktur der Bundesrepublik eher außerhalb 
des schulischen Lernarrangements verbleibt. 

Schließlich wird auf das auch in den Rahmenlehrplänen verankerte Fach 
Welt/Zeit/Gesellschaft verwiesen, bei dem ja durchaus eine Reihe von Anknüp-
fungspunkten für die unterschiedlichen Dimensionen der Demokratiebildung her-
ausgearbeitet wurden (siehe Abs. 3.2 oben). Inwieweit in den Fächerverbünden tat-
sächlich in erheblichen Umfang Politikunterricht erfolgt, ist nur schwer einzuschät-
zen – die vorliegenden Studien zeigen aber für die Regelschulen, dass der Politik-
unterricht an deutschen Schulen vergleichsweise wenig vorkommt. Das dürfte nach 
unserer Einschätzung und den Beobachtungen und Gesprächen an Förderschulen 
sehr analog sein. Die Inhalte des Schulfachs Politik, die in Fächerverbünden einge-
arbeitet wurden, sind sicher, so unsere zusammenfassende Einschätzung, deutlich 
weniger präsent an Förderschulen als vielfältige im Spektrum der Demokratiepäda-
gogik anzusiedelnde Aktivitäten, die unmittelbar mit „Politik“ im weitesten Sinne 
assoziiert werden. 

Bei der Frage nach der expliziten Thematisierung von Menschenrechten, Grund-
rechten und Kinderrechten wird auf die Verwendung von Materialien der Landes- 
und Bundeszentrale für politische Bildung verwiesen, ohne allerdings konkrete Bei-
spiele zu nennen. Ferner wird darauf hingewiesen, dass in den späteren Klassenstu-
fen (Oberstufe der SBBZ) diese Themen ein bis zwei Stunden pro Woche vorkom-
men, ohne auch hier konkreter zu werden. Insgesamt dominiert aber deutlich die 
Sichtweise, dass in den Förderschulzentren die Thematisierung von Menschen-, 
Kinder- und Grundrechten ohnehin alltäglicher Bestandteil der sonderpädagogi-
schen Praxis ist und deshalb nicht explizit verfolgt werden muss.  

Diese Sichtweise fußt nach unserer Einschätzung auf einer bis heute existierenden 
Reserviertheit der Sonderpädagogik gegenüber einer expliziten Betonung von Men-
schenrechten und der daraus abgeleiteten notwendigen Organisationsformen von 
Bildungsprozessen für Kinder und Jugendliche mit Einschränkungen, wie sie vor 
allem von der UN-Behindertenrechtskonvention verlangt wird: „Gewiss ist es nicht 
übertrieben zu sagen, dass die Sonderpädagogik sich bisher nicht in grundlegender 
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Art und Weise mit den Menschenrechten beschäftigt hat“ (Wohlgensinger 2014, S. 
74). Nach Liesen et al. (2012) liegt das vor allem daran, dass das sonderpädagogische 
Professionsverständnis durch die Anwaltschaft für Menschen mit Einschränkungen 
grundiert ist, während menschenrechtliche Positionen in aller Regel mit subjektiver 
Autonomie und der gattungsmäßigen Berechtigung, bestimmte Rechte zu besitzen, 
argumentieren – Hannah Arendts starkes Postulat sei erwähnt, dass jeder Mensch 
das Recht habe, Rechte zu haben (vgl. Arendt 1991 [1955]). Allerdings werden Men-
schen mit Behinderung(en) auf der Grundlage dieses anwaltschaftlichen Zugangs 
vorrangig als „bildungs- und erziehungsbedürftige Subjekte mit einem Entwick-
lungsbedarf, in dem sie professionell unterstützt werden müssen“ (Liesen et al. 
2012, S. 22; vgl. hierzu ausführlicher Wohlgensinger 2014), betrachtet. Die in unse-
rer Befragung häufig anzutreffende Perspektive, dass Kinder- und Menschenrechte 
ohnehin in dieser Schulform omnipräsent sind, spiegelt aus unserer Sicht gerade die 
Distanz zu einer expliziten Menschenrechtsbildung wider. 

In der Gesamtschau ergibt sich – auf begründet-spekulativer Basis, das sei ein letztes 
Mal betont – ein konsistentes Bild: Während die Demokratiepädagogik und außer-
curriculare Programme den Weg in die Förderschulpraxis gefunden haben, ist es um 
einen systematischen Politikunterricht bzw. die Vermittlung politikdidaktischer In-
halte und Prinzipien deutlich schlechter bestellt. Explizite Menschenrechtsbildung 
schließlich spielt – entgegen den Referenzen in den Bildungsplänen aus Baden-
Württemberg – keine sichtbare Rolle.  
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6 Demokratiebildung an 
Förderschulen: offene Fragen und 
Diskussionspunkte 

Im Zuge der Bearbeitung des Themas Demokratiebildung in Förderschulen, ver-
stärkt durch die wegen der Corona-Krise eher konzeptionell angelegte Expertise, 
sind eine Reihe von offenen Fragen und Diskussionspunkten zu Tage getreten, de-
nen in diesem Kapitel Platz abschließend eingeräumt wird. 

Demokratiebildung an Förderschulen contra Demokratiebildung im Rah-
men von Inklusion 
Zunächst ist zu konstatieren, dass die Beantwortung der Frage nach politischer bzw. 
Demokratie-Bildung an Förderschulen nach einer etwa zehnjährigen und in den 
meisten Bundesländern sehr halbherzig durchgeführten Umstellung auf ein inklusi-
ves Schulsystem noch immer dringend notwendig ist. Noch immer wird in der über-
wiegenden Mehrzahl der Bundesländer der erheblich größere Teil von Schülerinnen 
und Schülern mit diagnostiziertem Förderbedarf an segregierten Schulformen be-
schult. Weil der Weg zu politischer Partizipation und politischem Engagement bei 
Schüler*innen mit Einschränkungen, die bis zur massiven Begrenzung und Beschä-
digung kognitiver Prozesse reichen (die allerdings vergleichsweise sehr selten sind) 
besonders weit zu sein scheint, wäre gerade aus einer normativen Perspektive, die 
auf Partizipation, Gleichberechtigung und die Befähigung (und vollumfänglicher 
Unterstützung) zur Ausübung eigener Rechte setzt, besonders angezeigt.  

Ausgerechnet durch das Thema Inklusion sind die an Förderschulen beschulten 
Kinder aber in dieser Hinsicht etwas in Vergessenheit geraten. Nachdem das För-
derschulsystem einige Jahre unter massiver Kritik stand, scheint sich eine „Beruhi-
gung“ der Debatte über diese Schulform vollzogen zu haben und der Fokus – auch 
der erziehungswissenschaftlichen und soziologischen Publikationen – hat sich prag-
matischer auf pädagogische und schulkulturelle Gelingensbedingungen von Inklu-
sion in Regelschulen verlagert. Das BMBF hat erhebliche Forschungsgelder zur 
Umsetzung von Inklusion an Schulen ausgelobt und verschiedene Förderlinien be-
gründet. Die Fachdidaktiken haben sich des Themas der zunehmenden Heteroge-
nität angenommen und eine beeindruckende Anzahl von (z. T. sehr kleinteiligen) 
empirischen Studien, Lehrwerken und Unterrichtsmaterialien im Rahmen evidenz-
basierter Unterrichtsforschung vorgelegt. Und die Fortbildungen, die für Lehrerin-
nen und Lehrer zur Unterstützung der Umsetzung von Inklusion angeboten wer-
den, sind zahllos (allerdings finden sich einer im Rahmen des StiEL-Projekts 
(www.stiel-verbund.de) durchgeführten Analyse zufolge so gut wie keine Angebote 
aus einer menschenrechtsbasierten Inklusionsperspektive, obwohl sich die schuli-
schen Umsetzungsbemühungen von Inklusion der Ratifizierung einer Menschen-
rechtskonvention und den darauf basierenden Interpretationen des Menschenrechts 
auf Bildung verdanken, welches zudem ein Recht auf Menschenrechtbildung ein-
schließt).  

http://www.stiel-verbund.de/
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Zwar hat Inklusion mittlerweile erhebliche und häufig höchst problematische Kon-
sequenzen für die Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen, die nunmehr sowohl 
an Förderschulen als auch – stundenweise – an Regelschulen lehren. Aber all diese 
Entwicklungen haben nach unserer Einschätzung kaum Effekte auf die noch immer 
an Förderschulen beschulten Kinder, die hiervon wenig berührt werden.  

Folgender allgemeiner Eindruck drängt sich auf: Aktuell erscheint die Lage bundes-
weit als ein schlechter Kompromiss, an dem keine Seite seine Freude hat: Die Be-
rufspraxis der Profession der Sonderpädagog*innen ist zunehmend räumlich frag-
mentiert, wobei die Klagen über die Regelschul-Lehrer*innen bei der multiprofes-
sionellen Zusammenarbeit kaum zu überhören sind. Die Regelschulen sind perso-
nell und didaktisch noch immer nicht auf Inklusion angemessen vorbereitet. Die 
Folge ist, dass gerade akademische Eltern in der Ausübung der kindlichen Interes-
sen zunehmend ihre Kinder mit besonderen Förderbedarfen auf Förderschulen an-
melden, die zum Teil (noch) suboptimalen Zustände an Inklusionsschulen vor Au-
gen. 

Diese Fragen nach Inklusion berühren tatsächlich unmittelbar den Gegenstandsbe-
reich von Demokratiebildung an Förderschulen, weil sie Kinder und Jugendliche 
betrifft, die an einer bis heute stigmatisierten und in Hinblick auf die biografischen 
Perspektive der Schülerschaft äußerst problematischen Schulform unterrichtet wer-
den, von der der öffentliche Diskurs über Jahre der Meinung war, dass sie abge-
schafft oder auf das Notwendigste eingeschränkt werden sollte. Es lässt sich argu-
mentieren, dass Kinder und Jugendliche von als problematisch angesehenen Schul-
formen – ganz unabhängig von ihrer individuellen Persönlichkeit und Kompetenz! 
– sowohl in Hinblick auf die gleichberechtigte Partizipation etwa in der Peer-Kom-
munikation als auch in der Ausübung politischer Praktiken von vorne herein über 
Nachteile verfügen. Solange Förderschulen in dieser Weise existieren, müssten sie, 
so eine Konsequenz, in Hinblick auf Demokratiebildung, vor allem auch kompen-
satorisch arbeiten, damit Kinder und Jugendliche ihre verfassungsmäßig garantier-
ten Grundrechte bestmöglich und so autonom wie möglich ausüben können. Hierzu 
könnte aus unserer Sicht eine massive Ausdehnung expliziter Kinder-, Grund- und 
Menschenrechtsbildung sowie eine deutliche Stärkung der Sichtbarkeit traditioneller 
politischer Bildung beitragen, die an Förderschulen nach unseren Recherchen ein 
Schattendasein führen.  

Auf der anderen Seite ist keineswegs klar und eine empirisch vollkommen offene 
Frage, ob unter den gegebenen Umständen Kinder mit besonderen Förderbedarfen, 
die an Regelschulen beschult werden, von den Programmen zur Demokratiebildung 
überhaupt profitieren. Hier fehlt es substantiell an ethnographischer Forschung, die 
untersucht, wie genau Kinder mit attestierten Einschränkungen in die schuldemo-
kratischen Prozeduren (Klassenrat usw.) einbezogen werden, ob es ihnen gelingt, 
ihre Bedürfnisse adäquat in Verhandlungsprozesse auf der Peer-Ebene einzubrin-
gen. Ob also Kinder mit unterschiedlichen Einschränkungen tatsächlich von De-
mokratiebildung an Regelschulen durch den Aufbau demokratischer Kompetenzen 
profitieren, muss als vollkommen offene Frage betrachtet werden.  
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Evidenzbasierte politische Bildung an Förderschulen? 
Eng mit der Frage nach den konkreten Einbindungen in verfügbare Partizipations-
möglichkeiten an Schulen verbunden ist die Frage nach sogenannten Transfereffek-
ten demokratiepädagogischer Formate in außerschulische politische Handlungsfel-
der. Der Stand der empirischen Forschung zu solchen Transfereffekten ist sehr ge-
ring (vgl. die Beiträge in Burth/Reinhardt 2020). Es muss nach wie vor als offene 
Frage bezeichnet werden, unter welchen Bedingungen sich in der Schule erworbene 
demokratische Kompetenzen in von Macht und Herrschaft durchdrungene außer-
schulische politische Handlungsfelder übertragen lassen, wie sich Kinder und Ju-
gendliche aus Förderschulen (oder Kinder und Jugendlichen mit Einschränkungen 
aus Regelschulen) dort einbringen (können) und auf welche Hindernisse und Blo-
ckaden sie dort treffen, selbst wenn sie die Kontaktaufnahme in politische Institu-
tionen erfolgreich bewältigt haben. Von daher wäre eine Transferforschung, die ers-
tens verfolgt, welche Formate in außerschulische politische Handlungskontexte 
übertragbar sind, und zweitens als Übergangsforschung die politischen Aktivitäten 
für die Zeit nach der Schule erhebt, angezeigt. Solch eine Forschung ist allerdings 
als vergleichsweise komplex und aufwändig einzuschätzen. 

Verfügbare Angebote von Demokratiebildung an Förderschulen 
In den meisten Bundesländern wurden in den letzten 15 Jahren die Rahmenlehr-
pläne bzw. Bildungspläne in Hinblick auf Demokratiebildung renoviert und insbe-
sondere die beiden Dimensionen der Demokratiepädagogik und impliziten Demo-
kratie- und Menschenrechtsbildung deutlich sichtbar gestärkt. Feststellbar ist, dass 
Programme verstärkt in die Förderschulpraxis Einzug gehalten haben, die wir unter 
der Dimension des sozialen Lernens bzw. der impliziten Demokratie- und Men-
schenrechtsbildung gefasst haben. Zumindest in den Interviews wurde vielfach auf 
die Implementierung des Klassenrats und von Formaten der Streitschlichtung hin-
gewiesen und es ist, auch wenn hier wenig gesicherte Vergleichszahlen vorliegen, 
aus unserer Sicht wahrscheinlich, dass Service Learning-Aktivitäten mittlerweile 
häufiger an Förderschulen implementiert sind als 15 Jahre zuvor. 

Zumindest bei der Frage nach expliziter Menschenrechtsbildung stellt sich für die 
Förderschulen die Frage nach adäquaten Angeboten. Wir haben hierzu recherchiert 
und nur sehr wenig explizit auf die Förderschule ausgerichtetes Material gefunden. 
Besonders hervorzuheben und eindrucksvoll ist die Zusammenstellung von Materi-
alien zur politischen Bildung für Förderschulen im Bundesland Bayern zu nennen, 
auf den Seiten des Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsforschung München 
(www.isb.bayern.de) das Portal „Mitdenken! Mitreden! Mitgestalten! – Portal für 
Politische Bildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung an bayerischen Schu-
len“ (www.politischebildung.schulen.bayern.de/), auf dem sich unter der Rubrik 
Politische Bildung in den einzelnen Schularten auch die Förderschule findet. Unter 
dem dortigen Link ist eine übersichtliche und gut ausgestattete Sammlung einzelner 
Themen eingerichtet worden; die Sammlung reicht von Planspielen über Nachrich-
ten in Leichter oder Einfacher Sprache bis hin zum Klassenrat. 

Das von uns in Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung durch-
geführte VorBild-Projekt hat bislang zwei Module zum Sozialen Lernen und zwei 
Module zur politischen Bildung vorgelegt (www.bpb.de/mediathek/vorbild/ und 

http://www.isb.bayern.de/
http://www.politischebildung.schulen.bayern.de/
http://www.bpb.de/mediathek/vorbild/
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www.ph-freiburg.de/de/soziologie/forschung/laufende-projekte/vorbild.html), 
die mit Hilfe multimedialer Einheiten Demokratiebildung in allen vier Dimensionen 
(und in systematischer Verknüpfung von impliziter und expliziter Demokratie- und 
Menschenrechtsbildung) an Förderschulen verankern soll (Bittlingmayer et al. 
2012). Die beiden Module „Selbstvertrauen und Vertrauen in Andere“ sowie 
„Grund- und Menschenrechte“ sind allerdings erst kürzlich fertig gestellt worden. 
Auf der Grundlage unserer Gespräche, Befragungen und Recherchen können wir 
festhalten, dass das VorBild-Projekt bislang in der Förderschulpraxis keine nen-
nenswerte Rolle spielt und weitgehend unbekannt ist. 

Bei den Materialsammlungen zur Stärkung von „Service Learning“-Elementen 
(bzw. „Lernen durch Engagement“ als Teil von Demokratielernen), finden sich häu-
fig als Beispiele demokratiepädagogische Aktivitäten, die in Förderschulen insbe-
sondere projektförmig durchgeführt worden sind. 

Aus Gesprächen mit Sonderpädagogikstudierenden wissen wir, dass es sporadisch 
im Sonderpädagogikstudium Seminarformate gibt, die Klassenrat oder Service-
Learning thematisieren. Ferner gibt es vereinzelt Seminare zum buddY-Programm 
(www.vodafone-stiftung.de/buddy-programm/), aber es lassen sich im Sonderpä-
dagogikstudium keine systematischen Bezüge und Module zur politischen Bildung 
und zur Demokratiebildung in den von uns untersuchten vier Bundesländern fin-
den. 

Schließlich lässt sich mit Lions-Quest „Erwachsen handeln“ (https://www.lions-
quest.de/lions-quest/erwachsen-handeln/) noch ein allgemeines Life Skills-Pro-
gramm anführen, das ebenfalls eine Kombination aus subjektbezogenen Kompe-
tenzen und politischer Bildung favorisiert und das als allgemeines außercurriculares 
Unterrichtsprogramm Förderschulen nicht ausschließt. Solche allgemeinen und 
nicht-zielgruppenspezifischen außercurricularen Unterrichtsprogramme finden sich 
in den Förderschulen sehr selten wieder – aus Sicht der Lehrkräfte ist der Aufwand 
für die Adaption an die eigene Lerngruppe zu hoch, so dass die Entwicklung von 
eigenen Unterrichtsmaterialien schneller zu bewerkstelligen ist.33 

Es ist zusammenfassend relativ deutlich, dass es an zielgruppenspezifischen Mate-
rialien zur Demokratiebildung an Förderschulen mangelt. Weil bis auf absehbare 
Zeit eine relevante Anzahl von Kindern und Jugendlichen an Förderschulen unter-
richtet werden, plädieren wir dafür, diesem Mangel zu begegnen. Trotz der aus post-
strukturalistischer Perspektive prinzipiell dilemmatischen Struktur zielgruppenspe-
zifischer Materialien, die darin besteht, benachteiligte soziale Gruppen immer wie-
der dadurch zu konstituieren, dass sie von der Allgemeinheit abgetrennt und ausge-
sondert werden, ist die verstärkte Entwicklung und Anstrengung, Materialien zur 
Demokratiebildung für Förderschülerinnen und Förderschüler zur Verfügung zu 

 

 

33  Dasselbe gilt auch für sonstige zur Verfügung stehende Materialien der Menschenrechtsbildung 
wie z. B. der Bundes- und Landeszentralen für politische Bildung, des Deutschen Instituts für 
Menschenrechtsbildung oder von Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International.    

 

http://www.ph-freiburg.de/de/soziologie/forschung/laufende-projekte/vorbild.html
http://www.vodafone-stiftung.de/buddy-programm/
https://www.lions-quest.de/lions-quest/erwachsen-handeln/
https://www.lions-quest.de/lions-quest/erwachsen-handeln/
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stellen, solange notwendig wie es Förderschulen gibt. Denn es ist angesichts der 
gesellschaftspolitischen Kontroversität der Frage um ein inklusives Schulsystem 
nicht davon auszugehen, dass Förderschulen kurzfristig, flächendeckend und in al-
len Förderbereichen abgeschafft werden. Insofern brauchen die jetzt und hier in 
Förderschulen beschulten Kinder und Jugendlichen und ihre Lehrkräfte Unterstüt-
zung. 

Lohnt sich Demokratiebildung an Förderschulen überhaupt?  
Als weiteren Diskussionspunkt wollen wir eine häufig implizit bleibende Perspek-
tive kurz andeuten, ohne hier das gesamte Spektrum der Argumente aus Politikwis-
senschaft, politischer Soziologie, Demokratietheorie und Verfassungsrecht hier er-
schöpfend verhandeln zu können. Infrage steht, wie viel Ressourcen eine Gesell-
schaft (oder ein Bundesland) für die Stärkung der Demokratiebildung an Förder-
schulen zur Verfügung stellen soll, wenn erstens die Zukunft des Förderschulsys-
tems unklar ist und zweitens bei der Förderschulklientel, etwa in der Förderlinie 
sogenannter geistiger Beeinträchtigung (vgl. hierzu Feuser 2013), ohnehin kaum 
eine massive Stärkung der Beteiligung in politischen Gremien, Parteien und Institu-
tionen zu erwarten ist. Diese utilitaristische Perspektive ist auch in einer spezifi-
schen Variante in der Schulpraxis sehr präsent, die anführt, dass es für Kinder und 
Jugendlichen an Förderschulen wichtigere Probleme gibt, als beispielsweise das 
deutsche Parteiensystem zu kennen, zu wissen, was ein Zweikammersystem ist, oder 
an einem Besuch im Bundestag teilzunehmen. Die Perspektive aus der Förderschul-
praxis, die uns immer wieder als Kontrast präsentiert wurde, zielt vor allem auf eine 
gelingende (möglichst autonome) Lebensbewältigung und auf eine Arbeitsmarktin-
tegration ab – Motive politischer Bildung werden demgegenüber als für die Gesamt-
biografien von Förderschülerinnen und Förderschülern weniger unmittelbar be-
deutsam erachtet. Diese Perspektive ist ernst zu nehmen, liefert sie doch ein realis-
tisches Bild der aktuellen gesellschaftlichen Verhältnisse und lässt erahnen, wie groß 
die gesellschaftlichen Veränderungen wären, die diese Argumentation aushebeln 
könnten. 

Wir halten in diesem Zusammenhang auch die prinzipielle Gegenüberstellung einer 
auf Fürsorge festgelegten Sonderpädagogik und einer dementgegen auf individuelle 
Autonomie abzielenden UN-Behindertenrechtskonvention (Liesen et al. 2012; 
Wohlgensinger 2014) weder für zielführend noch für gerechtfertigt. Aus unserer 
Sicht lassen sich beide Perspektive gut vereinbaren, wenn ständische Interessen 
nicht in den Vordergrund gestellt und die Fürsorge und Anwaltschaft selbst unter 
die Zielperspektive individueller Autonomie gestellt wird. 

Zugleich kann eine Perspektive, die an Förderschulen beschulte Kinder und Jugend-
liche auf erfolgreiche Lebensbewältigung und Arbeitsmarktintegration als vordring-
lichste Problemlagen festlegt, nicht befriedigen. Einer in diesem Sinne realistischen 
oder einer unmittelbar utilitaristischen Sichtweise ist zunächst entgegenzuhalten, 
dass alle Kinder und Jugendliche (und späteren Erwachsenen) über individuelle 
grundgesetzliche Rechte verfügen, über die sie bestmöglich und unabhängig vom 
Aufwand, gemäß dem in Verfassungen und Schulgesetzen verankerten Bildungsauf-
trag, in Kenntnis zu setzen sind. Ferner müssen sie in die Lage versetzt werden, die 
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ihnen, unabhängig von ihrer jeweiligen (schulischen) „Leistungsfähigkeit“ (ein all-
gemeiner Maßstab, der übrigens nicht seriös zu operationalisieren ist!) zustehenden 
Rechte bestmöglich in ihrem Alltag zu realisieren.  

Wenn sich Gesellschaften als demokratisch verfasste Gemeinwesen verstehen und 
institutionalisiert haben, dann sind die Meinungen, Bedürfnisse und Handlungsop-
tionen aller in einem Gemeinwesen lebender Menschen relevant, jedenfalls dann, 
wenn die Demokratie nicht zu einem Elitenprojekt umformatiert werden soll. Da 
mittlerweile bei Jugendlichen die Empfänglichkeit für rechtspopulistische und -ext-
remistische Parolen sowie z. T. auch die Zustimmungswerte für autokratische Re-
gime zunehmen und Demokratie nicht mehr unter allen Umständen uneinge-
schränkt als sinnvollste Regierungsform begriffen wird, wäre dem hier stark entge-
genzuwirken. Zudem hat der Blick in die Bildungspläne, Rahmenverordnungen, 
KMK-Papiere usw. unmissverständlich gezeigt, dass – zumindest auf der rhetori-
schen Ebene – die angemessene Ausübung der vorhandenen Grundrechte für alle 
Kinder und Jugendliche gewährleistet sein müssen. Vor diesem Hintergrund muss 
man die demokratischen Partizipationsmöglichkeiten von Individuen und Gruppen 
stärken, deren individuelle Ressource nicht automatisch zur Ausübung ihrer ver-
brieften grundgesetzlichen Rechte führen. 

Demokratiebildung in der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften 
Der letzte Punkt, auf den im Kontext von schulischer Demokratiebildung hinge-
wiesen werden muss, ist die zentrale Bedeutung einer entsprechenden Qualifizie-
rung der Lehrkräfte, ohne die nicht zu erwarten ist, dass entsprechende Konzepte 
und Programme in substanziellem Umfang in Schule und Unterricht implementiert 
und eingesetzt werden, ganz unabhängig von der Schulform.  

Demokratie- und Menschenrechtsbildung, ebenso wie auch Wertebildung auf Basis 
des überfachlichen Bildungsauftrags der Schule, spielen jedoch in der Aus- und 
Fortbildung von Lehrkräften, wenn überhaupt, eine marginale Rolle (Schnei-
der/Gerold 2018; Gloe/Rademacher 2019; Piontek/Rademacher 2019), was z. T. 
mit einer zunehmenden Dominanz der Fachdidaktik sowie der Orientierung an 
Grundkompetenzen und Bildungsstandards in den Kernfächern zusammenhängt 
(Wiechmann/Becker 2016). In dem Maße, wie Demokratiebildung auch als eine fä-
cherübergreifende und auf die Schulentwicklung bezogene Aufgabe verstanden 
wird, wäre es allerdings erforderlich, dass zentrale Begriffe und Konzepte wie z. B. 
Demokratie, Menschenrechte, Menschenwürde, Rechtsstaat, unterschiedliche Poli-
tikverständnisse, aber auch Populismus, Extremismus, Autokratie eingehender re-
flektiert werden als dies in den gut gemeinten Erklärungen, Bildungsplänen und 
Handreichungen zur Demokratiebildung üblicherweise der Fall ist. Dies wäre ins-
besondere dann wünschenswert, wenn über die Förderung von Partizipation in und 
im Umfeld der Schule und von sozialen Kompetenzen hinaus auch das Systemver-
trauen in die Organisationsform repräsentativer und parlamentarischer Demokra-
tien, in dem politische Parteien zur Artikulation und Bündelung verschiedener ge-
sellschaftlicher Interessen und Belange eine zentrale Rolle spielen, gestärkt werden 
soll. Auch hinsichtlich angemessener didaktischer Prinzipien von Demokratiebil-
dung besteht Qualifizierungsbedarf. So ist z. B. die didaktische Perspektive des be-
reits erwähnten KMK-Beschlusses zur Demokratiebildung (KMK 2018a) an dem in 
der politischen Bildung einschlägigen Beutelsbacher Konsens orientiert, ohne dass 
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dessen Kenntnis, fachwissenschaftlichen Interpretationen sowie damit verbundene 
pädagogische Herausforderungen aber i. d. R. außerhalb der Politikdidaktik bekannt 
sind.  

Weitere Herausforderungen ergeben sich insbesondere im Zusammenhang der in 
jüngerer Zeit vielfach thematisierten Verpflichtung und Interventionsfähigkeit von 
Lehrkräften in Fällen von seitens der Schülerinnen und Schüler geäußerten rassisti-
schen, menschenabwertenden, demokratiefeindlichen und grundgesetzwidrigen Po-
sitionen (z. B. Däuble 2019; Waldmann 2019; Cremer/Niendorf 2020).34 Hier be-
darf es einerseits Kenntnisse und Kriterien, um verfassungsfeindliche und demo-
kratieproblematische Aspekte in Äußerungen überhaupt erkennen und angemessen 
einschätzen zu können, und andererseits angesichts von Online-Meldeplattformen 
der AfD einer Art pädagogischer „Zivilcourage“, um der Verunsicherung von 
rechtspopulistischen Kampagnen im Namen eines falsch verstandenen politischen 
Neutralitätsgebots zu widerstehen. Auch im Bereich der Qualifikation von Lehr-
kräften wären empirische Studien erforderlich, die die Möglichkeiten einer weiter-
gehenden Verankerung von Demokratiebildung in Aus- und Fort- und Weiterbil-
dung ausloten.  

 

 

34  Im Beschluss zur Demokratiebildung der KMK (2018a, S. 5) heißt es: „Wenn Schülerinnen und 
Schüler in einer Diskussion Standpunkte äußern, die mit der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung und den Menschenrechten nicht vereinbar sind, dürfen Lehrerinnen und Lehrer diese 
keinesfalls unkommentiert oder unreflektiert lassen.“ 
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